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I. 


Die  Träger  der  Prämien  und  ihre 
Aufgaben. 

Die  Verwaltung  eines  jeden  Bergwerksunternehmens 
verfällt  in  die  technische  und  kaufmännische,  deren  fachge- 
mässes  Zusammenarbeiten  unbedingt  erforderlich  ist. 

Die  Leitung  des  technischen  Betriebes  liegt  in  den  Hän- 
den eines  Oberbeamten  mit  dem  Titel  eines  technischen  Direk- 
tors, welchem  Betriebsführer,  Obersteiger  (Fahrsteiger)  und 
Steiger  als  Beamte  beigegeben  sind.  Die  Verteilung  der  Ge- 
schäfte findet  derart  statt,  dass  die  gesamte  Belegschaft  unter 
Führung  eines  Betriebsführers  in  Betriebsabteilungen  mit  je 
einem  Obersteiger  eingeteilt  ist.  Der  Obersteiger  ist  dafür 
verantwortlich,  dass  der  Betrieb  in  der  ihm  unterstellten  Be- 
triebsabteilung in  Uebereinstimmung  mit  den  Anweisungen  der 
Direktion  geführt  wird. 

Jeder  Betriebsabteilung  sind  auf  allen  grösseren  Werken 
mindestens  3 Steiger  (Reviersteiger)  zur  unmittelbaren  Lei- 
tung einer  Unterabteilung  (Reviers)  beigeordnet  und  zwar 
derart,  dass  jedem  Revier  ein  technischer  Beamter  dieser  Art 
vorsteht.  Die  Reviersteiger,  denen  zur  Unterstützung  Hülfs- 
steiger  und  Fahrhauer  beigegeben  sind,  erteilen  die  not- 
wendigen Anweisungen  für  das  Revier,  sie  besorgen  vor  und 
nach  der  Schicht,  die  je  nach  örtlichen  Gewohnheiten  8 — 10 
Stunden  währt,  das  Anschreiben  der  Schichten  und  dadurch 
zugleich  die  Kontrolle  über  die  eingefahrene  oder  ausgefah- 
rene Mannschaft  ihres  Reviers.  Denn  jeder  Bergmann  ist 
Inhaber  einer  Metallmarke,  die,  mit  einer  Nuntmer  versehen, 
für  gewöhnlich  über  der  entsprechenden  Nummer  an  einer 
mit  fortlaufenden  Nummern  versehenen  grossen  Tafel  in  der 
Markenstube  hängt.  Passiert  der  Bergmann  die  Sperre,  so 
ruft  er  seine  Nummer,  und  die  Marke  wird  ihm  von  dem  Mar- 
kenkontrolleur ausgehändigt.  Er  wirft  sie  eigenhändig  in  einen 
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Kasten,  aus  dem  sie  später  von  dem  Markenkontrolleur  her- 
ausgenommen und  an  ihrer  Stelle  an  der  Tafel  wieder  aufge- 
hängt  wird.  Das  Fehlen  oder  Vorhandensein  der  Marke  an 
der  Tafel  zeigt  dem  Steiger  an,  ob  der  Bergmann  angefahren 
ist  oder  nicht.  Die  Steiger  fahren  kurz  nach  der  Belegschaft 
ein  und  führen  während  der  Schicht  die  Aufsicht.  Ausser  auf 
die  Sicherheit  der  Arbeiter  und  des  Betriebes  haben  sie  vor- 
nehmlich auf  die  reine  Gewinnung  der  anstehenden  Minera- 
lien zu  achten  und  Sorge  dafür  zu  tragen,  dass  der  Stein-  und 
Kohlenfall1)  nach  Möglichkeit  vermieden  wird. 

Den  Arbeitern  gegenüber  haben  sich  die  Steiger  eines 
streng  rechtlichen  Verfahrens  in  allen  Lohnangelegenheiten 
und  einer  gleichmässig  wohlwollenden  Behandlung  zu  befleis- 
sigen.  Die  Erfüllung  einer  derartig  wichtigen  Aufgabe  erfor- 
dert um  so  mehr  ein  ruhiges  und  überlegtes  Benehmen,  als 
infolge  der  gerade  im  rheinisch-westfälischen  Kohlenbergbau 
bestehenden  Spannung  zwischen  Bergherrn  und  Arbeitern  aus 
den  Beziehungen  der  Steiger  zu  den  Bergleuten  oft  die  gröss- 
ten Streitigkeiten  entstehen.  Viele  Arbeiter  sehen  in  den  Re- 
viersteigern nicht  zuletzt  den  „Büttel“  der  Unternehmer2), 
der  nur  dazu  da  sei,  sie  zu  beaufsichtigen.  Dass  eine  solche 
Auffassung  nicht  ganz  unberechtigt  ist,  beweist  die  Praxis  und 
lässt  auch  die  Darstellung  zu,  welche  der  Professor  der  Berg- 
baukunde an  der  Bergakademie  in  Freiberg,  E.  Treptow, 
über  die  Aufgabe  der  Steiger  gibt.  Er  schreibt3): 

„Bei  jeder  Aufsichtsführung  ist  die  Regelmässigkeit  zu 
vermeiden;  dio  Untergebenen  lassen  leicht  in  der  Achtsamkeit 
nach,  wenn  sie  wissen,  wann  und  wie  oft  die  Vorgesetzten  er- 
scheinen.“ 

Dass  es  unter  diesen  Umständen  trotz  der  verhältnis- 
mässig geringen  Arbeiterzahl,  die  einem  Reviersteiger  unter- 
stellt ist,  zwischen  der  Belegschaft  und  dem  technischen  Auf- 
sichtsbeamten nicht  zu  einem  patriarchalischen  Verhältnis 

1)  d.  h.  Zusammenbruch,  Einsturz,  Herabfallen  von  Gebirgs- 
und  Kohlenmassen  und  Gegenständen. 

2)  von  Königslöw,  Erfahrungen  mit  Schrämmaschinen,  1904, 
S.  124. 

3)  Treptow,  Grundzüge  der  Bergbaukunde,  1907,  S.  580. 
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kommt,  das  der  neuzeitliche  Qrossbetrieb  mit  seinen  Arbeiter- 
heeren ohnehin  schon  illusorisch  gemacht  hat,  liegt  allzu  nahe* 
Namentlich  hat  auch  die  fortschreitende  Technik  im  Berg- 
bau ihren  Teil  dazu  beigetragen,  die  Feindschaft  zwischen 
Steigern  und  Arbeitern  zu  verstärken. 

Der  Bergmann  hängt  sehr  am  Hergebrachten.  Bis  zum 
17.  Jahrhundert  war  die  Schlägel-  und  Eisenarbeit  die  einzige 
Gewinnungsarbeit  fester  Massen.  Seit  Einführung  des  Pulvers 
im  Bergbau1)  (1632  wohl  zuerst  im  Harze)  dient  sie  jetzt  nur 
noch  zu  Qualitätsarbeit,  z.  B.  zum  Abteufen  der  ersten  Meter 
unter  dem  Fusse  eines  wasserdichten  Schachtausbaues.  Da- 
rauf herrschte  neben  der  Sprengarbeit  längere  Zeit  die 
Hereintreibarbeit,  die  im  Gegensätze  zur  Schlägel-  und  Eisen- 
arbeit grosse  Gesteinmassen  durch  Eintreiben  von  Keilen  in 
die  natürlichen  Absonderungen  der  Lagerstätte  gewinnen  will. 

Bei  der  Sprengarbeit  ist  die  Herstellung  der  Bohrlöcher 
von  Anfang  an  auf  grosse  Schwierigkeiten  gestossen.  Erst 
seit  der  Mitte  der  sechziger  Jahre  des  vergangenen  Jahrhun- 
derts hat  sich  das  Maschinenbohren  im  Bergbau  eingebürgert, 
das  entweder  stossend  oder  drehend  erfolgt2). 

Eine  nähere  Beschreibung  der  einzelnen  Bohrmaschinen, 
deren  Zahl  fast  ins  Ungemessene  geht,  fällt  aus  dem  Rahmen 
unserer  Abhandlung  hinaus.  Aber  die  Geschichte  der  Berg- 
baumaschinen ist  auch  zugleich  die  Geschichte  des  Kampfes 
der  Bergleute  gegen  alle  Neuerungen  des  technischen  Fort- 
schrittes. Denn  infolge  der  zunehmenden  Schwierigkeiten, 
genügend  geschulte  Arbeiter  zu  beschaffen  und  wegen  des 
Strebens,  die  Gestehungskosten,  die  ohnehin  schon  bei  der  zu- 
nehmenden Taufe  der  Flöze  stark  angewachsen  sind,  zu  ver- 
ringern, haben  die  Bergbaugesellschaften  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten versucht,  die  Menschenkraft  möglichst  durch  Arbeits- 
maschinen zu  ersetzten.  Beim  Abbau  kann  dies  geschehen 
bei  Herstellung  der  Bohrlöcher  und  sodann  beim  Schrämen 
bezw.  Schlitzen. 

Die  anfängliche  Unvollkommenheit  der  Bohrmaschinen, 
der  Mangel  an  geschulten  Arbeitern,  die  Maschinen  zu  bedie- 

1)  Köhler,  Katechismus  der  Bergbaukunde,  1891,  S.  81. 

2)  Treptow,  a.  a.  O.  S.  106. 
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nen,  haben  den  technischen  Errungenschaften  im  Bergbau 
grosse  Hindernisse  entgegengesetzt.  Einzelne  Bohrmaschinen 
wirkten,  da  sie  ein  Nachbohren  mit  der  Hand  bedingten,  so- 
gar nachteilig  auf  die  Leistung  des  Arbeiters  ein.1)  Auch 
die  Aussicht  auf  etwaige  Einübung  der  Bergleute  ermutigte 
nicht  zur  Fortsetzung. 

Andere  Bohrmaschinen  brachten  jedoch  bald  günstige 
Resultate.  So  die  Elliotsche  Handbohrmaschine,  mit  welcher 
der  Arbeiter  unter  günstigen  Umständen  in  Sandstein  das 
Doppelte  und  im  Schiefer  das  Dreifache  wie  mit  dem  Hand- 
bohrer leistete  und  dies  ausserdem  bei  bedeutend  geringerer 
Anstrengung2).  Die  durch  die  Bohrmaschine  erzielte  Zeit- 
ersparnis ist  umso  grösser,  je  härter  Kohle  und  Schiefer  sind3). 

Auf  der  Grube  Gerhard4)  bei  Saarbrücken  erzielten 
vergleichende  Versuche  folgendes  Durchschnittsergebnis : 

Ein  1 m tiefes  Bohrloch  erforderte  einschliesslich  aller 
Nebenarbeiten 


mit 

in 

weicher 

Kohle 

(Minuten) 

in 

harter 

Kohle 

(Minuten) 

in 

weichem 

Schiefer 

(Minuten) 

in 

hartem 

Schiefer 

(Minuten) 

in 

fein- 

körnigem 

Sandstein 

(Minuten) 

Handdrehbohrer.  . 

19 

52 

24 

90 

82 

Thomasmaschine  . 

16 

24 

30 

34 

44 

Ratschettmaschine 

23 

25 

30 

43 

36 

Forstermaschine  . 

(ohne  Gestell) 

24 

25 

29 

34 

31 

Forstermaschine  . 

(mit  Gestell) 

25 

18 

21 

22 

00 

CM 

Bei  Bohrungen  in  weicher  Kohle  und  weichem  Schiefer 
ergibt  der  Handdrehbohrer  sogar  bessere  Resultate,  als 


1)  Bosenik,  Uber  Arbeitsleistung  beim  Steinkohlenbergbau  in 
Preussen,  1906,  S.  7. 

2)  Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  im 
Preuss.  Staate  (Preuss.  Zeitschrift)  Bd.  39,  S.  94. 

* 3)  Preuss.  Zeitschrift  Bd.  49,  S.  289. 

4)  Preuss.  Zeitschrift  Bd.  46,  S.  102/03. 
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manche  Maschine,  die  je  nach  ihrer  Konstruktion  eine  Aui- 
stellungszeit  von  2 bis  10  Minuten  erfordert. 

Ueber  die  Kosten  geben  folgende  Zahlen  Aufschluss:1) 


in 

in 

in 

Schiefer- 

Sand- 

Kon- ' 

ton 

stein 

glomerat 

(in  Mark) 

(in  Mark) 

(in  Mark) 

Kosten  bei  Handbetrieb 

55,00 

75,00 

115,00 

Gesamtkosten  bei  Maschinenbetrieb 

pro  Meter 

66,76 

76,97 

89,24 

Hierbei  betrug  das  Gedinge  pro  Meter 

ausschl.  Sprengstoffen  .... 

40,78 

54,21 

61,47 

einschl.  Sprengstoffen  .... 

50,00 

65,00 

75,00 

Es  verhalten  sich  also  die  Kosten  des  Handbetriebes  zu 
den  Kosten  des  Maschinenbetriebes 


in  Schieferton  wie  100  : 121,7 
im  Sandstein  wie  100  : 102,6 
im  Konglomerat  wie  100  : 77,4;  sie  sind  also 
hier  — und  nur  hier  allein  — beim  Maschinenbetrieb  um 
22,6  Prozent  geringer.  Weiter  ergibt  sich  aus  der  Härte  des 
Gesteins  bei  Anwendung  der  Maschine  wirtschaftlich  ein  Vor- 
teil. Im  allgemeinen  liegt  die  grösste  Bedeutung  der  Bohr- 
maschinen in  der  Zeitersparnis  und  der  geringeren  Anstren- 
gung für  die  Arbeiter. 

In  Westfalen  haben  mechanisch  wirkende  stossende  Ge- 
steinsbohrmaschinen grössten  Erfolg  erzielt,  und  zwar  nicht 
nur  hinsichtlich  der  Zeitersparnis,  sondern  auch  hinsichtlich  der 
Betriebskosten,  was  lange  bestritten  war.  Ohne  sie  könnte 
rnan  die  Leistungen  garnicht  aufrecht  erhalten2).  Bei  einem 

1)  Glinz,  Der  Grtsbetrieb  mit  den  elektrisch  angetriebenen 
Kurbelstossbohrmaschinen  (die  wir  hier  als  „Maschine“  im  Auge 
haben),  1900,  S.  21/22. 

2)  Zeitschrift  „Glück  Auf“,  1902,  S.  247. 
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Querschlage  (unter  ganz  gleichartigen  Verhältnissen  und 
Qrössenabmessungen)  betrugen  die  Kosten  pro  Meter: 

mit  Handbetrieb  . . . 61,40  Mark 

mit  Maschinenbetrieb  . . . 53,50  Mark. 

Welche  Bohrmethoden  angewandt  werden  müssen,  ist 
wegen  der  verschiedenen  „natürlichen  und  örtlichen  Verhält- 
nisse“ Aufgabe  des  betreffenden  Steigers  und  oft  sehr  schwie- 
rig zu  bestimmen.1)  Je  besser  die  Maschine  jenen  Verhält- 
nissen angepasst  ist,  d.  h.  je  schneller  sie  Vordringen  kann, 
um  so  grösser  ist  ihre  Wirtschaftlichkeit.  Denn  worauf  es 
ankommt,  ist  „schnelleres  Vorrücken  bei  gleichem,  wenn  nicht 
geringerem  Kostenaufwande“.  So  Dem  an  et2)  schon  1885. 
Das  schnellere  Vordringen  ist  aber  bei  druckhaftem  Gebirge 
oft  geradezu  eine  Lebensfrage  für  die  Grube. 

Allein  die  Vorteile  eines  geschulten  Steigerpersonals  für 
das  Unternehmen  zeigt  sich  neben  der  richtigen  Anwendung 
und  Handhabung  der  Bohrmaschinen  vor  allem  beim  Schrä- 
men3). Es  soll  möglichst  pro  Schicht  1 m tief  handgeschrämt 
werden4).  Je  härter  das  Objekt,  desto  entfernter  die  Leistung 
von  dieser  Forderung.  Ausserdem  ist  jede  Beschleunigung 
des  Abbaues  desselben  Ortes,  wenn  nicht  unmöglich,  so  doch 
mit  grösseren  Kosten  verbunden.  So  hat  man  denn  auch 
hier  die  Maschinen  eingeführt,  um  die  Entstehungskosten 
durch  Erhöhung  der  Leistungen  zu  drücken.  Die  Frage  der 
technischen  grösseren  Durchführbarkeit  des  maschinellen 
Schrämens  statt  Handschrämens  und  die  darin  begründete 
Grösse  der  Wirtschaftlichkeit  ist  eine  „der  wichtigsten  Tages- 
fragen“5). „Eine  Schrämmaschine  hat  den  Zweck,  die  Schräm- 
leistung in  erhöhtem  Masse  zu  ersetzen,  einen  grösseren  Ge- 
winn an  stückreicherer  Kohle  und  eine  Einschränkung  des 
Sprengstoffverbrauches  herbeizuführen“6). 

1)  „Glück  Auf“,  1902,  S.  251. 

2)  Demanet,  Der  Betrieb  der  Steinkohlenbergwerke  1885, 
S.  214. 

3)  Schram  ist  Einschnitt  parallel  der  Flößfläche. 

4)  Köhler,  Katechismus  der  Bergbaukunde,  1891,  S.  52. 

5)  „Glück  Auf“,  Jahrg.  1901,  S.  1085. 

6)  „Glück  Auf“,  Jahrg.  1901,  S.  284. 
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Damit  wir  uns  über  die  Möglichkeiten  der  Anwendung 
solcher  Maschinen  klar  werden,  möge  das  Ergebnis  eines 
Versuches  mitgeteilt  werden,  der  im  Jahre  1900  auf  der 
Grube  Reden  bei  Saarbrücken  vorgenommen  wurde.1) 


Belegschaft 

Verfahrene 

Schichten 

Aufgefahrene 

Meter 

Geförderte 

Kohlen 

1 t = 1,80  M. 

Gedinge  für 

1 m 

Sprengstoffe 

Verdienter  Lohn 

pro  Schicht 

Monat 

Mann 

t 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1 1 1 

Mit  Schrämmaschine 

1 

Oktober 

(25  Schichten) 

7 

155 

48 

290,0 

10,0 

86,25 

5,90 

Ohi 

ie  Schi 

rämma: 

schine 

September 

(25  Schichten) 

9 

199 

30 

237,5 

20,0 

145,96 

4,42 

Demnach  ist  die  Leistung  im  Oktober  pro  Arbeiter  und 
Schicht  6,85  m und  int  September  3,33  m,  also  bei  Anwendung 
der  Schrämmaschine  irn  Oktober  eine  doppelte.  „Sie  hätte 
noch  grösser  sein  können,  wenn  nicht  unvorhergesehene  För- 
derstörungen eingetreten  wären.“ 

Welchen  Einfluss  die  Massregeln  zur  gefahrlosen  Aus- 
übung der  Schiessarbeit  und  ihre  Einstellung  überhaupt  auf 
die  Gewinnungskosten  der  Kohle  ausüben,  ist  aufgrund  dieses 
und  anderer  Versuche2)  zahlenmässig  nicht  anzugeben;  be- 
sonders weil  mit  Einschränkung  der  Schiessarbeit  sehr  häufig 
die  Einführung  einer  neuen  Abbaumethode  erfolgt  ist,  welche 
an  sich  schon  eine  Gedingestellung  auf  völlig  neuer  Grundlage 
erforderlich  macht.  Das  Ausfindigmachen  einer  solchen  neuen 
Grundlage  für  die  Gedingestellung  ist  ausschliesslich  Aufgabe 
des  der  Belegschaft  Vorgesetzten  Steigers. 

Wenn  auch  die  Kostenunterschiede  in  den  an  einem  ein- 
zigen Orte  mit  oder  ohne  Schrämmaschine  gewonnenen  Kohlen 
nicht  sehr  bedeutend  sind,  so  darf  doch  nicht  ausser  Acht  ge- 

ll Preuss.  Zeitschrift,  Bd.  49,  S.  297/98. 

2)  Preuss.  Zeitschrift,  Bd.  41,  S.  177  u.  Bd.  31  S.  267. 
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lassen  werden,  dass  die  Summierung  dieser  einzelnen  Diffe- 
renzen für  die  Abbaukosten  des  Qesamtunternehmens  schon 
bedeutend  ins  Gewicht  fällt.  Die  obige  Zusammenstellung  der 
Ergebnisse  der  Versuche  auf  Grube  Reden  gibt  nur  den 
Bruttounterschied  der  Gewinnungskosten  für  die  Tonne  Kohle 
an.  Bei  Bemessung  der  Nettodifferenz  muss  jedoch  auch  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  Maschine  mit  berücksichtigt  werden.1) 

Trotz  des  hohen  Maschinenpreises,  dessen  Verzinsung 
und  Tilgung,  wird  die  Gedingestellung  nicht  viel  unter  der 
beim  Handschrämen  angewandten  liegen  dürfen,  da  der  Ge- 
brauch der  Maschine  die  Gewinnung  von  viel  Stückkohle  statt 
Feinkohle  ermöglicht,  „deren  Preis  selbst  bei  hohen  Betriebs- 
kosten lockte“.  Auch  ermöglicht  das  Maschinenschrämen 
einen  sehr  guten  Gewinn  aus  Flözen,  „die  sonst  gar  nicht  oder 
nur  mit  zweifelhaftem  Vorteil  zu  bauen  gewesen  wären“2). 
Ausserdem  konnte  die  Förderung  ohne  Vermehrung  der  Be- 
legschaft erhöht  werden.  Die  Schrämmaschinen  werden 
aber  zweifellos  noch  bessere  Resultate  zeitigen,  wenn  die 
fortschreitende  Technik  sie  immer  mehr  den  Flözverhältnissen 
anzupassen  versteht  und  eine  reichere  Auswahl  den  Steigern 
erlaubt,  diese  oder  jene  Maschine  aufgrund  der  örtlichen 
und  natürlichen  Verhältnisse  anzuwenden. 

Den  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  Einführung  von 
Arbeitsmaschinen  im  Bergbau  aus  technischen  Gründen  von 
jeher  entgegengestellt  haben,  haben  sich  solche  sozialpoli- 
tischer Natur,  wie  in  vielen  anderen  Gewerben,  nicht  zu- 
gesellt. Denn  die  Bergarbeit  ist  eine  „schwere  Arbeit“3)  und 
es  ist  natürlich,  dass  vonseiten  der  Arbeiter  jede  Erleichterung 
derselben  durch  die  Errungenschaften  der  Technik  freudig 
begrüsst  wurde;  ein  Druck  auf  die  Löhne  dadurch  somit  nicht 
ausgeübt  wurde.  In  diesem  Streben  sind  also  Steiger  und  Be- 
legschaft von  gleichen  Zielen  beseelt,  wodurch  Reibungen  nach 
Möglichkeit  vermieden  werden. 


1)  Eine  Garforth-Maschine  kostet  etwa  7 — 8000  Mk.  und  hat 
ein  Gewicht  von  2000  kg.  Entwickelung  des  niederrh.-westf.  Stein- 
kohlenbergbaues 1901  f.  f.  12  Teile;  Bd.  IV,  S.  88  u.  103. 

2)  Entw.  IV  S.  97  (Zeche  Dorstfeld). 
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Infolge  der  technischen  Schwierigkeit,  Arbeitsmaschinen 
im  Bergbaubetrieb  unter  Tage  einzuführen,  und  infolge  eines 
stark  zunehmenden  Kohlenverbrauchs,  den  die  Produktion 
oft  kaum  decken  konnte,  machten  sich  die  unmittelbaren  sozia- 
len Folgen,  die  mit  der  Einführung  von  arbeitssparenden  Ma- 
schinen meist  verknüpft  zu  sein  pflegen,  im  Bergbau  auch 
weniger  oder  garnicht  fühlbar.  Denn  einmal  drängt  die  Ma- 
schine viele  Arbeiter  ganz  aus  ihren  Arbeitsplätzen  heraus 
und  ausserdem  erlaubt  die  Maschine  vielfach,  dass  junge  und 
ungelernte  Arbeiter  die  Arbeit  verrichten,  welche  früher  ge- 
lernte und  erwachsene  Arbeiter  zu  verrichten  hatten.  Dies 
alles  muss  unter  dem  System  der  Gewerbefreiheit  für  den  Ar- 
beiter besonders  verhängnisvoll  werden.  Zur  Zeit  der  Zunft- 
ordnung sorgte  die  Zunft  dafür,  dass  jeder  Zunftgenosse  aus- 
kömmliche Beschäftigung  hatte;  den  sozialistischen  Zukunfts- 
staat, wo  der  Arbeiter  einen  Rechtsanspruch  hat  auf  seinen 
Anteil  am  Gesamtproduktionsertrage,  haben  wir  aber  nicht.1) 

Eine  weitere  Aufgabe  für  den  Steiger  ist  die  richtige  Be- 
legung der  ihm  unterstellten  Betriebspunkte.  Denn  der  Ar- 
beiter kann  verlangen,  dass  er  seine  Leistungsmöglichkeit 
auch  ausnutzen  kann.  Die  Durchführung  dieser  Forderung 
verlangt  vor  allem  einen  ununterbrochenen  Förderbetrieb. 
Der  Mangel  an  Förderwagen  oder  sogar  untaugliches  Material 
an  Wagen,  Gleisen  und  sonstigen  Fördermitteln  bedeuten  un- 
mittelbar eine  Unmöglichkeit  für  den  Arbeiter,  mehr  zu  leis- 
ten, selbst  wenn  der  beste  Wille  dazu  vorhanden  ist.  Von  der 
richtigen  Belegung  der  Betriebspunkte  mit  der  erforderlichen 
Anzahl  Mannschaften  hängt  sehr  viel  ab.  Ein  Sparen  von 
Mannschaften  auf  irgend  eine  Weise  bedeutet  für  den  Berg- 
herrn, dass  an  dem  betreffenden  Orte  weniger  Kohlen  ge- 
fördert werden;  für  die  Bergleute  aber,  dass  sie  weniger  ver- 
dienen und  auch  meist  länger,  als  notwendig  ist,  in  der  Grube 
Zurückbleiben.  Durch  derartige  Vorkommnisse  wird  leicht  die 
rationelle  Organisation  des  Gesamtbetriebes  gestört,  da  dann 
nicht  alles  in  regster  Wechselwirkung  steht.  „Durch  richtiges 
Ineinandergreifen  der  einzelnen  Arbeiten,  durch  tüchtige  Schu- 

l)  Diehl.  Die  sozialpolitische  Bedeutung  des  techn.  Fort- 
schrittes. In  Conrads  Jahrbüchern  1908,  III.  Folge,  Bd.  36,  S.  190. 
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lung  der  Häuer  und  Förderleute  und  durch  sorgfältige  Ver- 
meidung von  Zeitverlusten  kann  die  Leistung  bei  der  Gewin- 
nung ungemein  gesteigert  werden.“1) 

Die  Macht  der  Betriebsleitung,  d.  h.  namentlich  der  sie 
ausführenden  Steiger,  bei  der  Gestaltung  der  Leistungsmög- 
lichkeit ist  also  ziemlich  gross,  besonders  wenn  man  erwägt, 
dass  jede  Nichtverwertung  von  Flözen  Raubbau  in  stärkerem 
oder  geringerem  Masse  gleichkommt. 

Welche  unberechenbare  Nachteile  der  Raubbau  im 
Bergwerksbetriebe  für  die  Volkswirtschaft  im  allgemeinen 
und  für  den  Bergherrn  im  besonderen  haben  kann,  möge  eine 
Aussage  des  Industriellen  Andrew  Carnegie  beweisen, 
die  dieser  in  den  Tagen  des  13.  bis  16.  März  1908  im  Weis- 
sen  Hause  zu  Washington  vor  der  Konferenz  sämtlicher 
Gouverneure  der  Vereinigten  Staaten  machte.  Vorweg  muss 
freilich  bemerkt  werden,  dass  der  amerikanische  Raubbau  bei 
der  Kohlengewinnung  sonst  nirgendwo  Platz  gegriffen  hat; 
die  Aussagen  Carnegie’s  dürfen  also  nur  cum  grano  salis 
auf  andere  Verhältnisse  angewendet  werden.  Carnegie 
führte  aus2):  Bis  in  die  neueste  Zeit  seien  die  Formen  des 
(sc.  amerikanischen)  Abbaues  so  extravagant  gewesen,  dass, 
wenn  man  der  Grube  4 000  000  Tonnen  Kohlen  entnahm, 
6 000  000  Tonnen  entweder  vernichtet  oder  an  einer  später 
nicht  mehr  erreichbaren  Stelle  zurückgelassen  wurden.  Die 
amerikanische  Gesamtproduktion  könnte  man  auf  5 Milliar- 
den Tonnen  beziffern,  die  der  vergeudeten  Menge  aber  auf 
9 Milliarden.  Wenn  derartige  Behauptungen  von  einem  an- 
deren als  Carnegie  gemacht  worden  wären,  würde  man  sie 
kaum  für  wahr  halten  dürfen  und  als  amerikanische  Ueber- 
treibungen  hinstellen  müssen. 

Nicht  minder  bedeutsam  als  die  bis  jetzt  besprochenen 
und  angeführten  Aufgaben  der  Steiger  ist  ihre  Tätigkeit  beim 
Mitwirken  der  Gedingeaufstellung.  Die  Stellung  der  Gedinge 
gründet  sich  auf  zwei  Faktoren3): 


1)  T reptow,  a.  a.  O.  S.  75. 

2)  F.  E.  Junge,  Amerikanische  Wirtschaftspolitik  1910,  S.  88. 

3)  Köhler,  Lehrbuch  der  Bergbaukunde  1897,  S.  106. 
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1.  auf  den  Lohn,  welchen  der  Arbeiter  in  der  Schicht 
verdienen  soll, 

2.  auf  die  Leistung,  welche  unter  den  massgebenden 
Umständen  zu  erzielen  ist.  Dabei  sind  hindernde 
Nebenumstände,  wie  matte  Wetter,  Wasserandrang 
usw.  gleichfalls  zu  berücksichtigen. 

Die  Gedingeabmachung  ist  deshalb  noch  besonders 
schwierig,  weil  im  preussischen  Steinkohlenbergbau  kollek- 
tive Arbeitsverträge  noch  gänzlich  fehlen  und  wahrscheinlich 
auch  sobald  keine  Anwendung  finden  werden.  Denn  die  Ge- 
dingeabmachung des  Steigers  mit  dem  Ortsältesten  bedeutet 
keinen  Kollektivabschluss  des  Gedinges  durch  den  Ortsältes- 
ten als  Stellvertreter  seiner  Kameradschaft  (Arbeitsgenossen). 
Die  Vereinbarung  mit  dem  Ortsältesten  allein  geschieht  viel- 
mehr nur  im  Interesse  einer  Zeitersparnis;  sie  hat  den  Sinn: 
das  Gedinge  des  Ortsältesten  gilt  eo  ipso  auch  für  jeden  ein- 
zelnen seiner  „Kumpel“  (Kameraden),  gleichwohl  ob  er  mit 
dem  Ortsältesten  zusammen  in  derselben  Schicht,  in  der 
Regel  Frühschicht,  oder  in  einer  der  nachfolgenden  Schich- 
ten (Mittag-  oder  Nachtschicht)  arbeitet.  Diese  Auffassung 
kommt  auch  dadurch  zum  Ausdruck,  dass  bei  der  Lohn-  oder 
Abschlagszahlung  der  von  einer  Kameradschaft  erzielte  Lohn 
nicht  dem  Ortsältesten  zur  Verteilung  an  seine  Kameraden 
übergeben,  sondern  letzteren  selbständig  und  einzeln  ausge- 
händigt wird.1) 

Das  Gedinge  ist  der  für  eine  bestimmte  Arbeitsleistung 
festgesetzte  Lohn,  also  Akkordlohn.  Als  Gedingeeinheit  gilt 
für  die  Gesteinshauer  das  Metergedinge,  d.  h.  sie  werden  ent- 
lohnt nach  der  Anzahl  der  bei  der  Anlage  von  Schächten, 
Strecken,  Querschlägen  u.  a.  m.  im  Gestein  aufgefahrenen 
Meter.  Die  Kohlenhauer  arbeiten  im  Kohlengedinge,  d.  h.  der 
Arbeitslohn  berechnet  sich  entweder  nach  dem  Gewichte 
oder  nach  der  Zahl  und  dem  Rauminhalt  der  mit  Kohlen  ge- 
füllten und  zu  Tage  geförderten  Wagen.  Im  Ruhrrevier 
herrscht  das  letztere,  also  Entlohnung  nach  der  Zahl  und  dem 
Rauminhalte  der  Wagen.  Die  Förderwagen  haben  ein 

1)  L.  Pieper,  Die  Lage  der  Bergarbeiter  im  Ruhrrevier, 
1903,  S.  58. 
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Ladungsgewicht  von  500  kg.  Zu  diesen  Qedingearten  tritt 
als  Ansporn  erhöhter  Leistung  zuweilen  noch  das  Prämien- 
gedinge, d.  h.  ein  Zusatzentgelt,  dessen  Berechnung  verschie- 
den ist.  Ein  Beispiel  eines  solchen  Prämiengedinges  erwähnt 
der  Bergrevierbeamte  von  Nord-Bochum  in  dem  Berginspek- 
tionsbericht vom  Jahre  18981):  „Um  die  Kohlenhauer  zu  grös- 
serer Leistung  und  regelmässiger  Anfahrt  anzuspornen,  wurde 
denselben  auf  einer  Zeche  für  regelmässige  Arbeit  und  bei 
einem  monatlichen  Mindestverdienst  von  107  Mark  eine  Prä- 
mie von  5 Mark  gewährt.“ 

Wird  das  Gedinge  für  grössere  Zeiträume  oder  für  grös- 
sere Summen  von  Mass-  oder  Gewichtseinheiten  abgeschlos- 
sen, was  natürlich  nur  möglich  ist,  wenn  man  alle  auf  die  Ge- 
winnbarkeit einwirkenden  Umstände  für  das  ganze  Gedinge 
mit  Sicherheit  beurteilen  kann,  so  liegt  ein  Generalgedinge 
vor.  Das  Uebliche  aber  ist  der  monatliche  Gedingeabschluss. 
Die  Häuer  verstehen  sich  nicht  gerne  zum  Generalgedinge, 
weil  sie  hoffen,  bei  dem  Monatsabschluss  vielleicht  schon  bald 
eine  bessere  Abmachung  zu  erzielen. 

Das  Gedinge  ist  nicht  nur  die  Entlohnung  für  die  eigent- 
liche Kohlengewinnung  oder  sonstige  direkte  Häuerarbeit,  son- 
dern es  verpflichtet  zugleich  noch  zu  gewissen  Nebenarbeiten, 
die  nur  unter  äusserst  schwierigen  Verhältnissen  noch  beson- 
ders entlohnt  werden. 

Dass  eine  derartige  Gedingestellung  für  die  Vertrag- 
schliessenden  unter  Umständen  oft  sehr  schwierig  ist,  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen.  Die  natürliche  Beschaffenheit  der 
Flöze,  ob  sie  eine  grosse  oder  geringe  Mächtigkeit  haben,  ob 
sie  hart  sind  und  unter  starkem  Drucke  stehen  oder  leicht 
unter  der  Keilhaue  fallen,  ferner  wie  sie  streichen,  ob  sie  stark 
von  Bergemitteln  und  Nebengestein  durchsetzt  sind,  weiterhin 
die  Temperatur  vor  Ort,  der  Gehalt  der  Wetter  (Luft)  mit  ge- 
sundheitsschädlichen Gasen,  Entfernung  des  „Ortes“  vom 
Förderschacht:  das  Alles  sind  Faktoren,  welche  bei  der  Ge- 
dingeabmachung berücksichtigt  werden  müssen.  Nach  ihnen 
modifiziert  sich  jeweils  das  Gedinge.  Zuweilen  müssen  auch 


1)  Gewerbe-  und  Berginrpektionsberichte  vom  Jahre  1898. 
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erst  Versuchsarbeiten  vorhergehen,  um  einige  Anhaltspunkte 
für  die  Bemessung  des  Gedinges  zu  gewinnen. 

Ausserdem  behaupten  viele  Arbeiter,  dass  ausser  diesen 
natürlichen  Verhältnissen  auch  noch  persönliche  Verhältnisse 
mitspielen.  So  schreibt  beispielsweise  der  frühere  Zentrums- 
abgeordnete Lensing1): 

„Man  muss  einmal  hören,  wie  es  oft  in  unseren  Gruben 
zugeht.  Alles  hängt  dort  von  den  unteren  Beamten  ab  (Stei- 
gern). Es  ist  nur  zu  erklärlich,  dass  derjenige  Bergmann  das 
beste  Gedinge  erhält,  der  „lieb  Kind“  bei  seinen  Vorgesetzten 
ist.  Die  Regelung  der  Gedinge,  d.  h.  des  Akkords  für  die  Häuer, 
ist  überhaupt  einer  der  kitzlichsten  Punkte  in  der  ganzen  Berg- 
arbeiterfrage.“ Aehnlich  urteilt  der  Bergknappe2)  zehn  Jahre 
später:  „Gleiche  Verteilung  der  'Löhne,  besonders  bei  Ge- 
dingearbeit, ist  ja  nicht  möglich;  die  Intelligenz  und  Fähigkeit 
ist  zu  verschieden.  Diese  sind  aber  oft  nicht  massgebend, 
sondern  die  Gunst  der  Vorgesetzten.  Leute  mit  140 — 150  Mk. 
monatlich  haben  nicht  so  hart  gearbeitet,  wie  manche  mit 
100  Mark  monatlich.  Das  Gedingesetzen  zwischen  Beamten 
und  dem  Häuer  ist  zu  einer  blossen  Form  herabgesunken; 
ein  Sprichwort  unter  den  Bergleuten  sagt:  „Der  Kohlberg  und 
der  Steiger  macht  den  Bergmann,“  d.  h.  Gunst  der  Flöze  und 
der  Steiger.“  Derartige  Fälle  kommen  auch  heute  noch  hier 
und  da  vor;  sie  werden  erklärlich,  wenn  man  bedenkt,  dass 
der  Steiger  zuweilen  in  einem  kameradschaftlichen,  freund- 
schaftlichen, sogar  verwandtschaftlichen  Verhältnis  zu  dem 
Bergarbeiter  steht. 

Aus  allem  kann  man  aber  ermessen,  wie  schwierig  sich 
jedesmal  monatlich  zwischen  Steigern  und  Kameradschaften 
bezw.  den  Ortsältesten  der  Gedingeabschluss  gestaltet. 

Man  ist  sich  allgemein  darüber  einig,  dass  die  Lohnart 
des  Gedinges  sehr  verfänglich  und  ganz  entschieden  der  Herd 
mancher  Mißstimmung  in  Bergarbeiterkreisen  ist.  Auch  die 
von  Seiten  der  Bergarbeiter  so  sehr  gewünschten  und  durch 

1)  Lensing,  Der  grosse  Bergarbeiterstreik  des  Jahres  1889 
im  rhein.-westf.  Kohlenrevier,  1889,  S.  23. 

2)  Der  Bergknappe,  Zeitschrift  für  christliche  Bergleute, 
1899,  S.  23. 
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die  Novelle  zum  Allgemeinen  preussischen  Berggesetz  vom 
14.  Juli  1905  errichteten  Arbeiterausschüsse  haben  die  Hoff- 
nungen auf  Beseitigung  dieser  Mißstände  nicht  ganz  erfüllt. 
Allerdings  hat  der  Arbeiterausschuss  nicht  die  Befugnis,  bei 
der  Gedingeabmachung  mitzuwirken,  was  die  Bergarbeiter 
von  jeher  forderten1),  sondern  nach  § 80  c Abs.  des  Allge- 
meinen Berggesetzes  nur  das  Recht,  bei  Feststellung  der  „un- 
genügenden und  vorschriftswidrigen  Beladung  und  des  bei 
der  Lohnabrechnung  anzurechnenden  Teiles  der  Beladung“ 
die  Mitaufsicht  zu  führen.  Aber  der  Ausschuss  hat  „Wünsche 
und  Beschwerden  der  Belegschaft,  die  sich  auf  die  Betriebs- 
und Arbeitsverhältnisse  beziehen,  zur  Kenntnis  des  Berg- 
werksbesitzers zu  bringen  und  sich  darüber  zu  äussern.“ 
(§  80  f Abs.  2 a.  a«  O.)  So  ist  doch  wenigstens  ein  Weg  ge- 
funden, der  zum  Ziele  führt. 

Das  Gedinge  ist,  wie  oben  bemerkt,  Akkordlohn  und  da- 
raus ergeben  sich  eben  alle  Einwände,  welche  die  Bergarbei- 
ter gegen  diese  Lohnform  erheben2).  Dass  überdies  bei  einer 
so  komplizierten  Lohnberechnung,  wie  die  Gedinge  es  sind, 
Schwierigkeiten  entstehen,  ist  allzu  natürlich.  Aber  ebenso 
dringend  ist  auch  die  Forderung,  dass  die  Steiger  bei  der  Ge- 
dingefestsetzung alle  persönlichen  Faktoren  ausschalten  und 
nur  die  natürlichen  Verhältnisse  vor  dem  betreffenden  „Orte“ 
berücksichtigen.  Im  Wesen  des  Stücklohnes  liegt  es,  dass  die 
wirklich  geleistete  Arbeit  bezahlt  wird  und  alle  Willkür  fern 
bleiben  muss.  Diejenigen  Steiger  werden  somit  den  Anforde- 
rungen, welche  die  Gedingefestsetzung  stellt,  am  ehesten  ge- 
recht, die  grosse  Erfahrung  und  eine  genaue  Kenntnis  aller 
einschlagenden  Verhältnisse  besitzen,  die  Fähigkeiten  jedes 
Bergmannes  richtig  zu  beurteilen  wissen,  ihn  in  der  geeigne- 
sten  Weise  beschäftigen  und  alles  Persönliche  ausschalten. 
Die  Durchführung  dieser  Forderungen  liegt  umsomehr  im  In- 
teresse der  Arbeiter,  als  der  am  4.  Januar  1910  ins  Leben  ge- 

1)  z.  B.  auch  durch  die  Resolution  auf  dem  I.  Delegiertentag 
christlicher  Bergarbeitervereine  Deutschlands  zu  Bochum  1897.  Ver- 
gleiche Bericht  darüber  S.  58. 

2)  Bernhard  Schloss,  Handbuch  der  Löhnungsmethoden, 
1906,  S.  41 — 80,  Webb,  Sidney  und  Bea t rice,  Theorie  und  Praxis 
der  englischen  Gewerkvereine,  1898,  S.  120. 
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rufene  Zentralarbeitsnachweis  der  Zechenbesitzer  im  Ober- 
bergamtsbezirk Dortmund  gerade  die  Steiger  als  die  geeignet- 
sten Mittelspersonen  gebrauchen  kann.  Jede  Reiberei  zwi- 
schen den  Beamten  und  der  Belegschaft  hat  einen  sofortigen 
Arbeiterwechsel  zur  Folge,  der  weder  im  Interesse  des  Berg- 
herrn noch  der  Bergleute  liegt. 

Aus  alle  dem  ergibt  sich  jedoch  die  Bedeutung,  welche 
die  Steiger  im  Bergwerksbetriebe  haben  und  zwar  sowohl 
für  die  Unternehmer  als  auch  für  die  Arbeiter. 

Ehe  wir  einige  Ausführungen  über  die  arbeitsteilige 
Struktur  des  Beamtenpersonals  und  dessen  numerischen  Ver- 
hältnis zur  Belegschaft  machen,  soll  die  Frage  nach  den  Grün- 
den kurz  behandelt  werden,  welche  die  Einführung  kollektiver 
Arbeitsverträge  im  Ruhrrevier  bisher  verhindert  haben.  Denn 
es  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  auf  Grund  mehr  oder 
weniger  ausgearbeiteter  Arbeitstarifverträge  die  Schwierig- 
keiten der  Gedingeabmachung  wesentlich  vermindert  würden. 

Zweifellos  würden  die  persönlichen  Faktoren  dann  keine 
Rolle  mehr  spielen. 

Die  Frage  nach  der  Einführung  von  kollektiven  Arbeits- 
verträgen im  Ruhrkohlenbergbau  wurde  in  den  letzten  Jahren 
besonders  dadurch  dringlich,  dass  nach  England  auch  die 
meisten  Bergwerksunternehmungen  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nord-Amerika  zu  dieser  Form  des  Arbeitsvertrages  über- 
gegangen sind.  In  Preussen-Deutschland  ist  sie  zur  Zeit 
(April  1910)  durch  das  neue  Kaligesetz  wieder  akut  geworden. 

In  der  Kalikommission  des  Reichstages,  die  über  das  neue 
Gesetz  beratschlagt,  haben  die  Sozialdemokraten  einen  Ta- 
rifvertragsparagraphen beantragt,  wonach  durch  einen  neuen 
Paragraphen  21  ba  des  Gesetzes  der  Bundesrat  verpflichtet 
werden  soll,  den  Abschluss  von  Tarifverträgen  in  der  Kali- 
industrie auf  der  Grundlage  eines  Minimallohnes  und  Maxi- 
malarbeitstages für  die  einzelnen  Arbeitergruppen  zu  fördern. 
Sie  erklärten,  wenn  diese  Arbeitsschutzbestimmung  in  das 
Gesetz  nicht  hineinkäme,  würden  sie  alles  tun,  das  Gesetz  zu 
Fall  zu  bringen1). 

1)  Stenograph.  Berichte  der  Kalikommission  des  Reichstages 
vom  23.  April  1910. 
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Im  nordamerikanischen  Weichkohlengebiet  besteht  die 
sogenannte  Interstate  Convention  der  Bergbauunternehmer 
und  der  Bergleute  von  Pennsylvanien,  Ohio,  Indiana  und  Illi- 
nois. Der  Vertrag  ist  1898  durch  einen  Qeneralausstand  von 
125  000  Bergarbeitern  erzwungen  wurden1).  Da  dieser  kollekt- 
ive Arbeitsvertrag  der  erste  im  amerikanischen  Bergbau  ist, 
dürfte  eine  kurze  Mitteilung  über  seine  Organisation  er- 
wünscht sein2). 

Anfang  jeden  Jahres  tritt  eine  interstaatliche  Konferenz 
der  Unternehmer  und  Bergarbeiter  jener  Staaten  zusammen. 
Es  ist  meistens  eine  grosse  Anzahl  von  Unternehmern  und 
Arbeiterdelegierten  anwesend;  so  1901  409  Bergleute  und 
182  Unternehmer3).  Die  eigentlichen  Geschäfte,  die  Abfassung 
des  nächstjährigen  Vertrages  wird  einem  Joint  Scale  Com- 
mitee von  32  Mitgliedern  übertragen.  Jede  Partei  ist  mit  16 
Mitgliedern  in  diesem  Ausschuss  vertreten.  Das  Scale  Com- 
mitee (Lohnausschuss)  überträgt  einem  Unterausschuss  die 
Feststellung  der  genauen  für  das  folgende  Jahr  zu  zahlenden 
Lohnrate.  Kein  Antrag  wird  angenommen,  der  nicht  die  Mehr- 
heit der  Bergarbeiter  und  der  Unternehmer  eines  jeden  Staa- 
tes für  sich  erhält.  In  dem  Vertrage  finden  sich  die  Lohnarten 
für  die  im,  Tagelohn  über  und  unter  Tage  beschäftigten  Arbei- 
ter, sowie  Bestimmungen  über  den  Beginn  und  Schluss  der 
achtstündigen  Arbeitszeit.  Nach  den  weiteren  Bestimmungen 
verstehen  sich  die  Löhne  für  rein  geförderte  Kohle.  Das  Ab- 
wägen erfolgt  nur  durch  Sieben.  Die  Gewerkschaft  der  ver- 
einigten Minenarbeiter  garantiert  ihre  Beihilfe  zur  Regelung 
solcher  Arbeiter,  die  den  Vorschriften  eines  ordnungsgemässen 
Abbaues  nicht  genügen.  Bei  unreiner  Förderung  werden  Ab- 
züge nach  Gewicht  gemacht;  ausserdem  werden  Strafen  von 
50  Cents  im  ersten  Falle  eines  jeden  Monats  bis  zu  2 Dollar 
erhoben;  bei  fortgesetzt  unreiner  Förderung  tritt  Entlassung 
des  Arbeiters  ein.  Der  Wägekontrolleur  muss  ein  Mitglied 
der  Vereinigten  Grubenarbeitergewerkschaft  sein,  ist  aber  in 
der  Ausübung  seines  speziellen  Amtes  der  Jurisdiktion  der 

1)  Ashley,  The  adjustment  of  wages,  S.  95. 

2)  Gilman,  Methods  of  industrial  peace,  S.  72  ff. 

3)  Ashley,  a.  a.  O.  S.  97. 
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lokalen  Zentralstelle  oder  dem  Zechenausschuss  (pit  commitee) 
nicht  unterworfen.  Die  Aufgabe  des  Zechenausschusses  be- 
steht in  erster  Linie  in  der  Beilegung  von  Streitigkeiten  zwi- 
schen den  Steigern  und  jedem  Mitglied  der  United  Mine  Wor- 
kers,  soweit  es  den  Bestimmungen  des  kollektiven  Arbeits- 
vertrages unterliegt.  Kommt  der  Zechenausschuss  nicht  zu 
einer  Entscheidung,  dann  geht  die  Angelegenheit  an  den  Di- 
rektor (Superintendent)  der  Zeche  und  an  den  Vorsitzenden 
der  lokalen  Executive  der  Bergarbeiter  weiter;  in  letzter  In- 
stanz verhandeln  die  Beamten  der  Kohlengesellschaften  mit 
den  Beamten  der  staatlichen  Bergarbeiter-Organisation  von 
Illinois.  In  allen  Fällen  ist  die  Arbeit  während  aller  Unter- 
suchungen fortzusetzen1). 

Besonders  hervorzuheben  sind  die  Bestimmungen  über 
den  ziemlich  weitläufigen  Instanzenweg,  der  bei  irgend  wel- 
cher Beschwerde  oder  Streitigkeit  aus  dem  Arbeitsvertrag 
einzuhalten  ist.  So  lange  eine  Entscheidung  nicht  getroffen 
ist,  muss  der  Arbeiter  die  Arbeit  fortsetzen;  auch  darf  er 
nicht  entlassen  werden.  Die  eingehenden  Verhandlungen  in 
mehreren  sachverständigen  Instanzen,  die  das  Vertrauen  bei- 
der Parteien  geniessen  und  auch  nicht  direkt  an  der  Streitfrage 
beteiligt  sind,  werden  leicht  zu  einem  beide  Teile  einiger- 
inassen  befriedigenden  Ergebnis  führen. 

Im  Anthrazitbergbau2)  Pennsylvaniens,  der  99  Prozent 
der  Anthrazitförderung  der  Vereinigten  Staaten  liefert,  besteht 
bis  jetzt  jedoch  kein  kollektiver  Arbeitsvertrag.  Dagegen  ist 
dort  seit  1903  ein  Einigungsverfahren  in  Kraft,  dem  alle,  das 
Arbeitsverhältnis  betreffenden  Streitigkeiten  unterliegen  und 
das  die  Gewerkschaft  der  Grubenarbeiter  als  Vorläufer  eines 
Tarifvertrages  ansieht. 

Die  Gründe  für  das  Fehlen  kollektiver  Arbeitsverträge 
in  dem  niederrheinisch-westfälischen  und  dem  deutschen 

1)  Der  Wortlaut  des  Trint  Agrument  von  Illinois  aus  dem 
Jahre  1902  ist  neben  einer  Reihe  anderer  Agruments  bei  Ashley 
wiedergegeben. 

2)  Anthracitkohle  ist  die  Industriekohle,  Weichkohle  ist  die 
Hausbrandkohle. 
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Steinkohlenbergbau  überhaupt  sind  technischer,  sozialer  und 
wirtschaftlicher  Natur1 2 3). 

Will  man  Akkordlöhne,  also  das  Gedinge,  durch  einen 
kollektiven  Vertrag  für  eine  gewisse  Zeit  im  voraus  regeln,  so 
muss  man  nach  Möglichkeit  alle  bei  der  Arbeit  voraussicht- 
lich vorkommenden  und  möglichen  Bedingungen  feststellen, 
die  einen  Einfluss  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Akkordarbei- 
ters und  damit  auch  auf  seinen  Verdienst  haben;  kurz,  alles, 
was  für  die  Gedingefestsetzung  von  Bedeutung  ist. 

Die  meisten  dieser  Bedingungen  sind  zweifellos  objektiv 
messbar;  sie  lassen  sich  also  bei  Eintritt  einwandsfrei  fest- 
stellen. Allein  die  Schwierigkeiten  für  das  Aufstellen  der  Be- 
dingungen ergeben  sich  erst  beim  Wechsel  der  Arbeitsbe- 
dingungen, da  sie  meist  ein  einwandfreies  Abschätzen  un- 
möglich machen.  Denn  die  Lagerungsverhältnisse  im  Ruhi- 
gebiet  sind  die  denkbar  ungünstigsten  und  bedeutend  unregel- 
mässiger und  komplizierter  als  in  England,  Amerika  und  auch 
in  Oberschlesien.  Die  tektonische  Gestaltung  des  Kohlenge- 
birges ist  hier  durdh  zweimalige  Faltung,  durch  Querverwer- 
fungen und  Ueberschiebungen  stark  beeinflusst  worden,  so- 
dass  sich  eine  stark  wechselnde  Ungleichheit  der  Flözablage- 
rung vorfindet  Y). 

Von  den  sozialen  Gründen,  die  für  das  leichtere  Zu- 
standekommen der  Kollektiverträge  insbesondere  im  Stein- 
kohlenbergbau der  Vereinigten  Staaten  sprechen,  ist  zunächst 

1)  Vergleiche  hierzu;  H i Igenstock , Über  Lohntarife  im 
britischen  und  rheinischen  Steinkohlenbergbau.  „Glück  Auf“,  1907, 
Heft  49—52. 

Hilgenstock,  Die  Schwierigkeiten  der  Einführung  von  Lohn- 
tarifen im  Ruhrbergbau.  Soz.  Praxis  1907/08,  Nr.  39/40. 

Brauns,  Die  Möglichkeiten  von  Lohntarifen  im  Ruhrbergbau. 
Soziale  Praxis  1907/08  Nr.  23/24. 

Brauns,  Sind  Lohntarife  im  Ruhrbergbau  unmöglich?  Soziale 
Praxis  1907/08  Nr.  52. 

Herbig,  Lohntarife  im  Steinkohlenbergbau.  „Glück  Auf“, 
1908,  Nr.  39-42. 

2)  Baum.  „Glück  Auf“,  1908,  S.  6 Reisebericht. 

3)  Runge,  Das  Ruhrsteinkohlenbecken,  und  Hundt,  Stein- 
kohlenablagerung des  Ruhrkohlenbeckens. 
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der  Unterschied  in  der  gewerkschaftlichen  Organisation  der 
Bergleute  hüben  und  drüben  zu  nennen1).  Wenn  auch  in  den 
Vereinigten  Staaten  nicht  von  einer  ständigen  starken  Orga- 
nisation der  Bergarbeiter  die  Rede  sein  kann,  so  findet  sich 
dort  wenigstens  ein  einheitlicher,  kräftiger  Stamm  von  Ge- 
werkschaftstrusten, welchem  sich  im  Falle  des  gewerblichen 
Kampfes  die  Belegschaft  einheitlich  und  meist  vollzählig  an- 
schliesst,  so  dass  hier  den  Arbeitgebern  eine  einheitliche 
Gegenpartei  gegenübertritt.  Dieser  Umstand  ist  für  den  Ab- 
schluss von  kollektiven  Arbeitsverträgen  von  zweifacher  Be- 
deutung : 

Zunächst  ist  eine  so  starke  und  einheitliche  Bewegung 
ein  sehr  ernst  zu  nehmender  Gegner  in  dem  gewerblichen 
Kampfe.  Dann  aber  auch  erleichtert  das  Gegenüberstehen 
von  zwei  einheitlich  geschlossenen  Parteien,  innerhalb  deren 
Eifersüchteleien  und  irgendwelche  Nebenrichtungen  beim 
Vertragsabschluss  keine  so  grosse  Wirkung  haben,  erheblich 
den  Verlauf  der  Verhandlungen  und  den  Abschluss  des  Ver- 
trages. Diese  grössere  Sicherheit  fördert  und  gewährleistet 
schon  mehr  den  Abschluss  von  Kollektivverträgen. 

Im  Ruhrkohlenbergbau  stehen  sich  dagegen  vier  ge- 
werkschaftliche Organisationen  verschiedener  Richtung  gegen- 
über, nämlich  der  (sozialdemokratische)  Alte  Verband,  der 
Gewerkverein  christlicher  Bergarbeiter  für  den  Oberberg- 
amtsbezirk Dortmund,  der  Hirsch-Dunkersche  und  der  pol- 
nische Gewerkverein.  Von  ihnen  kann  man  nachgerade  nicht 
behaupten,  dass  sie  im  Ruhrbezirk  in  allzu  grosser  Freund- 
schaft zueinander  verbunden  sind. 

Allerdings  zeigt  der  Abschluss  von  Arbeitertarifverträ- 
gen, dass  die  Vielheit  in  der  Arbeiterorganisation  kein  unüber- 
brückbares Hindernis  ist,  dass  sich  verschiedene  Organisatio- 
nen, die  sich  in  anderen  als  beruflichen  Fragen  entgegen- 
stehen, sehr  wohl  an  dem  Tarifverträge  als  Vertragschlies- 
sende  beteiligen  können.  Immerhin  bietet  aber  eine  solche 
Zersplitterung  doch  grosse  Schwierigkeiten. 

1)  Vergleiche  hierzu:  F.  A.  Sorge,  Die  Arbeiterbewegung  in 
Nordamerika,  Neue  Zeit.  Jahrgang  9 und  folgenden. 


26 


Ein  weiteres  wichtiges  Hindernis  für  das  Zustandekom- 
men der  Kollektivverträge  lag  bis  vor  nicht  allzu  langer  Zeit 
in  der  ablehnenden  Haltung  des  Alten  Verbandes1).  Erst 
neuerdings  haben  die  freien  Gewerkschaften  ihren  ablehnen- 
den Standpunkt,  wie  er  ihnen  von  der  sozialdemokratischen 
Parteileitung  vorgeschrieben  wurde,  verlassen  und  den  Nutzen 
der  Kollektivverträge  immer  mehr  anerkannt.  So  berichtet 
beispielsweise  die  Generalkommission  der  Gewerkschaften 
jetzt  mit  dem  Ausdruck  vollster  Befriedigung  von  dem  Ab- 
schluss von  Tarifverträgen2). 

Eine  wirtschaftliche  Ursache  für  das  Nichtzustandekom- 
men von  Tarifverträgen  im  Ruhrkohlenbergbau  scheint  uns 
auch  darin  zu  liegen,  dass  hier  fast  jede  Konkurrenz  fehlt. 
Denn  das  Rheinisch-Westfälische  Kohlensyndikat  umfasste 
1909  95  Prozent  der  gesamten  Förderung.  Folgende  Zusam- 
menstellung macht  die  Entwickelung  des  Anteiles  der  Syndi- 
kats- und  der  Nichtsyndikatszechen  an  der  Förderung  des 
niederrheinisch-westfälischen  Bergbaues  von  1903 — 1909  er- 
sichtlich3). 


Jahr 

Syndikatszechen 

Nichtsyndizierte  Zechen 

t 

Anteil  an 
der  Gesamt- 
Förderung 

o/o 

t 

Anteil  an 
der  Gesamt- 
Förderung 

°/o 

1903 

64  727  392 

98,67 

869  384 

1,33 

1904 

67  496  444 

98,25 

1 204  840 

1,75 

1905 

65  592  733 

98,02 

1 324  157 

1,98 

1906 

77  272  655 

97,91 

1 649  214 

2,09 

1907 

80  305  152 

97,44 

2 107  915 

2,56 

1908 

82  010  699 

96,42 

3 046  908 

3,58 

1909 

80  928  693 

95,10 

4176  015 

4,90 

Wenn  die  nichtsyndizierten  Zechen  auch  in  steigendem 
Masse  an  der  Kohlenproduktion  teilnehmen,  so  ist  ihr  Anteil 


1)  Neue  Zeit,  1904,  Nr.  7. 

2)  Statistische  Beilage  des  Korrespondenzblattes  Nr.  5 vom 
18.  Juli  1908,  und  Nr.  5 vom  24.  Juli  1909. 

3)  „Glück  Auf“,  1910,  Nr.  11. 
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doch  noch  so  gering,  dass  man  von  einem  scharfen  Wettbe- 
werbskampfe unter  den  Ruhrzechen  nicht  sprechen  kann. 
Das  vielfach  zugunsten  der  Kollektivverträge  gebrauchte  Ar- 
gument, dass  sie  eine  Sanierung  der  Konkurrenz,  eine  Aus- 
scheidung der  Schmutzkonkurrenz  durch  eine  einheitliche 
oder  nach  einheitlichen  Grundsätzen  aufgestellte,  angemessene 
Lohnfestsetzung  bewirken,  konnte  deshalb  für  die  Zechenbe- 
sitzer auch  nicht  massgebend  sein.  Die  Bergherrn  sind  noch 
von  der  Notwendigkeit  befreit,  ständig  ihre  Konkurrenten  zu 
überwachen,  ob  diese  nicht  etwa  ihre  Arbeit  wohlfeiler  er- 
halten und,  wenn  dies  der  Fall  ist,  ihren  eigenen  Leuten  nie- 
drigere Gedinge  aufzuzwingen,  um  vor  dauernden  Mißstim- 
mungen bewahrt  zu  bleiben. 


Der  Anteil  der  Steiger  an  der  Gesamtbelegschaft  der  ein- 
zelnen Zechen  lässt  sich  auf  Grund  einwandsfreien  Materials 
nicht  genau  angeben.  Wir  müssen  deshalb  auf  Zusammen- 
stellungen zurückgreifen,  in  denen  die  Zahl  aller  festangestell- 
ten Beamten  zusammengefasst  ist.  Die  Belegschaft  der  Zeche 


„Deutschland“  setzte  sich  1898  wie  folgt 

zusammen1). 

Technische  und  kaufmännische  Beamte 

48  = 

4,66  % 

Kohlenhauer 

428  = 

41,55  „ 

Gesteinshauer 

52  = 

5,05  ,, 

Reparaturhauer 

104  = 

10,10  „ 

Verschiedene  Grubenarbeiter 

197  = 

19,13  „ 

Maschinisten 

12  =* 

1,16  „ 

Tagesarbeiter 

130  = 

12,62  „ 

Werkstättenarbeiter 

23  = 

2,23  „ 

Wäschearbeiter 

8 = 

0,78  „ 

Koksarbeiter 

28  = 

2,72  „ 

Gesamtbelegschaft  1030  = 100  %. 


1)  Stadtbericht  Gelsenkirchen,  1898/99. 
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Für  die  Bergwerksgesellschaft  „Hibernia“  gliederte  sich 


die  Belegschaft  im  Jahre  1905  folgendermassen  *) : 

Technische  und  kaufmännische  Beamte 

761  = 

4,56  % 

Kohlenhauer 

6753  = 

40,53  „ 

Gesteinshauer 

1282  = 

7,68  „ 

Reparaturhauer 

1422  = 

8,51  ,. 

Verschiedene  Grubenarbeiter 

2675  = 

16,02  „ 

Maschinisten 

139  = 

0,83  „ 

Tagearbeiter 

2467  = 

14,77  „ 

Wäschearbeiter 

166  = 

0,99  „ 

Kokereiarbeiter 

491  = 

2,94  „ 

Werkstättearbeiter 

446  = 

2,67  „ 

Brikettarbeiter 

15  = 

0,09  „ 

Ziegeleiarbeiter 

57  = 

0,34  „ 

Maurer 

13  = 

0,08  „ 

Gasarbeiter 

15  = 

0,09  „ 

Gesamtbelegschaft 

16  702  = 

100  %. 

Hierzu  ist  zu  bemerken,  dass  die  Hibernia  7,16  % der 
gesamten  Förderung  an  Kohlen  des  Oberbergamtsbezirkes 
Dortmund  fördert,  5,52  % des  erzeugten  Koks  und  1,76  % der 
gewonnenen  Briketts  herstellt. 

Ein  Vergleich  der  beiden  Zusammenstellungen  über  die 
Belegschaft  der  beiden  Zechen  zeigt,  dass  die  einzelnen  Grup- 
pen in  ihrem  gegenseitigen  Verhältnis  zueinander  ziemlich 
konstant  geblieben  sind.  Nach  unseren  Erfahrungen  besteht 
die  Zahl  der  Beamten  je  zur  Hälfte  aus  technischen  (Steigern) 
und  kaufmännischen.  Seit  dem  Bestehen  des  Rheinisch-West- 
fälischen Kohlensyndikats  hat  indessen  die  Zahl  der  kauf- 
männischen Angestellten  auf  allen  Zechen  dieser  Vereinigung 
abgenommen. 


Die  Gehälter  der  Betriebsbeamten  betragen  im  Durch- 
schnitt je  nach  dem  Dienstalter  im  Monat  für 


die  Hülfssteiger 
„ Reviersteiger 
„ Fahrsteiger 
„ Betriebsführer 


130 — 180  Mark 
180 — 230  „ 

280—350  „ 

350—550  „ 


1)  „Glück  Auf“,  1906,  S.  398  (hier  ist  auch  die  Belegschaft  der 
einzelnen  Gruben  dieser  Gesellschaft  ersichtlich). 
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Hinzu  kommen  noch  die  üblichen  Nebeneinnahmen  wie 
Mietsentschädigung  5 — 8 Mark, 

(falls  keine  Dienstwohnung  gewährt  wird) 

Feuerungsgeld  5 „ 

Das  Höchstgehalt  der  Fahrsteiger  wird  im  Durchschnitt 
nach  etwa  zwanzigjähriger  Dienstzeit  erreicht,  das  der  Be- 
triebsführer etwa  in  fünfundzwanzig  Jahren,  beides  vom  Tage 
der  Anstellung  an  gerechnet.  Da  die  meisten  Stellen  ausser- 
dem noch  pensionsberechtigt  sind,  müssen  die  Einkommens- 
verhältnisse als  recht  günstig  bezeichnet  werden. 


Ihrer  rechtlichen  Stellung  nach  sind  die  Steiger  Beamte 
und  zwar  Betriebsbeamte  im  Sinne  des  Allgemeinen  Berg- 
gesetzes vom  24.  Juni  1865.  Sofern  ihr  Jahresarbeitsverdienst 
an  Lohn  oder  Gehalt  2000  Mark  nicht  übersteigt,  gelten  sie 
im  Sinne  des  Gewerbegerichtsgesetzes  vom  30.  Juni  1904  als 
Arbeiter  (§  3,  Abs.  2 a.  a.  O.). 

Der  Bergwerksbetrieb  darf  nur  unter  Leitung,  Aufsicht 
und  Verantwortlichkeit  von  Personen  geführt  werden,  deren 
Befähigung  hierzu  anerkannt  ist.  (§  73,  Allgem.  Berggesetz.) 
Denn  nur  durch  eine  sachkundige  Betriebsführung,  durch 
Kenntnis  und  Anwendung  der  Regeln  der  Bergtechnik  und 
durch  pünktliche  Befolgung  der  bergpolizeilichen  Vorschriften 
können  die  mannigfachen  Gefahren  vermindert  werden, 
welche  mit  dem  Bergwerksbetriebe  für  die  Arbeiter  und  für 
die  Allgemeinheit  verknüpft  sind.  Dabei  ist  unter  Befähigung 
im  Sinne  des  Berggesetzes  nicht  nur  die  technische,  sondern 
auch  die  moralische  Tüchtigkeit  und  Zuverlässigkeit  zu  ver- 
stehen1). 

D'er  Bergwerksbesitzer  hat  die  zur  Leitung  und  Beauf- 
sichtigung des  Betriebes  angenommenen  Personen,  wie  Be- 
triebsführer, Steiger,  technische  Aufseher  u.  s.  w.,  der  Berg- 
behörde namhaft  zu  machen. 

Diese  Personen  sind  verpflichtet,  ihre  Befähigung  zu 
den  ihnen  übertragenen  Geschäften  nachzuweisen  und  sich 


1)  Rekursbescheid  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  vom 
6.  Oktober  1898;  Brassert,  Zeitschrift  für  Bergrecht,  1899. 
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zu  diesem  Zwecke  auf  Erfordern  einer  Prüfung  durch  die 
Bergbehörde  zu  unterwerfen. 

Erst  nachdem  letztere  die  Befähigung  anerkannt  hat, 
dürfen  die  genannten  Personen  die  ihnen  übertragenen  Ge- 
schäfte übernehmen  (§  74  A.  B.  G.) 

Wird  der  Betrieb  von  einer  Person  geleitet  oder  beauf- 
sichtigt, welche  das  erforderliche  Anerkenntnis  ihrer  Befähi- 
gung wieder  verloren  hat,  so  ist  die  Bergbehörde  befugt,  die 
sofortige  Entfernung  derselben  zu  verlangen  und  nötigenfalls 
den  in  Betracht  kommenden  Betrieb  solange  einzustellen,  bis 
eine  als  befähigt  anerkannte  Person  angenommen  ist  (§  75 
A.  B.  G.). 

Die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  der  technischen 
Bergwerksbeamten  kann  mit  Ablauf  jedes  Kalenderviertel- 
jahres nach  sechs  Wochen  vorher  erklärter  Aufkündigung  auf- 
gehoben werden  (§  88  A.  B.  G.).  Liegt  jedoch  ein  wichtiger, 
nach  den  Umständen  des  Falles  die  Aufhebung  rechtfertigen- 
der Grund  vor,  so  kann  das  Dienstverhältnis  ohne  Innehaltung 
der  Kündigungsfrist  aufgehoben  werden.  Ein  Fall  dieser  letz- 
ten Art  liegt  vor  nach  § 89  A.  B.  G.,  wenn  der  Beamte  beim 
Abschluss  des  Dienstvertrages  den  Berkwerksbesitzer  durch 
Vorbringen  falscher  oder  gefälschter  Zeugnisse  hintergangen 
hat,  wenn  er  im  Dienste  untreu  ist  oder  im  geschenktes  Ver- 
trauen missbraucht  hat,  wenn  er  den  Dienst  unbefugt  ver- 
lassen hat,  oder  die  ihm  nach  dem  Dienstvertrage  obliegen- 
den Verpflichtungen  nicht  erfüllt,  wenn  er  eine  sicherheitspoli- 
zeiliche Vorschrift  bei  der  Leitung  oder  Beaufsichtigung  der 
Bergarbeit  Übertritt  oder  wenn  ihm  durch  die  Bergbehörde 
die  Befähigung  zum  Aufsichtsbeamten  aberkannt  ist. 

Der  Beamte  kann  die  Aufhebung  des  Dienstverhältnisses 
insbesondere  verlangen,  wenn  der  Bergwerksbesitzer  oder 
sein  Stellvertreter  sich  Tätlichkeiten  oder  Ehrverletzungen 
gegen  ihn  zu  schulden  kommen  lassen,  wenn  der  Bergwerks- 
besitzer die  vertragsmässigen  Leistungen  nicht  gewährt  oder 
Anordnungen  ergehen  lässt,  welche  gegen  den  Betriebsplan 
oder  gegen  sicherheitspolizeiliche  Vorschriften  verstossen, 
oder  wenn  er  die  Mittel  zur  Ausführung  der  von  der  Bergbe- 
hörde getroffenen  Anordnungen  verweigert  (§  90  A.  B.  G.). 
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Ueber  das  Dienstverhältnis  wird  zwischen  dem  Berg- 
werksdirektor als  Vertreter  des  Bergwerksbesitzers  und  dem 
Betriebsbeamten  ein  Vertrag  abgeschlossen,  der  in  der  An- 
stellungsurkunde zur  Erscheinung  kommt.  Durch  den  Dienst- 
vertrag wird  derjenige,  welcher  Dienste  zusagt,  also  der  Stei- 
ger, zur  Leistung  der  versprochenen  Dienste,  der  andere 
Teil,  also  der  Bergwerksbesitzer,  zur  Gewährung  der  verein- 
barten Vergütung  verpflichtet  (§  611  B.  G.  B.).  Der  zur 
Dienstleistung  Verpflichtete  hat  die  Dienste  im  Zweifel  in 
Person  zu  leisten.  Der  Anspruch  auf  die  Dienste  ist  im 
Zweifel  nicht  übertragbar  (§  613  B.  G.  B.). 

Die  Vergütung  ist  nach  der  Leistung  der  Dienste  zu  ent- 
richten. Ist  die  Vergütung  nach  Zeitabschnitten  bemessen,  so 
ist  sie  nach  Ablauf  der  einzelnen  Zeitabschnitte  zu  entrichten 
(§  613,  B.  G.  B.). 

Die  Dienstleistungen,  zu  denen  sich  der  Steiger  ver- 
pflichtet, haben  wir  bereits  vorher  ausführlich  behandelt,  eben- 
so die  Vergütungen  des  Bergwerksbesitzers.  Zu  diesen 
müssen  wir  noch  die  Prämien  anführen.  Denn  der  Vertrag 
spricht  sich  auch  darüber  aus,  ob  beziehungsweise  worauf 
Prämien  gewährt  werden.  Aber  mit  dem  Vorbehalte  des 
Verfügungsrechtes  des  Bergwerksbesitzers  über  sie,  und  dass 
dem  Steiger  ein  Anspruch  auf  sie  nicht  zusteht. 


II. 


Die  Prämien  als  Lohnform. 

„Da  die  Steiger  auf  das  richtige  Ineinandergreifen  der 
verschiedenen  Betriebszweige  — Gewinnung,  Strecken-  und 
Schachtförderung,  Wetterführung,  Materialientransport  und 
Reparaturbau  — und  auf  die  Beseitigung  etwa  entstehender 
Störungen  wesentlich  einwirken  können,  ist  es  zweckmässig, 
ihnen  Förderprämien  für  die  Steigerung  der  Gesamtleistung 
zu  bewilligen.  Dazu  kommt,  dass  die  Steiger  auch  auf 
das  regelmässige  Anfahren  der  Mannschaft  einen  erheblichen 
Einfluss  ausüben  können.“  Mit  diesen  Worten  begründet 
T r e p t o w1)  kurz  die  Berechtigung  und  Zweckmässigkeit 
der  Förderprämien.  Bemerkt  muss  dazu  werden,  dass 
Treptow  den  Begriff  „Förderprämien“  zweifellos  im  weite- 
ren Sinne  ausgelegt  und  darunter  alle  jene  Prämienarten  ver- 
standen wissen  will,  die  überhaupt  in  dem  Bergbaubetriebe 
Vorkommen.  Wir  werden  weiter  unten  sehen,  dass  im  Ruhr- 
kohlenbergbau unter  Förderprämien  immer  nur  eine  besondere 
Art  der  Prämien  verstanden  wird. 

Bevor  wir  jedoch  auf  die  Prämien  im  Ruhrkohlenberg- 
bau näher  eingehen,  sollen  sich  die  folgenden  Ausführungen 
zunächst  lediglich  mit  einer  Untersuchung  der  Frage  der  Prä- 
mien als  Lohnform  befassen. 

Wie  schon  hervorgehoben,  sind  die  Steiger  auf  Gehalt 
angestellt.  Gehalt  ist  das  vertragsmässige  Entgelt  für  eine 
fortlaufende  Gesamtleistung  in  grösseren  Zeiträumen,  wenn 
eine  feste  dauernde  Anstellung  auf  Lebenszeit  oder  doch  auf 
eine  längere  Zeit  verabredet  bezw.  beabsichtigt  ist2).  Es 
ist  ebenso  eine  Art  des  bedungenen  Arbeitseinkommens,  wie 
es  Lohn  (im  engeren  Sinne)  und  Honorar  sind;  auch  ist  es 
ebenso  wie  der  Arbeitslohn  zur  Ergänzung  durch  eine  Prä- 

1)  Treptow,  a.  a.  O.  S.  581. 

2)  Schönberg,  im  Hdb.  d.  Staatsw.  Bd.  1,  S.  863. 
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mie  als  Grundlage  geeignet.  Denn  allen  Arten  der  progressi- 
ven Löhne  ist  die  Eigentümlichkeit  gemeinsam,  dass  ein  fester 
Minimallohn  durch  eine  Prämie  ergänzt  wird,  deren  Höhe  sich 
jeweils  nach  der  Leistungsfähigkeit  richtet.  Der  „Zeit-Stück- 
lohn“ ist  die  erste  Art  der  progressiven  Löhne;  er  unterschei- 
det sich  von  dem  einfachen  und  reinen  Stücklohn  dadurch, 
dass  dem  im  „Zeit-Stücklohn“  beschäftigten  Arbeiter  ein  Min- 
destlohn gesichert  ist,  dessen  Höhe  der  Zeitdauer  entspricht, 
während  welcher  er  beschäftigt  ist,  ohne  auf  den  in  dieser 
Zeit  erzielten  Arbeitserfolg1).  Daneben  besteht  dann  die  Ver- 
einbarung, dass  der  Arbeiter  zu  diesem  Mindestlohn  noch 
einen  Zuschlag  erhalten  soll,  sobald  der  Arbeitserfolg  eine 
näher  bestimmte  Menge  überschreitet.  Die  Höhe  dieses 
Zuschlages  steht  dann  im  genauen  Verhältnis  zu  der  Mehr- 
arbeit, die  er  über  den  Normalertrag  hinaus  leistet. 

Wenn  auch  der  Steiger  nicht  unmittelbar  an  dem  Ar- 
beits-(Förder-)quantum  beteiligt  ist,  so  muss  unsere  Unter- 
suchung doch  davon  ausgehen,  dass  die  Prämien  für  über 
oine  gewisse  Grenze  hinausgehende  Mehrleistungen  gezahlt 
werden.  Denn,  wie  schon  betont,  hat  der  Steiger  auf  das 
„richtige  Ineinandergreifen“  der  einzelnen  Leistungen,  durch 
die  in  erster  Linie  der  Ertrag  gesteigert  wird,  erheblichen 
Einfluss.  Das  Mehr  oder  Weniger  der  Arbeitsleistung  ist  des- 
halb zu  einem  grossen  Teil  auf  ihn  zurückzuführen;  und  man 
kann  ebensogut,  wie  Leroy-Beaulieu  und  nach  ihm 
D.  F.  Schloss  von  „progressiven  Löhnen“  auch  von  „pro- 
ressiven  Gehältern“  sprechen. 

Die  noch  weiter  unten  aufzuzählenden  Prämienlohn- 
systeme verdanken  ihre  Entstehung  in  der  Hauptsache  dem 
Gegenüberstehen  zweier  Tendenzen: 

auf  Seite  der  Arbeitgeber  ist  es  die  un- 
verkennbare Tendenz,  eine  im  Zeitlohn  (Ge- 
halt) beschäftigte  Arbeiterschaft  (Steiger) 
durch  ihr  eigenes  Interesse  zu  einer  Steige- 
rung ihrer  Produktivität  zu  veranlassen  und 
dabei  das  Produktionsrisiko  zu  vermindern, 

1)  Bernhard-Schloss,  Handb.  der  Löhnungsmethoden,  S.  81. 
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auf  Seite  der  Arbeitnehmer  (Steiger)  die 
Unmöglichkeit  der  Gehaltsbemessung  auf- 
grund der  einzelnen  Fördermengen. 

Die  Prämien  sind  deshalb  gewisser- 
massen  die  Resultierende  zwischen  diesen 
beiden  einander  widerstreitenden  Kräften. 

Die  Hauptprinzipien,  in  denen  das  Wesen  des  Zeitprä- 
miensystems wurzelt,  sind  dreifacher  Art. 

1.  Für  die  nach  dem  Zeitprämiensystem  zu  entlohnende 
Arbeitsaufgabe  wird  eine  Grundzeit  (aHowed  time)1)  einge- 
räumt, die  in  der  Regel  auf  Grund  längerer  Beobachtungen 
berechnet  worden  ist. 

2.  Die  Arbeitnehmer  erhalten  einen  bestimmten  Stunden- 
lohn für  jede  tatsächlich  auf  die  Arbeit  verbrauchte  Arbeits- 
stunde als  Grundlohn. 

3.  Für  jede  ersparte  Stunde  (Unterschied  zwischen  der 
tatsächlich  gebrauchten  und  der  Grundzeit)  wird  dem  Arbeit- 
nehmer eine  Prämie  in  der  Höhe  eines  fixen  oder  unveränder- 
lichen Bruchteils  des  Stundenlohnsatzes  zuerkannt. 

Auf  dem  erstgenannten  Hauptprinzip  beruht  das  gesamte 
System  der  sogenannten  „wandelbaren“  oder  „Leistungs“-Prä- 
mien  der  Steiger,  da  die  Höhe  dieser  Prämien  nach  dem  je- 
weiligen Grade  der  anerkennenswerten  Arbeit  bestimmt  wird. 
Wir  wollen  diese  Prämienart  aus  nachher  ersichtlichen  Grün- 
den „schwankende“  Prämien  nennen. 

Die  Höhe  der  geleisteten  Arbeitsmenge  liegt  indessen 
nicht  gänzlich  innerhalb  des  Machtbereichs  des  Steigers.  Sie 
ist  ebensogut  von  den  natürlichen  und  örtlichen  Verhältnissen 
des  Abbaupunktes  abhängig,  wie  von  dem  Willen  und  dem 
Arbeitseifer  des  Beamten.  So  kann  ein  weniger  strebsamer 
Steiger  infolge  günstiger  Lagerungs-  und  Flözenverhältnisse 
eine  grössere  Kohlenmenge  erzielen,  als  sein  tüchtigster  Kol- 
lege, dessen  Belegschaft  längere  Zeit  vor  ungünstigem  Ge- 
birge arbeitet.  Diese  Beeinflussung  der  Arbeitsleistung  durch 
die  natürlichen  Lagerungs-  und  Gebirgsverhältnisse  kann 
nicht  ausgeschaltet  werden.  Die  auf  Grund  der  Arbeitsleistung 


1)  Schloss.  Methods  of  industrial  Remuneration,  S.  55. 
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berechnenden  Prämien  sind  deshalb  in  ihrer  Höhe  ausser- 
ordentlich schwankend,  wodurch  sich  die  von  uns  gebrauchte 
Benennung  der  „wandelbaren“  oder  „Leistungs“-Prämien  als 
„schwankende“  rechtfertigt. 

Zunächst  einige  Mitteilungen  über  die  beiden  Qrundarten 
der  Zeitlohnprämiensysteme  im  Erwerbsleben  überhaupt. 

Der  Schöpfer  der  neuen  Zeitprämiensysteme  ist  F.  A. 
H a 1 s e y.  Er  hat,  wie  Bernstein  berichtet1),  besonders 
Gewicht  auf  die  Einräumung  einer  hohen  Grundzeit  und  einer 
verhältnismässigen  niedrigen  Prämienrate  gelegt.  Der  Arbeit- 
nehmer vermöge  bei  solcher  Sachlage  sehr  bald  zu  einer  Zeit- 
ersparnis zu  gelangen  und,  was  noch  wichtiger  sei,  wenn  sich 
eine  Prämie  als  zu  niedrig  erweise,  weil  z.  B.  nur  mässige 
^Zeitersparungen  möglich  sind,  so  könne  eine  Erhöhung  ohne 
weiteres  vorgenommen  werden,  während  eine  Herabsetzung 
der  Prämie  das  ganze  System  bei  den  Arbeitnehmern  in  Miss- 
kredit bringen,  es  also  in  Frage  stellen  könne.2)  Ungeachtet 
dieses  allgemein  geäusserten  Prinzips  räumt  H a 1 s e y doch 
ein,  dass  zwischen  Arbeitskategorien  unterschieden  werden 
müsse : für  Arbeiten,  bei  welchen  eine  Steigerung  der  Leistung 
mit  einer  proportionalen  Inanspruchnahme  der  Muskelkraft 
Hand  in  Hand  gehe,  empfehle  sich  eine  etwas  „liberale“  Prä- 
mienrate; für  Arbeiten,  die  vor  allem  durch  gesteigerte  Auf- 
merksamkeit gefördert  werden  könnten,  werde  eine  mässige 
Prämienrate  genügen.3) 

H a 1 s e y behauptet  jedoch,  für  sein  System  keineswegs 
allgemeine  Anwendbarkeit,  wie  vielfach  betont  wird;  die 
Richtigkeit  seiner  Grundzüge  nimmt  er  nur  für  ziemlich  gleich- 
mässig  fortlaufende  Arbeiten  in  Anspruch.  Hervorzuheben  ist, 
dass  H a 1 s e y?s  System  ein  beständiges  Ansteigen  des  Stun- 
denverdienstes ohne  Beschränkung  im  Auge  hat,  dass  er  aber 
auch  gerade  deshalb  auf  ziemlich  niedrige  Prämienraten  Ge- 
wicht legt,  damit  ein  Herabsetzen  der  Prämienrate  vermieden 
wird. 


1)  Bernstein,  im  Braun’schen  Archiv.  17.  Jahrg.  S.  301  ff. 

2)  Report  on  Gainsharing  1895,  S.  34  ff. 

3)  Report  on  Gainsharing  1895,  S.  31. 
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Rowan’s  Prämiensystem  geht  ebenfalls  von  einer 
Grundzeit  aus.  Es  zeichnet  sich  jedoch  dadurch  aus,  dass  die 
Prämie  mit  jeder  Zeitersparnis  steigt,  bis  nur  noch  die  halbe 
Grundzeit  als  tatsächliche  Arbeitszeit  gebraucht  wird.  Von 
diesem  Punkte  ab  fällt  das  absolute  Ausmass  der  Prämie  wie- 
der. Die  Prämie  besteht  nämlich  darin,  dass  der  zur  Aus- 
zahlung gelangende  Grundlohn  um  ebenso  viele  Prozente  er- 
höht wird,  als  Zeit  von  der  Grundzeit  in  Ersparung  gebracht 
wird.1)  Der  Hauptvorteil  des  Rowan’schen  Systems  ge- 
genüber dem  von  H a 1 s e y wird  darin  gefunden  und  erkannt, 
dass  es  bei  sehr  bedeutender  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auch 
ein  erhebliches  Steigen  des  Stundenverdienstes  des  Arbeiters 
gestattet.  Das  Rowa  n’sche  System  hat  trotz  seiner  oft 
ziemlich  wunderbaren  und  nicht  näher  zu  begründeten  Prä- 
mienskala eine  viel  weitere  Verbreitung  gefunden  als  das 
Halsey’sche;  dies  erklärt  sich  jedenfalls  daraus,  dass  es  für 
den  Unternehmer  eine  Reihe  schwerwiegender  Vorteile  allen 
anderen  Systeme  gegenüber  bietet. 

Ausgangspunkt  und  Grundlage  des  schwankenden  Prä- 
miensystems ist  die  Zumessung  einer  bestimmten  Zeit  für  eine 
bestimmte  Arbeitsaufgabe  mit  der  Zusicherung  eines  bestimm- 
ten Zeiteinheitslohnsatzes,  nämlich  des  Monatsgehaltes. 

Wenn  Bernstein2)  anfänglich  nicht  ausdrücklich  die  oben 
angeführten  Zeitlohnprämiensysteme  schlechthin  empfahl,  so 
tat  dies  doch  Sidney  Web b3),  indem  er  als  den  einzigen 
stichhaltigen  Einwand  gegen  das  Prämienbonussystem  die 
Gefahr  gelten  lässt,  dass  zufolge  Vermehrung  der  Arbeitsleis- 
tung des  einzelnen  Arbeiters  „eine  Anzahl  Arbeiter  ausser 
Arbeit  werde  geworfen  werden“  und  indem  er  diesen  Ein- 
wand als  Trugschluss  zurückweist.  Er  tut  dies  vor  allem 
deshalb,  weil  die  Nachfrage  nach  Maschinen  aller  Art  unend- 
lich ausdehnungsfähig  sei  und  mit  jeder  Preisermässigung  zu- 
nehme. 


1)  Vergleiche  hierzu  das  sich  aus  dem  Rowan’schen  System 
ergebende  Lohnschema  bei  Z wiedineck-Südenhorst,  Lehre  von 
den  Lohnformen,  1904,  S.  50. 

2)  Bernstein,  im  Braun’schen  Archiv,  a.  a.  O.  S. 314. 

3)  Sozialistische  Monatshefte,  1902,  Bd.  II,  S.  923. 
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Als  wirkliche  Einwände  hebt  Bernstein  vor  allem  drei 
hervor: 

1.  Die  Schwächung  der  Solidarität,  denn  die  Differenzie- 
rung der  Lohneinkommen  treibe  den  Keil  in  die  Arbeiter- 
schaft. 

2.  Die  Ausscheidung  der  weniger  leistungsfähigen  Ar- 
beiter seitens  der  Unternehmer. 

3.  Unkollegiales  Verhalten  der  leistungsfähigeren  gegen- 
über den  schwächeren  Arbeitern. 

Bernstein  gibt  aber  zu,  dass  diese  Einwände  lediglich 
Schwächen  des  Systems  seien,  die  wohl  ein  gewisses  Miss- 
trauen, aber  keine  grundsätzliche  Gegnerschaft  rechtfertigen 
könnten.  Ohne  seine  Stellungnahme  näher  klarzulegen,  steht 
Bernstein  offenbar  dem  System  mit  der  Forderung  der  glei- 
chen Bedingungen  gegenüber  wie  Sidney  Webb: 

1.  Anerkennung  der  Gewerkschaft  als  Vertreterin  der 
Arbeiter  bei  Normierung  der  Tarifsätze, 

2.  Verbürgung  des  von  der  Gewerkschaft  anerkannten 
Normalzeitlohnes  als  Mindestlohn  und 

3.  Stetigkeit  der  Tarifsätze  bei  gleichbleibenden  tech- 
nischen Vorbedingungen. 

Aber  die  gemachten  allgemeinen  Einwände  Bernsteins 
gegen  das  Wesen  der  Zeitprämienbemessung  stehen  für  die 
Steigerprämien  doch  in  Frage.  Vor  allem;  deshalb,  weil  hier 
von  einer  grundsätzlichen  Gleichartigkeit  mit  dem  einfachen 
Stücklohnsystem  garnicht  die  Rede  sein  kann.  Die  Zumes- 
sung einer  bestimmten  Zeit  ist,  wie  schon  hervorgehoben, 
Grundlage  und  Ausgangspunkt  des  Systems.  Im  Falle  der 
gewöhnlichen  Werklöhnung  fehlt  bei  der  Entgeltbemessung 
jede  Beziehung  zur  Arbeitszeit.  Es  handelt  sich  vielmehr  nur 
um  Bezahlung  eines  mehr  oder  minder  willkürlichen  Preises 
für  die  Lösung  der  Arbeitsaufgabe. 

Die  Grundlagen  des  Arbeitsverhältnisses  in  dem  engeren 
Sinne,  in  dem  es  hier  aufgefasst  werden  muss,  werden  durch 
die  Entgeltbemessungsmethode  nicht  verschoben.  Bei  Zeit- 
löhnung, Zeitprämienlöhnung  (und  auch  Werklöhnung)  han- 
delt es  sich  um  ein  Vermieten  der  Arbeitskraft  im  weiteren 
Sinne  (nicht  um  ein  Verkaufen  der  Ware  Arbeit).  Diese  Ar- 


38 


beitskraft  kann  freilich  keiner  elementaren  Kraft  oder  Kraft- 
maschine gleichgestellt  werden.  Denn  in  der  ganz  überwie- 
genden Zahl  der  Fälle,  namentlich  bei  der  Arbeit  des  Steigers, 
funktioniert  nicht  nur  die  mechanische  Kraft,  sondern  es  wir- 
ken neben  der  Kraft  im  engeren  Sinne  andere  Faktoren  mit, 
darunter  beim  Steiger  vor  allem  Intelligenz,  praktischer  Sinn, 
Entschlossenheit  und  schliesslich  der  Wille,  welche  diese  und 
die  Kraft  entwickeln.  Je  besser  der  Steiger  Kraft,  Intelligenz 
und  Geschicklichkeit  seiner  Belegschaft  erkennt,  den  Verhält- 
nissen anzupassen  und  zu  verwerten  versteht,  umso  vorteil- 
hafter nützt  er  für  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  die  Arbeits- 
kraft seiner  Leute  aus.  Die  Betriebsorganisation  des  Mieteis 
der  Arbeitskraft,  deren  Träger  hauptsächlich  der  Steiger  ist, 
kommt  beiden  Parteien  umso  mehr  zugute,  je  besser  sie  ge- 
staltet ist.1) 

Die  Prämien,  welche  den  Steigern  im  Ruhrbergbau  ge- 
währt werden,  sind  demnach  eine  besondere  Lohnform  und 
es  erübrigt  sich  nur  noch  die  Frage,  ob  sie  auch  den  Charak- 
ter der  Gewinnbeteiligung  tragen. 

Der  Nachweis  dafür,  dass  in  einem  gegebenen  Falle 
zwischen  der  Lohnbemessungsmethode  (also  der  Tatsache, 
dass  der  Lohn  nach  der  Zeit  oder  nach  dem  Leistungserfolg 
bemessen  wird)  einerseits,  und  dem  Bestehen  einer  besonde- 
ren Gewinnbeteiligungsvereinbarung  andererseits  irgendein 
wirtschaftlicher  ursächlicher  Zusammenhang,  irgendeine  Ab- 
hängigkeit beider  von  einander  besteht,  wird  kaum  jemals 
erbracht  werden  können.  Die  Gewinnbeteiligung  hat  in  der 
Theorie  wie  in  der  Praxis  von  dem  Probleme  des  Lohnes 
(Gehaltes)  als  des  vertragsmässig  vereinbarten  Arbeitsentgel- 
tes für  rein  individuelle  Leistung  unbedingt  getrennt  zu 
bleiben. 

Sie  kann  auf  zweierlei  Weise  geschehen : entweder  er- 
hält der  Arbeiter  (Steiger)  neben  seinem  Lohn  eine  Quote  des 
beim  Jahresabschluss  sich  ergebenden  Reingewinns,  oder  er 
wird  ausschliesslich  in  letzterer  entlohnt.  Der  Anteil  am  Ge- 
winn ist  deshalb  etwas  unter  allen  Umständen  Zweifelhaftes 

1)  Vergl.  hierzu  auch:  v.  Zwi  e d i ne  ck-Süde n hörst  a.  a.  O 
S.  58—76. 
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und  bringt  das  Moment  des  Risikos  in  die  Einkommensver- 
hältnisse des  Arbeitnehmers  (Steigers),  das  dem  blossen  Ar- 
beitsentgelte des  Arbeitslohnvertrages  nicht  anhaften  darf. 

Die  Verbindung  der  Gewinnbeteiligungszulieferung  mit 
dem  Arbeitslohnverhältnis  ist  rechtlich  entweder  unver- 
bindlich und  dann  ein  schenkungsartiges  Zugeständnis  des 
Unternehmers  oder,  wenn  vertragsmässig  verein- 
bart und  durch  Kontrollmassregeln  sichergestellt, 
ein  von  dem  reinen  Arbeitsveitrag  doch  unterscheidendes  ge- 
sellschaftliches Verhältnis,  das  C r o m e als  partiarisches  Ge- 
schäft bezeichnet.1)  Formell  juristisch  stellt  sich  dies  gesell- 
schaftsähnliche Verhältnis,  natürlich  nur,  wenn  es  vertrags- 
mässig zugesichert  ist,  als  ein  Zusatzvertrag  dar,  aber  nicht 
als  eine  Form  des  Lohnes  oder  des  Arbeits-(Gehalts-)Ver- 
trages.2)  Auch  wird  bei  den  denkbar  günstigsten  Gewinn- 
beteiligungsverhältnissen niemals  auf  eine  selbständige  ge- 
sunde Lohn-  (Gehalts-)  Politik  verzichtet  werden  können,  in- 
nerhalb welcher  das  Problem  der  Lohnbemessung  eine  be- 
sondere Rolle  spielt. 

Da  die  Steigerprämien  nun  aber  eine  be- 
sondere Lohnform  sind,  diese  aber  von  der 
G e w i n n b e t e i 1 i g u n g unterschieden  werden 
muss,  so  sind  die  Prämien  auch  keine  Form 
der  Ge winnbeteiligung,  ein  Ergebnis,  das 
bei  der  weiter  unten  zu  machenden  Unter- 
scheidung von  Quantitäts-  und  Qualitäts- 
prämien noch  mehr  h e r vo r g e h o b e n werden 
wird. 


Was  die  Lohnberechnung  und  Lohnauszahlung  anbe- 
trifft, so  regeln  sie  sich  nach  §§  115 — 119  a der  Gewerbe- 
ordnung für  das  Deutsche  Reich. 

Die  Bestimmungen  der  §§  115— 119  a finden  auf  die 
Besitzer  und  Arbeiter  von  Bergwerken,  Salinen,  Aufberei- 

1)  Crom e,  Die  partiarischen  Rechtsgeschäfte,  Freiburg, 
1897,  S.  24. 

2)  Vergl.  Seite  29  ff.  der  Abhandlung. 
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tungsanstalten  und  unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oder 
Gruben  entsprechende  Anwendung,  und  zwar  auch  für  den 
Fall,  dass  in  ihnen  in  der  Regel  weniger  als  10  Arbeiter  be- 
schäftigt werden  (§  154  a,  Abs.  1 der  Gewerbeordnung). 

Die  Gewerbetreibenden  sind  verpflichtet,  die  Löhne  ihrer 
Arbeiter  in  Reichswährung  zu  berechnen  und  bar  auszu- 
zahlen (§  115,  I). 

Sie  dürfen  den  Arbeitern  keine  Waren  kreditieren. 
Doch  ist  es  gestattet,  den  Arbeitern  Lebensmittel  für  den  Be- 
trag der  Anschaffungskosten,  Wohnung  und  Landnutzung 
gegen  die  ortsüblichen  Miet-  und  Pacht-Preise,  Feuerung,  Be- 
leuchtung, regelmässige  Beköstigung,  Arzneien  und  ärztliche 
Hilfe  sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  ihnen  übertragenen 
Arbeiten  für  den  Betrag  der  durchschnittlichen  Selbstkosten 
unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  zu  verabfolgen.  Zu 
einem  höheren  Preise  ist  die  Verabfolgung  von  Werkzeugen 
und  Stoffen  für  Akkordarbeiten  zulässig,  wenn  derselbe  den 
ortsüblichen  nicht  übersteigt  und  im  voraus  vereinbart  ist. 
(§  115,11). 

Arbeiter,  deren  Forderungen  in  einer  dem  § 115  zuwider- 
laufenden Weise  berichtigt  worden  sind,  können  zu  jeder  Zeit 
Zahlung  nach  Massgabe  des  § 115  verlangen,  ohne  dass  ihnen 
eine  Einrede  aus  dem  an  Zahlungsstatt  Gegebenen  entgegen- 
gesetzt werden  kann  (§  116). 

Verträge,  welche  dem  § 115  zuwiderlaufen,  sind  nichtig 
(§  117,1). 

Gewerbliche  Arbeiter  im  Sinne  der  Gewerbeordnung 
sind  alle  Personen,  welche  in  einem  der  Gewerbeordnung 
(§§  1 und  6)  unterstehenden  Betriebe  für  die  Zwecke  des  Ge- 
werbebetriebes als  Gesellen,  Gehilfen,  Lehrlinge,  Betriebs- 
beamte, Werkmeister,  Techniker,  Fabrikarbeiter  oder  in 
ähnlichen  Stellungen  beschäftigt  sind.  (Titel  VII,  a.  a.  O.,  all- 
gemeine Verhältnisse). 


III. 


Anwendung  und  Arten  der  Prämien. 

Die  Anwendung  der  Prämien  im  niederrheinisch-west- 
fälischen Bergbaubetriebe  beschränkt  sich  ausschliesslich  auf 
das  technisch  ausgebildete  Beamtenpersonal,  die  sogenannten 
Betriebsbeamten,  wie  Betriebsführer  und  die  diesem  unter- 
geordneten anderen  technischen  Grubenbeamten:  als  Ober- 
steiger (Fahrsteiger),  Reviersteiger  und  Hilfssteiger. 

Ueber  die  rechtliche  Stellung  dieser  Beamten  haben 
wir  bereits  im  ersten  Abschnitt  gehandelt. 

Die  Prämien  werden  entweder  für  Fleiss,  Sparsamkeit 
oder  Sorgfalt  gezahlt. 

Das  Gehalt  der  Steiger  wird  demnach  bei  steigendem 
Fleiss,  bei  vorsichtiger  Arbeit  oder  bei  sparsamer  Verwen- 
dung des  Materials  stufenweise  erhöht.  Der  Beamte  wird  ge- 
wissermassen  durch  die  Versprechung  von  Gehaltszuschlägen 
von  Stufe  zu  Stufe  zu  der  gewünschten  Leistung  verlockt. 

Man  unterscheidet  demnach  Quantitäts-  und  Qualitäts- 
prämien. 

Ie  nachdem  nun  die  Leistung  des  Steigers  darin  besteht, 
möglichst  viele  Kohlen  zu  fördern,  oder  in  Erzielung  niedriger 
Gestehungskosten  oder  einer  möglichst  hohen  Durchschnitts- 
leistung („Effektes“)  des  Bergarbeiters  haben  wir  zu  unter- 
scheiden : 

1.  Förderprämien, 

2.  Selbstkostenprämien  und 

3.  Effekt-  oder  Leistungsprämien. 

Diese  drei  Arten  bilden  den  Grundstock  des  Systems  der 
schwankenden  Prämien  im  Ruhrkohlenbetriebe.  Die  übrigen 
noch  zur  Anwendung  kommenden  und  weiter  unten  bespro- 
chenen schwankenden  Prämien  sind  durch  Kombination 
zweier  oder  mehrerer  Grundprämien  entstanden. 
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Ueber  die  Grundprämien  ist  im  einzelnen  folgendes  zu 
sagen : 

Die  Förderprämie  bestimmt  sich  nach  dem  sogenannten 
„Soll“.  Hierunter  wird  diejenige  Menge  Kohlen  verstanden, 
die  der  Steiger  durch  die  in  seinem  Revier  beschäftigten  Koh- 
lenhauer täglich  ans  Tageslicht  fördert  oder  vielmehr  fördern 
soll.  Daher  der  Ausdruck  „Soll“.  Er  wird  mittelbar  durch 
das  Kohlensyndikat  diktiert,  das  für  jede  ihm  angeschlossene 
Zeche  die  jährliche  Beteiligungsziffer,  den  „Jahresfördersoll“, 
festsetzt.  Bei  den  nichtsyndizierten  Zechen  (Outsidern)  be- 
stimmt sich  der  „Jahressoll“  nach  Angebot  und  Nachfrage. 

Das  an  einem  Tage  ans  Tageslicht  zu  fördernde  Kohlen- 
quantum heisst  der  „Tagesfördersoll“  der  Grube.  Er  wild 
aus  dem  „Jahressoll“  ermittelt  und  anteilig  als  „Reviersoll“ 
auf  die  einzelnen  Steigerreviere  verteilt.  Der  „Reviersoll“ 
wird  jeden  Monat  von  dem  Reviersteiger  neu  entworfen  und 
dem  Betriebsführer  unterbreitet,  der  ihn  endgültig  festsetzt. 
Die  Neuregulierung  erfolgt  aufgrund  der  Erfahrungen  des  ver- 
flossenen Monats:  Durchschnittliche  Arbeitsleistung  des  Koh- 
lenhauers pro  Schicht,  Mächtigkeit  des  Flözes,  Härtegrad  der 
Kohle,  Beschaffenheit  des  Nebengesteins,  mehr  oder  weniger 
zahlreiche  Nebenarbeiten,  wie  Verzimmern  des  Betriebspunk- 
tes, Gleiselegen  u.  a.  m.  Alle  diese  Faktoren  modifizieren 
nicht  nur  das  Gedinge,  wie  wir  vorher  ausgeführt  haben,  son- 
dern auch  den  „Soll“. 

Der  Berechnung  der  Prämie  wird  entweder  der  „Tages- 
soll“ oder  der  „Reviersoll“  zugrunde  gelegt. 

Sie  geschieht  auf  zweierlei  Weise. 

Nach  dem  einen  Verfahren  erhält  der  Reviersteiger  eine 
Minimalprämie,  wenn  er  den  „Soll“  erreicht.  Ihre  Höhe  wird 
von  der  Direktion  bestimmt  und  richtet  sich  nach  den  je- 
weiligen Betriebs-  und  sonstigen  Verhältnissen  der  Grube. 
Auf  Gruben  mit  günstigen  Verhältnissen  geht  sie  nicht  unter 
25  Mark  herunter,  auf  Gruben  mit  ungünstigen  Verhältnissen 
nicht  über  40  Mark  hinaus.  Dieser  Satz  bildet  die  Einheit. 
Die  Hilfssteiger  erhalten  je  nach  dem  Dienstalter  50 — 80  %• 
die  Fahrsteiger  120 — 150  % und  die  Betriebsführer  180 — 200  % 
des  Einheitssatzes.  Für  jede  Tonne  Mehrförderung  über  den 
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„Soll“  erhöht  sich  die  Minimalprämie  um  ein  bis  zwei  Pfen- 
nige für  den  Reviersteiger,  für  die  anderen  Beamten  ent- 
sprechend den  Prozentsätzen.  Der  Einheitssatz  ist  begrenzt 
durch  einen  Maximalsatz,  über  welchen  hinaus  eine  Staffelung 
der  Prämie  nicht  mehr  stattfindet.  Die  Höchstgrenze  ist  in 
der  Regel  bei  80  Mark  festgelegt.  Wird  der  „Soll“  nicht  er- 
reicht, so  kommt  die  Minimalprämie  unverkürzt  zur  Auszah- 
lung, wenn  die  Betriebsbeamten  kein  Verschulden  an  der  Min- 
derförderung trifft;  im  anderen  Falle,  wenn  also  ein  Selbst- 
verschulden vorliegt,  wird  sie  ganz  oder  zum  Teil  gestrichen, 
je  nach  dem  Grade  des  Verschuldens. 

Wir  nennen  diese  Förderprämie  aus  leicht  ersichtlichen 
und  daher  einer  genaueren  Erklärung  nicht  mehr  bedürfen- 
den Gründen  „Einheitsprämie“. 

Das  zweite  Verfahren  legt  der  Berechnung  keine  Mini- 
malprämie zugrunde,  sondern  errechnet  den  jeweiligen  Prä- 
mienbetrag nach  jeder  Tonne  oder  jedem  Prozent  Mehrförde- 
rung über  den  „Soll“.  Die  Berechnung  ist  komplizierter  wie 
die  vorherige,  so  dass  wir  uns  am,  besten  an  einem  Beispiel 
Aufklärung  über  das  Verfahren  zu  verschaffen  suchen. 

Für  jede  Tonne  Mehrförderung  über  den  „Soll“  ist  auf 
den  Zechen  Helene  und  Amalie,  Neu-Wesel  und 
König  Wilhelm  eine  Prämie  von  0,20  Mark  ausgesetzt. 
Die  hieraus  resultierende  Summe  wird  nach  bestimmten  Ver- 
hältniszahlen an  die  Betriebsbeamten  verteilt.  Bei  27  Ar- 
beitstagen entfallen  auf  den  Betriebsführer  6 mal  27,  den 
Fahrsteiger  5 mal  27,  den  Reviersteiger  4 mal  27  und  auf  den 
Hilfssteiger  3 mal  27  Anteile.  Durch  Multiplikation  dieser 
Anteile  je  mit  der  Anzahl  der  Beamten  ergeben  sich  zum  Bei- 
spiel auf  der  Zeche  Helene  und  Amalie  im  ganzen  1600 
Anteile.  Für  den  Monat  März  1909  war  hier  die  Sollförde- 
rung auf  27  000  Tonnen  Kohlen  festgesetzt.  Gefördert  wurden 
32  000  Tonnen,  mithin  ergibt  sich  ein  Mehr  von  5000  Tonnen 
für  die  Prämie.  Diese  berechnet  sich  demnach  auf  5000  mal 
0,20  Mark  = 1000  Mark,  auf  jeden  Anteil  entfallen  somit 

1000 


1600 


= 0,625  Mark. 


( 
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Der  Reviersteiger  erhielt  also  im  März  1909 
4 . 27  . 0,625  = 67,50  Mark  Prämie. 

Auf  ähnliche  Weise  wird  die  Prämie  ermittelt,  wenn 
statt  der  Tonne  jedes  Prozent  Mehrförderung  über  dem 
„Soll“  berücksichtigt  wird.  Der  Unterschied  besteht  nur 
darin,  dass  der  Berechnung  jedes  Prozent  Mehrförderung  zu- 
grunde gelegt  wird.  Es  wird  dafür  ein  auf  den  einzelnen 
Gruben  verschieden  hoher  Satz  in  Ansatz  gebracht.  Für  seine 
Höhe  sind  die  jeweiligen  Verhältnisse  über  und  unter  Tage 
massgebend.  Der  Satz  beträgt  in  der  Regel  nicht  mehr  als 
5 Mark. 

Gegenüber  dem  Verfahren  der  Einheitsprämie  stellt  das 
zweite  Verfahren  einen  Nachteil  für  die  Betriebsbeamten  dar. 
Die  Prämie  fällt  fort,  wenn  der  „Soll“  nicht  erreicht  wird. 
Aber  zur  Rechtfertigung  der  Bergherrn  müssen  wir  erwähnen, 
dass  der  „Soll“  auf  denjenigen  Zechen,  wo  das  zweite  Verfah- 
ren angewendet  wird,  stets  so  niedrig  gesetzt  ist,  dass  er 
nicht  nur  nicht  erreicht,  sondern  auch  immer  überschritten 
wird.  Als  Beispiel  für  viele  diene  die  Zeche  „Helene“  und 
„Amalie“  bei  Bochum. 

Je  grösser  die  Mehrförderung,  um  so  vorteilhafter 
auch  für  den  Betriebsführer,  der  mit  interessiert  ist  und 
sich  ins  eigene  Fleisch  schneiden  würde,  wollte  er  bar 
aller  materieller  Vorteile,  nur  um  eines  besseren  Ansehens 
willen  von  Seiten  des  Bergherrn,  den  „Soll“  möglichst  hoch 
schrauben.  Sache  des  Bergwerksdirektors  ist  es  dann 
wiederum,  darauf  zu  achten,  dass  der  „Soll“  andererseits 
nicht  zu  niedrig  gesetzt  wird.  Das  Innehalten  der  goldenen 
Mittelstrasse  wird  auch  hier  ein  für  alle  Beteiligten  befrie- 
digendes Resultat  ergeben. 

Die  Förderprämien  sind  ihrer  Natur  nach 
Quantitätsprämien;  denn  es  handelt  sich  um 
grössere  als  die  normalen  A r b e i t s 1 e i s t u n - 
gen. 


Die  Selbstkostenprämien  bezwecken  möglichst 
geringe  Gestehungskosten  im  Betriebe  zu  erzielen. 

Es  wird  zu  diesem  Zwecke  ein  Normalselbstkostensatz 
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pro  Tonne  Kohlen  entweder  für  die  ganze  Grube  oder  für 
jedes  einzelne  Steigerrevier  von  der  Direktion  von  Zeit  zu 
Zeit  aufgestellt. 

Wir  haben  demnach  Revierselbstkosten  und  Gruben- 
selbstkosten, sogenannte  Gesamtselbstkosten,  zu  unterscheiden. 

Zu  den  Revierselbstkosten  werden  gerechnet  die  in  dem 
Steigerrevier  gezahlten  Gehälter  und  Löhne,  die  Kosten  der 
Pferde-  und  Maschinenförderung,  des  Grubenholzes,  der  Gru- 
benschienen, der  Berieselungs-  und  Luftleitungsröhren,  der 
Sprengstoffe  und  sonstigen  Materialien,  wie  Schrauben,  Nie- 
ten u.  a.  m. 

Zu  den  Gesamtselbstkosten  werden  die  Posten  nachfol- 
gender Tabelle  gerechnet.  Sie  stellt  das  Selbstkostenformu- 
lar zur  Ermittelung  des  Normalsatzes  für  die  Zechen  einer 
unserer  grössten  Bergbau-Aktiengesellschaften  dar. 

Das  Fromular  ist  folgendermassen  gebildet: 

I.  Löhne  und  Gehälter. 

a)  in  der  Grube. 

Kap.  1.  Kohlengewinnung. 

„ 2.  Gesteins-  und  Versuchsarbeiten. 

„ 2a  Querschläge  und  Abteufen. 

„ 3.  Schachthauer. 

„ 4.  Anschläger  und  Nachschieber. 

„ 5.  Bremser  und  Anschläger. 

„ 6.  Pferdeförderung. 

„ 7.  Zimmerung  und  Reperatur. 

„ 8.  Wetterführung. 

„ 9.  Aufsicht  der  Grube, 

b)  über  Tage. 

Kap.  1.  Verlader  und  Putzer. 

„ 2.  Eisenbahner  und  Rangierer. 

„ 3.  Schachtförderung. 

„ 4.  Wasserhaltung. 

„ 5.  Dampfkessel. 

„ 6.  Unterhaltung  der  Gebäude. 

„ 7.  Aufsicht  über  Tage. 

„ 8.  Diverses. 
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II.  Materialien. 

Kap.  1.  Pferdeförderung. 

„ 2.  Grubenholz. 

„ 3.  Bauholz. 

„ 4.  Wasserverbrauch. 

„ 5.  Grubenschwellen. 

„ 6.  Grubenschienen. 

„ 7.  Oele  und  Fette. 

„ 8.  Sprengmaterialien. 

„ 9.  Förderwagen. 

„ 10.  Förderseile. 

„ 11.  Schmiedeeisen  und  Stahl. 

„ 12.  Diverses. 

III.  Allgemeine  Kosten. 

Kap.  1.  Knappschaftsgefälle. 

„ 2.  Berufsgenossenschaftsbeiträge. 

„ 3.  Alters-  und  Invalidenversicherung. 

„ 4.  Kommunal-,  Grund-  und  Gewerbesteuern. 

„ 5.  Staatssteuern. 

„ 6.  Diverses. 

Das  Formular  ist  sehr  spezialisiert  und  lässt  erkennen, 
wie  umfangreich  der  Haushalt  eines  Bergwerkes  ist.  Neben 
den  Knappschaftsbeiträgen,  in  der  Praxis  „Knappschaftsge- 
fälle“ genannt,  und  anderen  sozialen  Lasten  finden  wir  darin 
alle  Posten,  die  in  dem  Ausgabe-Etat  eines  Bergbaubetriebes 
eine  grössere  oder  kleinere  Rolle  spielen;  wie  die  Löhne,  Ge- 
hälter und  Materialien,  unter  diesen  besonders  das  Gruben- 
holz. Wir  werden  nicht  fehlgehen,  wenn  wir  annehmen,  dass 
die  anderen  Bergwerksbesitzer  diese  und  ähnliche  Posten  ihren 
Selbstkostenberechnungen  zugrunde  legen. 

Die  Selbstkostenprämie  wird  auf  ähnliche  Weise  ermittelt, 
wie  die  Förderprämie.  Entweder  geht  man  von  einer  Grund- 
prämie aus,  welche  bis  zu  einem  Maximum  gesteigert  bezw. 
bis  zu  einem  Minimum  verringert  wird,  wenn  der  Normal- 
selbstkostensatz nicht  erreicht  oder  überschritten  wird,  oder 
aber  der  jeweilige  Prämienbetrag  wird  errechnet,  ohne  dass 
man  von  einer  Grundprämie  ausgeht. 


47 


Jenes  Verfahren  steht  auf  den  Zechen  der  drei 
grössten  Bergwerks-Gesellschaften  in  Anwendung.  Errei- 
chen hier  die  Gestehungskosten  den  Normalselbstkostensatz* 
so  erhalten  die  Reviersteiger  eine  Grundprämie,  die  bei- 
spielsweise auf  den  Zechen  der  Harpener  Gesellschaft 
zur  Zeit  40  Mark  beträgt;  für  die  übrigen  Betriebs- 
beamten ist  sie  entsprechend  höher  oder  niedriger.  Wird  der 
Normalsatz  überschritten,  ermässigt  sich  die  Grundprämie 
um  eine  Mark  für  jeden  Pfennig,  um  den  die  tatsächlich  er- 
reichten Selbstkosten  den  Normalsatz  überschreiten.  Umge- 
kehrt erhöht  sich  die  Prämie  um  denselben  Betrag  für  jeden 
Pfennig  unter  dem  Normalsatze.  Alle  drei  Bergwerksgesell- 
schaften haben  eine  Höchstgrenze  (bis  zu  80  Mark),  die  Hiber- 
nia-  und  Gelsenkirchener-Gesellschaft  noch  eine  Minder- 
grenze festgelegt,  innerhalb  deren  die  Prämie  schwankt. 
Wird  der  Maximal-  oder  Minimalsatz  überschritten,  so  kommt 
nur  immer  der  entsprechende  Satz  zur  Auszahlung.  In  der 
Regel  werden  jene  Sätze  jedoch  nur  selten  erreicht. 

Wir  haben  bei  diesem  Verfahren  also  drei  verschiedene 
Fälle  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Normalselbstkostensatz  wird  erreicht 
Die  Grundprämie  wird  unverändert  gezahlt. 

2.  Der  Normalselbstkostensatz  wird  überschritten 
Die  Grundprämie  wird  gekürzt. 

3.  Der  Normalselbstkostensatz  wird  nicht  erreicht 
Die  Grundprämie  wird  erhöht. 

Nur  dieser  letzte  Fall  wird  bei  dem  zweiten  Ermitte- 
lungsverfahren berücksichtigt.  In  den  beiden  anderen  Fällen 
gehen  die  Beamten  leer  aus.  Jedoch  ist  der  Normalselbst- 
kostensatz auf  den  Zechen,  wo  das  zweite  Verfahren  ange- 
wendet wird,  stets  sehr  hoch  angenommen,  und  kommt  es  nur 
selten  vor,  beispielsweise  bei  grösseren  aussergewöhnlichen 
Betriebsstörungen,  dass  der  Normalsatz  erreicht  oder  sogar 
überschritten  wird. 

Die  Höhe  der  Prämie  richtet  sich  wieder  nach  der  An- 
zahl der  ersparten  Pfennige. 

Grössere  und  kapitalkräftigere  Bergwerke  gewähren 
ein  Entgelt  bis  zu  1 Mark,  kleinere,  weniger  leistungsfähigere 
0,30 — 0,50  Mark  für  jeden  ersparten  Pfennig. 
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Alle  Werkverwaltungen  sehen  ein  Maximum  vor,  bis 
zu  welchem  die  Prämie  monatlich  steigen  kann  und  zur 
Auszahlung  kommt.  Die  Maximalprämie  für  die  Reviersteiger 
schwankt  zwischen  40  und  75  Mark  auf  den  einzelnen  Wer- 
ken, für  die  anderen  Betriebsbeamten  entsprechend  den  bei 
der  Einheitsförderprämie  angegebenen  Prozentsätzen. 

Da  es  sich  bei  den  Selbstkosenprämien 
um  eine  bessere  als  die  normale  Arbeitslei- 
stung handelt,  müssen  wir  die  Selbstkosten- 
prämien zu  den  Qualitätsprämien  rechnen. 

Die  Effekt-  oder  Leistungsprämien  bezwecken 
eine  möglichst  hohe  Leistung  („Effekt“)  des  Bergmannes, 
speziell  des  Kohlenhauers,  in  der  Schicht  zu  erzielen.  Da 
hierbei  also  die  mehr  geleistete  Arbeitsmenge  als  Grundlage 
der  Prämienbemessung  dient,  handelt  es  sich  bei  den  Effekt- 
oder Leistungsprämien  um  Quantitätsprämien. 

Die  Prämie  wird  auf  ähnliche  Weise  ermittelt,  wie  die 
Selbstkostenprämie,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  das,  was 
dort  der  Normalselbstkostensatz  war,  hier  die  Normalleistung 
des  Bergarbeiters  ist.  In  der  Regel  wird  als  Normalleistung  die 
Durchschnittsleistung  der  Kohlenhauer  in  dem  der  Fest- 
setzung der  Prämie  vorausgehenden  letzten  halben  Jahre  an- 
genommen. Sobald  die  Normalleistung  im  Grubenbetriebe  er- 
reicht wird,  erhalten  alle  Reviersteiger  eine  für  alle  gleich 
hoch  bemessene  Prämie.  Die  übrigen  Betriebsbeamten  erhal- 
ten ein  Vielfaches  dieser  Grundprämie.  Wird  die  Normallei- 
stung übertroffen,  so  steigert  sich  die  Grundprämie  für  jedes 
Hundertstel  einer  Prämie  um  einen  bestimmten  Betrag  und 
zwar  bis  zu  einem  Maximum,  über  welches  hinaus  eine  Staf- 
felung nicht  mehr  stattfindet. 

Wir  sehen  also,  dass  diese  Prämienart  dem  oben  ge- 
schilderten Rowan’schen  System  sehr  gleicht.  Bleibt  die 
Leistung  unter  der  Normalleistung,  so  fällt  die  Prämie  fort. 

Damit  wir  uns  über  die  Prämienberechnung  klar  wer- 
den, wollen  wir  noch  ein  Beispiel  aus  der  Praxis  anführen: 

Eine  Leistungsprämie  steht  zum  Beispiel  aui  der  Zeche 
„General“  im  Bergrevier  Süd-Bochum  in  Anwendung.  Wird 
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dort  eine  Leistung  von  0,845  Tonnen  auf  den  Mann  der  Be- 
legschaft und  auf  die  Schicht  erzielt,  so  erhält  der  Revierstei- 
ger 25  Mark  Prämie,  der  Fahrsteiger  und  Betriebsführer  1,5 
beziehungsweise  2 mal  so  viel.  Steigt  die  Leistung,  erhöht 
sich  die  Prämie  für  jedes  Hundertstel  um  1 Mark,  bleibt  sie 
unter  der  Normalleistung,  so  fällt  die  Prämie  fort. 

Die  Leistungsprämie  kommt  als  selbständige  Prämien- 
art nur  vereinzelt  vor,  häufiger  dagegen  in  Kombination  mit 
der  Förder-  oder  mit  der  Selbstkostenprämie.  Beson- 
ders in  Verbindung  mit  jener  ist  sie  ein  beliebtes  Mittel,  das 
Interesse  der  Betriebsbeamten  an  der  Ertragsfähigkeit  des 
Bergwerksunternehmens  zu  erwecken. 

Wir  nennen  sie  in  dieser  Verbindung  „Förder- 
leis  tungspräm  ie“. 

Die  Grundlage  der  Berechnung  bildet  die  Durchschnitts- 
leistung pro  Monat  und  Schicht  und  die  Durchschnittsförde- 
rung pro  Tag.  Beide  Faktoren  sind  zu  einer  Skala  zusammen- 
gestellt, aus  welcher  die  Höhe  der  Prämie  ohne  weiteres  er- 
sichtlich ist.  Die  Skala  wird  regelmässig  jedes  halbe  Jahr 
einer  Revision  unterzogen,  und  die  Durchschnittsleistung  und 
-Förderung  mit  der  tatsächlichen  Förderung  und  Leistung  in 
Einklang  gebracht. 

Die  nachstehende  Tabelle  stellt  die  Skala  auf  der  Zeche 
„Osterfeld“  der  Aktiengesellschaft  Gutehoffnungshütte  in 
Oberhausen  dar. 


Durchschnitts- 
förderung 
pro  Tag 


Durchschnittsleistung  pro  Mann  und  Schicht 
0,930  0,940  0,950  0,960  0,970  0,980  0,990  1,000 


Tonnen 


Tonnen 


3700 

3720 

3740 

3760 

3780 

3800 

3820 

3840 

3860 

3880 

3900 


54  57  60  63  66  69  72  75 

57  60  63  66  69  72  75  78 

60  63  66  69  72  75  78  81 

63  66  69  72  75  78  81  84 

66  69  72  75  78  81  84  87 

69  72  75  78  81  84  87  90 

72  75  78  81  84  87  90  93 

75  78  81  84  87  90  93  96 

78  81  84  87  90  93  96  99 

81  84  87  90  93  96  99  102 

84  87  90  93  96  99  102  105 


4 
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Beträgt  beispielsweise  in  einem  Monat  die  Durchschnitts- 
tagesförderung 3720  Tonnen  und  die  Durchschnittsleistung- 
pro  Tonne  und  Schicht  0,980  Tonnen,  so  entfällt  auf  den  Re- 
viersteiger eine  Prämie  von  72  Mark;  der  Hilfssteiger  erhält 
die  Hälfte  der  Prämie,  der  Fahrsteiger  P/2  und  der  Betriebs- 
führer 2 mal  so  viel. 

Einige  andere  Werksverwaltungen  nehmen  zu  der  Durch- 
schnittsförderung und  Durchschnittsleistung  noch  die  Selbst- 
kosten als  dritten  Faktor  für  die  Bemessung  der  Prämie  hinzu. 
Es  wird  halbjährlich  ein  „Grundfördersoll“,  ein  „Grundleistungs- 
soll“  und  ein  „Selbstkostennormalsatz“  für  die  Grube  festge- 
legt. Die  aus  diesen  drei  Faktoren  am  Schlüsse  eines  Monats 
resultierende  Prämie  bestimmt  sich  nach  einer  Skala,  die  der 
obigen  Prämienskala  entsprechend  gebildet  ist. 

Diese  Prämienskala  gleicht  der  gleitenden  Lohnskala  (slin- 
ding  scale  im  Englischen)  der  Gewinnbeteiligung  sehr.  „Denn 
ein  bestimmter  Lohnsatz  bildete  den  Normallohn,  ein  bestimm- 
ter Preis  den  Normalpreis  und  der  durchschnittliche  Markt- 
preis der  Ware  den  dritten  Faktor  der  Lohnskala,  der  stets 
neu  in  die  Skala  eingesetzt  wurde“ 1). 

Die  Aehnlichkeit  ist  aber  nur  rein  äusserlicher  Natur 
und  beschränkt  sich  auf  den  Aufbau.  Die  Teilnehmer- 
schaft der  Steiger  am  Gewinn  des  Bergwerksunternehmens 
wird  dadurch  nicht  erbracht.  Das  Zweifelhafte,  das 
der  Anteil  an  dem  Gewinn  des  Unternehmens  infolge 
des  beweglichen  Faktors,  des  Marktpreises  der  Ware,  mit 
sich  bringt,  haftet  den  Prämien  nicht  an.  Denn  sie  haben 
mit  dem  Marktpreis  der  Ware  (Kohlen)  nichts  zu  tun  und 
werden  unabhängig  von  ihm  ermittelt  und  festgesetzt,  wie  wir 
oben  gesehen  haben.  Wenn  auch  das  Ergebnis  des  Reinge- 
winns jeweils  auf  die  Bemessung  der  Prämien,  besonders  der 
Grundprämien,  nicht  ohne  Einfluss  bleiben  wird  und  ihnen 
selbst  ein  Einfluss  auf  sein  Ergebnis  nicht  abgesprochen  wer- 
den kann,  so  kann  ihnen  deshalb  doch  nicht  der  Charakter 

1)  Hdwbch.  der  Staatswissenschaften,  Bd.  5,  Art.,  Birmer, 
Lohnskala  S.  633  ff.  Ferner  Wirminghaus,  Gewinnbeteiligung 
ebenda.  Böhmert,  Die  Gewinnbeteiligung,  Leipzig  1878. 
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der  Gewinnbeteiligung  zugesprochen  werden.  Beide,  Prä- 
mien und  Gewinnbeteiligung,  sind  zwei  ganz 
getrennte,  nebene  in  ander  bestehende  Mass- 
nahmen des  Unternehmers,  allerdings  zu 
denselben  Zwecken  und  mit  demselben  End- 
ziel, nämlich  Erhöhung  des  Reingewinns. 
Professor  Conrad  schreibt  über  die  Gewinnbeteiligung : 
„Um  sich  einen  festen  Stamm  von  Arbeitern  zu  erhalten,  und 
dem  häufigen  zwecklosen  Wechsel  der  Arbeiter  entgegenzu- 
wirken, aber  auch  um  Streiks  zu  erschweren,  haben  vielfach 
Fabrikanten  sowie  Landwirte  die  Teilnehmerschaft  am  Rein- 
gewinn eingeführt“ Q.  Der  Bergwerksunternehmer  bedient  sich 
dazu  der  Prämien  und  erstrebt  so  auf  indirektem  Wege  durch 
Vermittelung  der  Steiger  dasselbe,  was  der  Fabrikant  und 
Landwirt  auf  direktem  Wege  erstrebt.  Denn  der  Steiger  wird 
den  Soll,  Normalselbstkostensatz  oder  die  Normalleistung 
nicht  erreichen,  geschweige  überschreiten,  wenn  er  zunächst 
und  vor  allem  nicht  auf  einen  festen  und  zuverlässigen  Arbei- 
terstamm in  seinem  Revier  bedacht  ist. 


Dass  das  Verhältnis  zwischen  Beamten  und  Arbeiter 
bei  der  Bemessung  der  Prämien  eine  Rolle  spielt,  geht  auch 
aus  der  zweiten  Hauptgruppe  der  Steigerprämien , den 
„Garantierten“  Prämien,  hervor. 

Auch  bei  diesen  wird  neben  den  jeweiligen  Tages-  und 
Betriebsverhältnissen  das  Verhältnis  zwischen  Beamten  und 
Arbeitern  mit  berücksichtigt.  Je  besser  es  ist  und  je  weniger 
es  zu  Klagen  und  Arbeiterwechsel  Anlass  gibt,  umso  ergie- 
biger sind  die  Prämien. 

Die  „garantierten“  Prämien  werden  nicht  erst  nach 
einer  bestimmten  Methode  oder  Skala  ermittelt,  wie  die  schwan- 
kenden Prämien,  sondern  stellen  mehr  eine  Pauschalsumme 
dar,  die,  in  ihrer  Höhe  von  vornherein  festgesetzt,  diese  Höhe 
für  einen  längeren  Zeitraum  beibehält.  Sie  kommen  in  der 
einmal  zugesicherten  Quote  regelmässig  am  Schluss  eines 
Monats  zur  Auszahlung,  wenn  nicht  bestimmte  und  wichtige 

1)  Conrad,  Grdr.  der  polit.  Ökonomie,  1904,  Bd.  II  S.  230. 
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Umstände  vorliegen,  die  ihre  Entziehung  rechtfertigen.  Mit 
Rücksicht  auf  die  zugesicherte  Quote  nennen  wir  diese  Prä- 
mien „garantierte“  Prämien. 

Ueber  die  Höhe  der  garantierten  Prämien  gibt  uns  die 
nachstehende  Tabelle  Auskunft.  Sie  stellt  den  Durchschnitts- 
satz für  die  15  Harpener  Zechen  und  für  zwei  andere  Zechen 
dar: 


Name 

Betriebs- 

Fahr- 

j  Revier- 

Hilfssteiger 

führer 

steiger 

steiger 

I.  Kl. 

11.  Kl. 

1.  Harpen1)  . . . 





30  M. 

26  M. 

23  M. 

2.  Consolidation  . 

60  M. 

50  M. 

40  „ 

35  „ 

28  „ 

3.  Ewald  .... 

55  „ 

45  „ 

30  „ 

30  „ 

25  „ 

In  welcher  Höhe  die  Prämien  überhaupt  zur  Auszahlung 
kommen,  geht  aus  der  folgenden  Uebersicht  über  die  Durch- 
schnittshöhe der  Prämien  für  die  Reviersteiger  hervor: 


Name  der  Zeche 

Monatliche 

Durchschnitts- 

höhe 

der  Prämie 

Arten  der  in  Anwendung 

stehenden  Prämien 

1.  Consolidation  . . 

106.—  M. 

40  M.  garantierte  Prämie, 

66  M.  Selbstkostenprämie. 

2.  Harpen  .... 

105.-  „ 

30  M.  garantierte  Prämie, 

75  M.  Selbstkostenprämie. 

3.  Alstaden  . . . 

82.—  „ 

kom.  Förder-Leistungs-Selbst 
kostenprämie. 

4.  Graf  Bismarck  . 

78.-  „ 

Selbstkostenprämie. 

5.  Concordia  . . . 

75.-  „ 

kom.  Förder-Leistungs-Selbst 
kostenprämie. 

6.  Schnabel  im  Osten 

68.-  „ 

Förderprämie,  Selbstkosten- 
prämie. 

7.  Langenbrahm  . . 

68-  „ 

Förderprämie,  Selbstkosten- 
prämie. 

8.  Helene  u.  Amalie 

66.50  „ 

Förderprämie. 

9.  Mathias  Stinnes  . 

60.—  ., 

Selbstkostenprämie. 

10.  Carolus  Magnus  . 

57.-  „ 

Selbstkostenprämie. 

Die  Zusammenstellung  lässt  immerhin  erkennen,  dass  die 


1)  Die  Harpener  Bergbau-A.-Q.  gewährt  den  Betriebsführern 
und  Fahrsteigern  keine  Prämien. 
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Prämien  auf  den  Beispielszechen  sehr  verschieden  hoch  sind. 
Die  grösste  Differenz  beträgt  49  Mark.  Was  im  besonderen 
für  die  10  Zechen  gilt,  gilt  im  allgemeinen  für  alle  Zechen  im 
Ruhrrevier.  Die  für  die  Ermittelung  der  Prämien  massgeben- 
den Faktoren  sind  eben  auf  den  einzelnen  Zechen  zu  verschie- 
den, als  dass  sie  eine  gleich  hohe  Prämie  auf  allen  Ruhr- 
zechen erwarten  lassen  könnten.  Selbst  auf  ein  und  dersel- 
ben Zeche,  ja  sogar  in  ein  und  demselben  Revier  sind  die  Prä- 
mien zuweilen  grossen  Schwankungen  ausgesetzt.  ..Manch- 
mal wlirft  sie  etwas  mehr,  manchmal  etwas  weniger  ab.“ 
So  pflegten  die  Steiger  sich  lakonisch  zu  äussern,  wenn  sie 
um  ihre  Ansicht  über  diese  Schwankungen  befragt  wurden. 


Die  Prämie  wird  am  Schluss  eines  jeden  Monats  aus- 
gezahlt. Vernachlässigt  aber  der  Beamte  seine  Pflichten 
gegenüber  dem  Betriebe  oder  den  bergpolizeilichen  Vor- 
schriften, welche  sich  in  erster  Linie  auf  die  Sicherheit  der 
Grubenbaue,  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter, 
auf  die  Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten  und  des  'An- 
standes erstrecken,1)  so  wird  ihm  die  Prämie  ganz  oder  zum 
Teil  vorenthalten,  je  nach  der  Schwere  des  Vergehens.  Eine 
Kürzung  bis  höchstens  zur  Hälfte  wird  regelmässig  dann 
vorgenommen,  wenn  ein  Beamter  länger  als  14  Tage  krank 
feiert. 


Das  alles  spricht  dafür,  dass  wir  es  nicht  mit  einer  Ge- 
winnbeteiligung zu  tun  haben.  Denn  die  Beamten  beziehen 
die  Prämien  monatlich,  unabhängig  vom  Reingewinn,  auch 
für  die  Zeit,  während  welcher  sie  im  Betriebe  nicht  tätig  sind 
und  nichts  zum  Ergebnis  des  Reingewinnes  beitragen.  Die 
Prämien  sind  daher  eine  besondere  Lohnform 
etwa  in  Gestalt  eines  Zuschlages  zu  dem 
Monatsgehalte.  Sie  können  als  Teil  dessel- 
ben betrachtet  werden;  jedoch  mit  der  Ein- 
schränkung, dass  dem  Beamten  ein  Anspruch 
darauf  nicht  zusteht. 


1)  Westhoff-Schlüte r , Allg.  Berggesetz,  S.  411  ff. 
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Die  Prämiensysteme  stehen  im  Ruhrkohlenbergbau  in 
hoher  Blüte.  Sie  sind  ziemlich  allgemein.  Unter  den  162 
Bergwerken,  die  zur  Zeit  (am  1.  April  1910)  im  Betrieb  stehen, 
gibt  es  nur  wenige  ohne  Prämien.  Zu  diesen  gehören  einige 
kleine  Qruben,  die  am  Ausgehenden  des  südlichen  Kohlen- 
gebirges Abbau  treiben  und  nur  ein  kümmerliches  Dasein 
fristen.  Ihr  ganzes  Beamtenheer  besteht  in  der  Regel  nur  aus 
dem  Betriebsführer  und  einem  oder  zwei  Steigern.  Dann 
einige  von  den  königlichen  Qruben  bei  Gladbeck,  Buer 
und  Waltrop,  sofern  auf  ihnen  nur  etatmässig  angestellte 
Betriebsbeamte  tätig  sind.  Unter  den  76  Syndikatszechen  gab 
es  bis  vor  kurzem  sechs  prämienfreie.  Es  sind  dies  die 
Zechen  der  Firma  Friedrich  Krupp:  vereinigte  Säl- 
zer  und  Neuack,  Hannover  und  Hannibal,  ferner  die 
Arenberger ’sche  Zeche  Prosper,  die  Zeche  Neu  Essen 
und  die  Zeche  des  Kölner  Bergvereins  zu  Altenessen. 

Wann  die  Prämien  zum  erstenmal  in  dem  rheinisch- 
westfälischen Bergbaubetriebe  angewandt  worden  sind,  lässt 
sich  nicht  angeben,  besonders  nicht,  da  sie  auf  einigen  Zechen 
längst  im  Gebrauch  waren,  als  ihre  Einrichtung  öffentlich 
bekannt  wurde.1)  Aber  nach  dem  Stande  ihrer  Entwicklung 
darf  angenommen  werden,  dass  die  Prämiensysteme  schon 
früh  geübt  wurden.  Aus  den  Angaben  älterer  Betriebsbe- 
amten, an  die  wir  uns  um  Auskunft  gewendet  haben,  lässt 
sich  schliessen,  dass  um  das  Jahr  1880  die  Prämienzahlung 
allgemein  eingeführt  war.  Jener  Zeitpunkt  erscheint  ebenso 
natürlich  wie  erklärlich,  wenn  wir  die  Verhältnisse  betrachten, 
die  zu  jener  Zeit  im  Bergbaubetriebe  an  der  Ruhr  herrschten. 

In  jene  Zeit  fallen  nämlich  die  Anfänge  des  Grossbetriebes 
in  seiner  heutigen  Form.  Die  Gründungen  der  Gelsen- 
kirchener-,  Hibernia-,  Harpener  Bergwerksgesell- 
schaften u.  a.  m.  kommen  in  den  70er  und  80er  Jahren  zu- 
stande. Aber  je  mehr  das  Bergwerksunternehmen  an  Um- 
fang zunimmt,  umso  unübersichtlicher  und  komplizierter  wird 
auch  der  ganze  Betrieb.  Eine  notwendige  Folge  dieses  Um- 


1)  Dem  an  et,  a.  a.  O.  Braunschweig  1885,  S.  80. 
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Standes  ist  die  grössere  Selbständigkeit  der  Betriebsbeamten. 
In  demselben  Masse,  in  dem  diese  Beamten  von  der  Kontrolle 
ihres  Arbeitgebers  entrückt  wurden,  wächst  andererseits  ihr 
Einfluss  auf  die  Ertragsfähigkeit  des  Unternehmens.  Dies  Mo- 
ment gewinnt  umso  mehr  an  Bedeutung,  wenn  man  bedenkt, 
dass  der  Bergherr  den  Umfang  seiner  Produktion  nur  abhän- 
gig von  dem  Verbrauche  bestimmte,  während  seit  dem  Jahre 
1893  das  Gleichgewicht  zwischen  Erzeugung  und  Abruf  der 
einzelnen  (syndizierten)  Zechen  vom  Rheinisch-Westfälischen 
Kohlensyndikat  hergestellt  wird.1)  Der  wirtschaftliche  Kampf 
unter  den  einzelnen  Unternehmern  war  deshalb  vor  1893  härter 
und  erbitterter  als  heute.  Da  andererseits  nur  der  Unterneh- 
mer die  günstigsten  und  ungünstigsten  Folgen  der  zum  Teil 
von  dem  grösseren  oder  geringeren  Diensteifer  seiner  Be- 
triebsbeamten äbhängenden  Anweisungen  und  Verfügungen 
selbst  zu  tragen  hatte,  so  ist  es  ebenso  erklärlich  wie  natür- 
lich, wenn  der  Bergherr  zur  Zeit  der  Verschärfung  des  wirt- 
schaftlichen Kampfes,  also  um  das  Jahr  1880,  mehr  als  zuvor 
seine  Zuflucht  zu  Massnahmen  nahm,*  von  denen  er  mit  Recht 
erwarten  musste,  dass  durch  sie  das  Interesse  seiner  Beamten 
an  dem  Gedeihen  des  Unternehmens  nur  günstig  beeinflußt 
wird. 

Bekannter  wurde  die  Einrichtung  der  Prämiensysteme 
in  dem  niederrheinisch-westfälischen  Bergbaubetriebe  erst  mit 
der  Steigerbewegung,  die  mit  der  Gründung  des  Steigerver- 
bandes im  Ruhrkohlenbezirke  im  Jahre  1906  einsetzte.  Be- 
sonders dem  ersten  Vorsitzenden  des  Verbandes  gebührt  es, 
die  Aufmerksamkeit  der  Oeffentlichkeit  auf  sie  gelenkt  zu 
haben.  Er  sieht  das  Unhaltbare  der  Prämiensysteme  darin, 
dass  die  Prämien  nicht  vertraglich  zugesichert  werden  und 
jederzeit  entzogen  werden  können.  Seine  Bestrebungen  zielen 
auf  die  Beseitigung  der  Prämiensysteme  hin.  In  der  Natur 
der  Dinge  liegt  es  nun  einmal,  die  Materie  zur  Erreichung 
des  gesteckten  Zieles  möglichst  schlecht  zu  machen.  So 
ist  es  denn  auch  kein  Wunder,  dass  in  den  vom  Vorstande 
ausgehenden  oder  mit  ihm  in  Verbindung  stehenden  öffent- 

1)  Das  Rheinisch  - Westfälische  Kohlensyndikat  wurde  im 
Februar  1893  gegründet. 


56 


liehen  Schriften  kein  gutes  Haar  an  den  Prämiensystemen 
gelassen  wird: 

„Im  Prämiensystem  liegt  eine  Missachtung  des  Stei- 
„gerstandes  vor,  und  derjenige,  der  den  Prämienstandpunkt 
„vertritt,  beleidigt  den  ganzen  Steigerstand“,  oder  „Der 
„Wegfall  der  Prämien  sei  nur  ein  Schritt  auf  dem  Wege  der 
„Besserung“,  oder  „Das  Zahlen  der  Prämien  beeinträchtigt 
„die  Sicherheit  der  Grube  nachteilig“. 

Diese  und  andere  Argumente  treten  dem  Leser  darin 
entgegen.1) 

Was  zunächst  den  Steigerverband  anbetrifft,  so  erstrebt 
er  den  Zusammenschluss  aller  Steiger  zu  einer  festen  Organi- 
sation und  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  gegenüber  den  Berg- 
werksunternehmern und  dem  Gesetz.  Seine  Ziele  sind  als  zeitge- 
mäss  und  berechtigt  von  der  Behörde  und  der  breiten  Öffent- 
lichkeit anerkannt  worden.  Es  liegt  nur  in  der  Eigenart  der 
persönlichen  Verhältnisse  des  Vorstandes,  dass  es  selten  dabei 
bleibt,  die  eigenen  Bedürfnisse  in  möglichst  objektiver  Be- 
gründung geltend  zu  machen.  Eine  völlig  objektive  Behand- 
lung ist  aber  erforderlich,  um,  sich  ein  Bild  von  dem  Wesen 
der  Prämien  machen  zu  können.  Sie  ist  in  diesem  Falle  umso 
gebotener,  als  die  Bestrebungen  der  ausgesprochenen  Prä- 
miengegner immer  weitere  Kreise  ziehen  und  bereits  Eingang 
in  den  Reichstag  gefunden  haben.  Gelegentlich  der  Inter- 
pellation über  die  Grubenkatastrophe  auf  der  Zeche  Rad- 
b o d2)  und  über  die  schwarzen  Listen  im  Ruhrbergbau3) 
wurde  beispielsweise  die  Beseitigung  der  Prämiensysteme 
gefordert.  Die  Forderung  klingt  meistens  in  die  Worte  aus: 
„Fort  mit  den  Prämiensystemen.“ 

1)  Werner,  Unfälle  und  Erkrankungen  im  Ruhrbergbau. 
Essen  (Ruhr),  1908,  S.  44  ff. 

„Der  technische  Grubenbeamte“,  Zeitschrift  für  die  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Interessen  der  mittleren  u.  unteren  technischen 
Grubenbeamten  und  verwandter  Berufe.  Jahrg.  1908.  Nr.  1 S.  11  ff. 
Essen  (Ruhr). 

2)  Stenographische  Berichte  des  Deutschen  Reichstages,  168. 
Sitzung  vom  25.  November  1908. 

3)  a.  a.  O.  196.  Sitzung  vom  29.  Januar  1909. 
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Man  mag  vielleicht  geneigt  sein,  derartige  Stim- 
men ohne  Angaben  genauer  Tatsachen,  für  vereinzelt 
zu  halten.  Man  kann  aber  doch  nicht  an  ihnen  vorüber- 
gehen, weil  es  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  die  weiteren 
Kreise  unseres  die  Gerechtigkeit  und  männliche  Aufrichtigkeit 
liebenden  Volkes  von  diesen  Stimmen  beeinflusst,  sich  ohne 
weiteres  von  derartigen  Einrichtungen  abgestossen  fühlen, 
ohne  sie  jemals  objektiv  dargestellt  zu  finden. 

Im  Folgenden  sollen  daher  des  Wirkungen  der  Prä- 
miensysteme auf  den  rheinisch-westfälischen  Bergbaubetrieb 
in  wirtschaftlich-technischer  Hinsicht  und  in  sozialer  Be- 
ziehung geprüft  und  soll  gezeigt  werden,  welches  die  gegebe- 
nen Schranken  für  die  Geltendmachung  einer  gerechtfertige- 
ren Gegnerschaft  gegen  die  Prämiensysteme  im  Ruhrrevier 
sind. 


IV. 


Die  Wirkungen  der  Prämiensysteme  in 
wirtschaftlich -technischer  Hinsicht  und 
sozialer  Beziehung. 

Im  Vordergründe  des  Interesses  steht  die  Frage,  ob 
durch  die  Anwendung  der  Prämiensysteme  eine  über  das  nor- 
male Mass  hinausgehende  Erhöhung  der  Unfallziffer  auf  einer 
Grube  bedingt  wird.  Eine  Beziehung  zwischen  beiden  ist 
insofern  denkbar  und  auch  möglich,  als  es  der  Beamte  in  dem 
Streben  nach  möglichst  hoher  Prämie  an  den  für  die  Sicher- 
heit des  Betriebes  notwendigen  und  erforderlichen  Mass- 
nahmen ermangeln  lassen  kann.  Die  Prämiengegner  nehmen 
eine  solche  Beziehung  ohne  weiteres  als  vorliegend  an  und 
führen  sie  als  Argument  gegen  die  Prämiensysteme  an.1) 

Wir  spezialisieren  die  Frage  in  die  beiden  Unterfragen: 

1.  Lässt  sich  irgend  ein  Zusammenhang  zwischen  der 
Unfallziffer  einer  Grube  und  den  Prämiensystemen 
feststellen? 

2.  Wirken  die  einzelnen  Prämienarten  ungünstig  auf 
die  verschiedenen  Unfallarten  im  Bergbaubetriebe 
ein? 

Ehe  wir  an  die  Beantwortung  der  Fragen  herantreten 
können,  müssen  noch  vorher  die  Unfallursachen  und  Unfall- 
arten im  Bergbaubetriebe  kurz  behandelt  werden. 

Als  Unfallursachen  kommen  in  Betracht  die  Betriebs- 
verhältnisse der  Grube,  die  Persönlichkeit  des  Arbeiters,  der 
eine  ist  bei  der  Verrichtung  der  Arbeit  geschickt,  der  andere 
weniger  geschickt,  und  das  Verhältnis  zwischen  Arbeiter  und 
Betriebsbeamten.  Die  beiden  letzten  Faktoren  spielen  bei 
den  Unfällen  eine  untergeordnete  Rolle.  Die  Hauptursachen 
sind  und  bleiben  die  Betriebsverhältnisse.  Je  günstiger  oder 
ungünstiger  sie  sind,  um  so  höher  oder  niedriger  ist  die  Zahl 


1)  Der  technische  Grubenbeamte  a.  a.  O. 
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der  Unfälle,  und'  von  umso  schwererer  oder  leichterer  Art 
sind  die  Unfälle. 

Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  die  Betriebsverhält- 
nisse einer  Qrube  spiegeln  sich  in  der  Höhe  der  Unfallziffer 
und  in  der  Art  der  Unfälle  wieder. 

Sämtliche  Unfälle,  die  in  dem  Ruhrkohlenbergbau  Vor- 
kommen, werden  in  der  Unfallstatistik  des  Allgemeinen  Knapp- 
schaftsvereins zu  Bochum  aufgeführt.  Wenn  diese  für 
irgendeine  Grube  einen  hohen  Prozentsatz  von  Unfällen  bei- 
spielsweise durch  Hereinbrechen  von  Stein-  und  Kohlenmas- 
sen aufweist,  kann  man  mit  Sicherheit  annehmen,  dass  die  Ge- 
birgs-  und  Lagerungsverhältnisse  für  den  Bergbaubetrieb  we- 
niger günstig  sind.  Das  Gebirge  wird  sehr  druckhaft  mürbe 
und  klüftig,  die  Schichtenablagerung  sehr  steil  sein. 

Die  Unfälle  durch  Stein-  und  Kohlenfall1)  sind  die  häufig- 
sten. Zu  ihrer  Abwendung  hat  der  Bergmann  seinen  Standort 
sicher  und  fest  mit  Holz  zu  verbauen,  das  ihm  von  dem 
Bergherrn  unentgeltlich  dazu  geliefert  wird.  Ausser  diesen 
Unfällen  kommen  noch  vor  Dehnungen,  Verzerrungen,  Ueber- 
hebungen,  Verbrennungen  bei  der  Schiessarbeit  u.  a.  m. 

Die  Unfälle  können  schwererer  oder  leichterer  Natur 
sein.  Sie  haben  dementsprechend  eine  kürzere  oder  längere 
Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  zur  Folge. 

Um  nun  die  ersteUnterfrage  beantworten  zu  können,  haben 
wir  aus  der  Unfallstatistik  des  Allgemeinen  Knappschaftsver- 
eins zu  Bochum  die  als  Anlage  1 der  Abhandlung  beige- 
gebene Tabelle  angefertigt.  Sie  ist  eine  Gegenüberstellung 
aller  unter  Tage  überhaupt  vorgekommenen  Unfälle  sowie 
der  Unfälle  mit  einer  Erwerbsunfähigkeit  von  über  4 Wochen 
Dauer  auf  den  sechs  Zechen  ohne  Prämien  zu  denen  auf  sechs 
anderen  Zechen  mit  Prämien.  Zu  dem  Vergleich  haben  wir 
nur  solche  Zechen  herangezogen,  die  möglichst  dieselben 
oder  ähnliche  unterirdische  Verhältnisse  haben,  und  zwar 
sind  die  Jahre  1901  — 1906  gewählt  worden.2) 

Wir  ersehen  zunächst  aus  der  Zusammenstellung,  dass 
in  den  letzten  Jahren  die  Unfallziffern  auf  den  meisten  Ver- 

1)  Vergl.  dazu  S.  8 unserer  Abhandlung. 

2)  Statistische  Beilage  zum  Jahresbericht  des  Allgemeinen 
Knappschaftsvereins  zu  Bochum  für  die  Jahre  1901 — 1906.  Selbstverlag. 
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gleichszechen  gestiegen  sind.  Dies  gilt  allgemein  für  die 
meisten  Zechen  im  Ruhrkohlenbezirk.  Mancherlei  ist  daran 
schuld,  nicht  zum  geringsten  Teile  der  ewige  Wechsel  der 
zuwandernden  fremdsprachigen  Arbeiter.  Denn  unter  diesem 
ständigen  Kommen  und  Gehen  leidet  nicht  nur  ihre  eigene 
Geschicklichkeit  und  Tüchtigkeit,  sondern  auch  die  Arbeits- 
leistungen unserer  angesessenen  einheimischen  Bergleute  wer- 
den dadurch  nachteilig  beeinträchtigt. 

Besonders  bemerkenswert  in  der  Tabelle  sind  die  Unfall- 
ziffern der  Zeche  W o 1 f s b a n k und  Neuwesel.  Die  Prä- 
miensysteme sind  auf  dieser  Zeche  erst  seit  Mitte  des  Jahres 
J904  eingeführt  worden.  Unter  sonst  ganz  gleichen  Umstän- 
den sind  hier  die  Prozentsätze  der  Unfallziffern  nach  Einfüh- 
rung der  Prämien  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen 
Steigerung  im  Vergleich  zu  den  Vorjahren  nicht  ungünstiger 
geworden,  eher  noch  günstiger.  Weiter  ist  eine  Gegenüber- 
stellung der  Zechen  Prosper,  Hannibal  und  S ä 1 z e r- 
Neuack  mit  den  Zechen  Helene  und  Amalie,  Königs- 
grube und  H i b e r n i a lehrreich.  Obgleich  auf  diesen  Prä- 
mien gezahlt  werden,  sind  die  Unfallziffern  niedriger  als  auf 
jenen,  auf  denen  die  Beamten  keine  Prämien  beziehen. 

Im  Durchschnitt  der  angeführten  Jahre  stellen  sich  die 


Unfallziffern  für: 

I.  Zechen  mit  Prämien: 

1.  Helene  und  Amalie  auf  188  °/o 

2.  Königsgrube „ 87,2  * 

3.  Hibernia „ 132  „ 

II.  Zechen  ohne  Prämien: 

1.  Prosper auf  209  °/0 

2.  Hannibal „ 96  „ 

3.  Sälser  und  Neuack „ 165,2  » 


Hiernach  müssten  wir  also  die  erste  Unterfrage  ver- 
neinen. Aus  nachfolgenden  Gründen  wollen  wir  aber  von 
einer  bindenden  Beantwortung  absehen. 

Die  Statistik  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  gibt 
die  in  einem  Jahre  vorgekommenen  Unfälle  auf  einer  Grube 
stets  nur  summarisch  ziffernmässig  an,  ohne  die  näheren 
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Umstände  erkennen  zu  lassen,  die  bei  dem  Unfall  mitge- 
spielt haben  können.  Bedenkt  man  weiter,  dass  gerade  in 
den  für  das  Ruhrkohlengebiet  in  Frage  kommenden  Ver- 
gleichszechen die  Beurteilung  des  Einflusses  der  Prämien  auf 
die  Unfallstatistik  umso  schwieriger  wird,  weil  die  prämien- 
freien  Werke  hinsichtlich  der  Betriebsverhältnisse  fast  alle 
recht  günstige  unterirdische  Verhältnisse  besitzen,  was  auch 
in  den  hohen  Erträgnissen  seine  Bestätigung  findet,  und  es  daher 
fast  als  ausgeschlossen  gelten  muss,  an  der  Hand  der  gegebe- 
nen Statistik  zu  einwandsfreien  Schlüssen  kommen  zu  kön- 
nen, zumal  bei  der  nur  geringen  Anzahl  von  Zechen,  die  sich 
zu  einem  Vergleiche  eignen,  andererseits  aber  bei  der  grossen 
Anzahl  von  Zechen,  die  bei  der  Auswahl  zur  Verfügung  stehen, 
es  bei  weniger  objektiver  Beurteilung  umso  leichter  ist,  für 
jeden  Beweis  der  Einflusslosigkeit  der  Prämien  auf  die  Un- 
fallziffern einer  Grube  nicht  nur  einen  sondern  gleich  mehrere 
Gegenbeweise  zu  erbringen,  halten  wir  es  für  besser,  wenn 
wir  die  erste  Unterfrage  dahin  beantworten,  dass  sich  an 
der  Hand  des  vorhandenen  statistischen  Materials  ein  Zusam- 
menhang zwischen  der  Unfallziffer  und  den  Prämiensystemen 
nicht  nachweisen  lässt. 

Um  dies  zu  können,  ist  zunächst  eine  bis  ins  einzeln- 
ste gehende  Unfallstatistik  aufzumachen  und  zwar  für 
jedes  Steigerrevier  einer  Grube.  Neben  der  Art,  Schwere 
und  der  Ursache  des  Unfalles  hat  sie  Angaben  zu  bringen 
über  die  Betriebsverhältnisse  der  Grube,  besonders  des 
Ortes,  wo  sich  der  Unfall  zugetragen  hat.  Unter  Benut- 
zung und  Prüfung  der  amtlichen  Unfallakten,  die  von  der  Berg- 
behörde geführt  werden,  hat  sie  ferner  Angaben  darüber  zu 
bringen,  ob  bei  dem  Unfall  das  Verschulden  einer  dritten  Per- 
son vorliegt,  oder  ob  der  verunglückte  Bergmann  ihn  selbst 
verursacht  hat  dadurch,  daß  er  sorgloser  arbeitete,  weil  er 
von  seinem  Steiger  zur  Kohlengewinnung  etwa  angetrieben 
wurde,  oder  weil  er  selbst  mehr  verdienen  wollte. 

Erst  eine  solche  Statistik,  die  alle  Fak- 
toren, die  bei  einem  Unfall  mitspielen,  un- 
mittelbar ersichtlich  macht,  wird  bindende 
Schlüsse  über  den  Zusammenhang  zwischen 
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Prämiensystem  und  Unfallziffer  einer  Grube 
z u 1 a s s e n. 

Solange  dies  nicht  der  Fall  ist,  lässt  sich  auch  keine 
Beziehung  zwischen  der  Art  der  Prämie  und  der  Unfallziffer 
feststellen.  Theoretisch  lässt  sich  annehmen,  dass  die  Förder- 
und  Leistungsprämien  zu  einer  Einschränkung  der  nicht  pro- 
duktiven Arbeiten,  also  jener  Arbeiten,  die  nicht  unmittelbar 
mit  der  Kohlengewinnung  Zusammenhängen,  Selbstkosten- 
prämien in  erster  Linie  zu  einer  Einschränkung  eines  Mate- 
rials-, besonders  eines  Holzverbrauches,  in  der  Grube  ver- 
leiten. In  der  Praxis  kommt  es  freilich  auf  dasselbe  hinaus, 
ob  ein  Grubenholz  nicht  eingebaut  wird,  weil,  wie  im  Falle  der 
Selbstkostenprämien,  an  Grubenholz  gespart  werden  soll, 
oder,  weil,  wie  im  Falle  der  Förder-  und  Leistungsprämien, 
zum  Holzeinbauen  keine  Zeit  bleibt.  Die  Folgen  sind  die- 
selben. In  beiden  Fällen  ist  eine  Zunahme  der  Unfälle  beson- 
ders derjenigen  durch  Stein-  und  Kohlenfall  wahrscheinlich. 

Ein  Einfluss  der  Prämiierung  auf  die  Unfallziffer  lässt 
sich  am  wenigsten  da  annehmen,  wo  die  Selbstkosten  bei  der 
Bemessung  der  Prämie  keine  Rolle  spielen,  und  die  Prämi- 
ierung in  loyaler  Weise  gehandhabt  wird.  Wo  diese  Bedin- 
gungen nicht  gegeben  sind,  besonders  da,  wo  die  Prämiierung 
nach  den  Revierselbstkosten  stattfindet  und  in  diesen  auch  die 
Grubenholzselbstkosten  eine  Rolle  spielen,  liegt  die  Vermutung 
nahe,  dass  die  Prämie  nachteilig  auf  die  Unfallziffer  einzuwir- 
ken imstande  ist.  Bedenkt  man,  dass  auf  Zechen,  wo  der 
Holzverbrauch  auf  die  Prämie  keinen  Einfluss  hat,  die  Steiger 
nicht  selten  sich  gegenseitig  das  Holz  fortnehmen,  so  dass  es 
zeitweise  daran,  wenn  auch  nur  für  einen  Tag,  in  dem  Revier 
mangelt,  so  werden  im  Falle  der  Prämiierung  geringen  Holz- 
verbrauchs derartige  Unregelmässigkeiten  zwischen  den  ein- 
zelnen Beamten  nur  noch  häufiger  eintreten.  Aber  selbst 
hiervon  abgesehen,  ist  es  durchaus  zu  verwerfen,  eine  Prämie 
darauf  zu  setzen,  dass  mit  dem  wichtigsten  Material,  welches 
zur  Verhütung  von  Unfällen  dient,  allzu  sparsam  umgegangen 
wird.  Bei  dem  schwer  zu  überwindenden  Widerstande  der 
Bergarbeiter  gegen  die  Forderung,  ihren  Betriebspunkt  in 
der  Grube  ausreichend  und  vorschriftsmässig  mit  Holz  zu  ver- 
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bauen,  sollte  in  dem  Steiger  durch  die  Art  des  Prämiierens 
nicht  noch  der  Gedanke  angeregt  werden,  dass  er  durch 
Sparen  von  Holz  für  sich  und  den  Bergherrn  vorteilhafter 
wirtschaftet.  Vielmehr  sollten  die  Vorgesetzten  in  ihm  die 
Ueberzeugung  wach  rufen,  dass  ihm  auch  bei  reichlicher  Ver- 
sorgung der  Betriebe  mit  Holz  weder  ein  Tadel  noch  ein 
finanzieller  Nachteil  erwächst.  Der  bei  dem  Steiger  durch  das 
Prämiieren  von  geringem  Holzverbrauch  in  gewissem  Masse 
wenn  auch  nur  unbewusst,  erzeugte  Indifferentismus  wird 
leicht  auf  den  Bergarbeiter  einen  nachteiligen  Einfluss  nach 
der  Richtung  hin  ausüben,  dass  er  im  Verbauen  mit  Holz  nach- 
lässiger wird  und  es  zum  Schutze  besonders  gegen  Stein-  und 
Kchlenfall  an  dem  Notwendigsten  fehlen  lässt.  Mag  deshalb 
auch  aus  dem  statistischen  Material  sich  kein  unmittelbarer 
Zusammenhang  zwischen  der  Unfallziffer  und  dem  Prämien- 
system ergeben,  so  muss  doch  angenommen  werden,  dass  in 
den  Fällen,  wo  die  Prämie  von  dem  Holzverbrauch  abhängig 
ist,  ein  solcher  Zusammenhang  mittelbar  besteht,  wenigstens 
bei  den  Unfällen  durch  Stein-  und  Kohlenfall.  Von  der  auf 
den  Zechen  geübten  Methode,  einen  besonderen  Erfolg  im 
Sparen  von  Holz  zu  prämiieren,  kann  umso  mehr  Abstand 
genommen  werden,  als  die  Bergarbeiter  nur  selten  mehr  Holz 
verwenden,  als  unbedingt  erforderlich  ist  und  daher  schon  sei- 
tens der  Belegschaft  in  einem  für  die  Bergherren  ausreichen- 
den Masse  gespart  wird.  Auch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass 
durch  den  Fortfall  des  Grubenholzes  in  der  Selbstkostenbe- 
rechnung die  Aufsicht  der  Grubenbetriebsbeamten  in  berg- 
polizeilicher Hinsicht  nur  günstig  beeinflusst  werden  kann. 


Von  nicht  geringerer  Bedeutung  als  die  behandelte  Frage 
ist  die  Frage,  ob  die  Prämieneinrichtung  irgendwelchen  Ein- 
fluss auf  den  Arbeiterwechsel  einer  Grube  ausübt.  Denn  es 
ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  ein  Steiger,  durch  sie  ange- 
stachelt, eine  möglichst  hohe  Prämie  zu  erzielen  strebt  und 
infolgedessen  die  Arbeiter  schlechter  und  gewissenloser  be- 
handelt, als  wenn  diese  Aussicht  auf  hohe  Prämie  nicht  be- 
stände. Die  schlechte  Behandlung  der  x^rbeiter  wird  sich 
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regelmässig  in  einem  verhältnismäsig  hohen  Arbeiterwechsel 
der  betreffenden  Grube  bemerkbar  machen. 

Die  Statistik  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins  zu 
Bochum  über  den  Arbeiterwechsel  auf  den  Ruhrkohlenzechen 
liefert  uns  auch  hierzu  wieder  das  notwendige  Material.  Wenn 
es  auch  nicht  ganz  einwandsfrei  ist,  wie  wir  vorher  genauer 
ausgeführt  haben,  so  ist  doch  eine  vergleichende  Betrachtung 
über  den  Arbeiterwechsel  auf  Zechen  mit  Prämien  und  auf 
Zechen  ohne  Prämien  der  Lösung  der  Frage  nur  förderlich. 

Wir  haben  den  Arbeiterwechsel  auf  12  Zechen  in  einer 
Tabelle  zusammengestellt,  die  der  Abhandlung  als  zweite  An- 
lage beigefügt  ist.  Es  sind  dieselben  Zechen  gewählt  worden, 
die  bereits  der  ersten  Tabelle  zugrunde  gelegt  sind,  und  zwar 
die  Jahre  1901,  1903  und  1906.  Die  Zahlen  der  zwischen- 
liegenden Jahre  weichen  nur  wenig  von  den  angegebenen 
Jahren  ab;  wir  haben  sie  deshalb  fortgelassen.  Ausserdem 
gibt  die  Tabelle  den  Anteil  der  Ausländer,  einschliesslich  der 
mit  polnischer  Muttersprache  an  die  Belegschaft  der  zwölf 
Zechen  für  das  Jahr  1906  an. 

Zunächst  zeigt  sich,  dass  der  Prozentsatz  des  Arbeiter- 
wechsels auf  allen  12  Zechen  von  Jahr  zu  Jahr  zugenommen 
hat;  am  meisten  auf  der  Zeche  Carolus  Magnus,  wo  er  in 
den  6 Jahren  um  22  Prozent  gestiegen  ist.  Es  folgt  dann  die 
prämienfreie  Zeche  Prosper  mit  einer  Zunahme  um  19  Pro- 
zent. Am  geringsten  ist  die  Steigerung  auf  der  Zeche  Hanni- 
bal  gewesen,  um  nur  6 Prozent. 

Betrachten  wir  den  Arbeiterzugang.  Sowohl  im  Jahre 
1901  als  auch  in  den  beiden  folgenden  Jahren  1903  und  1906 
finden  wir  ein  Mehr  bei  den  Zechen  mit  Prämien,  d.  h.  auf 
den  Zechen  mit  Prämien  ist  der  Arbeiterzugang  im  Durch- 
schnitt regelmässig  grösser  als  auf  den  Zechen  ohne  Prämien. 
Nachfolgende  Zusammenstellung  macht  den  Unterschied  er- 
sichtlich: 


Arbeiterzugang  im  Jahre 

1901 

1903 

1906 

1.  Zechen  mit  Prämien  . 

53  °/o 

61  °/o 

60  °/o 

2.  Zechen  ohne  Prämien 

49  °/o 

52  °/o 

55  °/o 
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Mann  könnte  geneigt  sein,  hiernach  anzunehmen,  dass 
auch  der  Arbeiterabgang  auf  den  Zechen  mit  Prämien  ein 
grösserer  ist  als  auf  den  Zechen  ohne  Prämien.  Das  ist  aber 
nicht  der  Fall.  Auf  jenen  kehren  durchschnittlich  prozentua- 
liter weniger  Arbeiter  ab  als  auf  diesen.  Nachfolgende  Zu- 
sammenstellung macht  den  Unterschied  ersichtlich: 


Arbeiterabgang  im  Jahre 

1901 

1903 

1906 

1.  Zechen  mit  Prämien  . 

37  °/o 

39  °/o 

43  o/o 

2.  Zechen  ohne  Prämien 

39  °/o 

42  °/o 

47  °/o 

Damit  wir  uns  über  die  Wirkung  der  Prämiensysteme 
auf  den  Arbeiterwechsel  klar  werden,  wollen  wir  das  Verhält- 
nis zwischen  Zugang  und  Abgang  für  jede  der  12  Zechen  in 
Zahlen  zum  Ausdruck  bringen. 

Wir  setzen  deshalb  den  Abgang  jedesmal  gleich  1.  Dann 
verhält  sich  der  Arbeiterzugang  zu  dem  Arbeiterabgang 


I.  auf  den  Zechen 
Prämien: 


m i t 


Zu 


Ab 

Jahre  1901 


auf  den  Zechen  ohne 
Prämien: 

Zu  Ab 


1.  Carolus  Magnus 

wie 

2,50  : 1 

1.  Neu-Cöln 

wie 

1,78  : 1 

2.  Helene 

,, 

1,72  : 1 

2.  Prosper  I 

1,25  : 1 

3.  Wolfsbank &Neuwesel ,, 

1,28  : 1 

3.  Neu-Essen 

yl  J 

1,16  : 1 

4.  Carolinengliick 

77 

1,53  : 1 

4.  Hannover  1 /II 

77 

0,96  : 1 

5.  Königsgrube 

77 

1,03  : 1 

5.  Hannibal  I 

77 

1,06  : 1 

6.  Hibernia 

Jf 

1,08  : 1 

6.  Sälzer  & Neuack 

77 

1,21  : 1 

in  [ ; Xis  xiodiA 

i5b  rt 

im  Jahi 

-e  1903 

1.  Carolus  Magnus 

wie 

2,22  : 1 

1.  Neu-Cqln 

wie 

1,50  : 1 

2.  Helene 

u 

1,65  : 1 

2.  Prosper  I 

77 

1,73  : 1 

3.  Wolfsbank  & Neu  wesel ,, 

2,03  ; 1 

3.  Neu-Essen 

77 

0,88  : 1 

4.  Carolinenglück 

' 

1,04  : 1 

4.  Hannover  I / 1 1 

77 

1,00  : 1 

5.  Königsgrube 

,, 

1,25  : 1 

5.  Hannibal  I 

77 

1,02  : 1 

6.  Hibernia 

77 

1,16  : 1 

6.  Sälzer  & Neuack 

77 

1,20  : 1 

im  Jahre  1906 

1.  Carolus  Magnus 

wie 

2,05  : 1 

1.  Neu-Cöln 

wie 

1,38  : 1 

2.  Helene 

7 ) 

1,14  : 1 

2.  Prosper  I 

77 

1,22  : 1 

3.  Wolfsbank  & Neu  wesel ,, 

1,39  : 1 

3.  Neu-Essen 

77 

4,11  : 1 

4.  Carolinengliick 

77 

1,33  : 1 

4.  Hannover  I / 1 1 

• 77 

1,18  : 1 

5.  Königsgrube 

77 

1,12  : 1 

5.  Hannibal  1 

77 

0,95  : 1 

6.  Hibernia 

77 

1,21  : 1 

6.  Sälzer  & Neuack 

77 

1,12  : 1 
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Zunächst  ersehen  wir,  dass  die  Unterschiede  in  den  Ver- 
hältnissen der  einzelnen  Jahre  überhaupt  nur  sehr  gering  sind. 
Soweit  sie  aber  vorhanden  sind,  zeigen  sie  sich  im  wesent- 
lichen in  den  3 Jahren  übereinstimmend,  und  wir  wollen  gleich 
hier  hervorheben,  dass  die  Uebereinstitnmung  auch  besteht, 
wenn  wir  andere  Zechen  oder  andere  Jahre  dem  Vergleiche 
zugrunde  legen.  Das  Verhältnis  zwischen  Zugang  und  Ab- 
gang ist  im  allgemeinen  günstiger  auf  den  Zechen  mit  Prä- 
mien. 

Im  Durchschnitt  stellt  es  sich 

im  Jahre:  1901  1903  1906 

1.  für  die  Prämienzechen  wie:  1,52:1  1,59:1  1,37:1 

2.  für  die  prämienfreien  Zechen  wie:  1,23:1  1,22:1  1,16:  L 

Am  günstigsten  ist  das  Verhältnis  auf  der  Prämienzeche 
Carolus  Magnus,  auf  der  in  allen  drei  Jahren  regelmässig  dop- 
pelt soviel  Arbeiter  zugekommen  als  abgekehrt  sind.  Am 
ungünstigsten  ist  es  dagegen  auf  den  prämienfreien  Zechen 
Hannover,  Neu-Essen  und  Hannibal.  Hier  sind  in  den  einzel- 
nen Jahren  zuweilen  mehr  Arbeiter  abgekehrt  als  zugekom- 
men sind.  Dies  ungünstige  Verhältnis  finden  wir  auf  keiner 
der  Prämienzechen,  was  besonders  erwähnenswert  ist,  weil 
wir  darin  eine  Bestätigung  der  Ausführungen  finden,  welche 
wir  vorher  über  den  Zweck  und  das  Ziel  der  Prämieneinrich- 
tung gemacht  haben. 

Unsere  Ausführungen  werden  auch  durch  die  Tatsache 
bestätigt,  dass  auf  den  Prämienzechen  der  Arbeiterzugang 
allgemein  grösser  ist,  als  auf  den  prämienfreien  Zechen,  wie 
sich  aus  der  Zusammenstellung  ergibt.  Dies  Moment  gewinnt 
um  so  mehr  an  Bedeutung,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  prä- 
mienfreien Zechen  fast  alle  recht  günstige  unterirdische  Ver- 
hältnisse haben. 

Es  scheint  somit,  als  ob  sich  der  Bergarbeiter  mehr  zu 
den  Zechen  hingezogen  fühlt,  auf  denen  den  Betriebsbeamten 
Prämien  gewährt  werden. 

Hiernach  müssten  wir  also  die  oben  aufgeworfene  Frage 
über  den  Einfluss  der  Prämieneinrichtung  in  einem  für  sie  gün- 
stigen Sinne  beantworten.  Trotzdem  wollen  wir  die  Antwort 
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auf  jene  Frage  offen  lassen.  Wir  tun  dies  aus  dem  Grunde, 
weil  wir  der  Statistik  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins 
aus  den  vorher  angegebenen  Gründen  keine  endgültige  Be- 
weiskraft zusprechen  können.  Sodann  spielen  auch  die  per- 
sönlichen Entschliessungen  der  Bergarbeiter  eine  grosse  Rolle 
bei  dem  Arbeiterwechsel.  Soviel  steht  aber  fest,  dass, 
wenn  die  Zahl  der  wechselnden  Arbeiter  verhältnismässig 
so  gross  und  ständig  im  Steigen  begriffeu  ist,  die  Ursache 
zum  geringsten  Teil  in  der  schlechten  Behandlung  der  Berg- 
arbeiter durch  die  Betriebsbeamten  zu  suchen  ist,  was  mit 
eine  Folge  der  Prämieneinrichtung  sein  kann,  wie  wir  weiter 
unten  sehen  werden. 

Neben  den  jeweiligen  Betriebs- und  Lebensverhältnissen 
trägt  aber  das  zur  Verfügung  stehende  Arbeitermaterial  den 
grössten  Teil  der  Schuld  an  dem  hohen  Wechsel.  Was  vom  Osten 
an  Polen,  Kroaten  oder  anderen  Kindern  fremdsprachiger  Nation 
nach  dem  westlichen  Industriezentrum  abwandert,  ist  nicht 
gerade  die  Blüte  des  betreffenden  Volkes,  sondern  es  befin- 
den sich  viele  unstete  und  unzuverlässige  Elemente  darunter, 
deren  Behandlung  und  Fesselung  an  einer  Grube  besonders 
schwierig  ist,  beziehungsweise  noch  besondere  Mühe  erfor- 
dert. Ein  Blick  auf  die  Rubrik  der  zweiten  Tabelle  „Anteil 
der  Ausländer“  zeigt  uns,  dass  die  Ausländer  auf  vielen 
Zechen  fast,  zuweilen  sogar  über  die  Hälfte  der  Beleg- 
schaft ausmachen.  Diese  Zechen  weisen  aber  auch  in  der 
Regel  die  höchste  Durchschnittszahl  in  dem  Arbeiter- 
wechsel auf. 

Wir  können  es  daher  dem  Bergherrn  nicht  ver- 
denken, wenn  er  bei  diesen  obwaltenden  ungünstigen  Ver- 
hältnissen seine  Steiger  durch  zweckentsprechende  Lohn- 
methoden anzueifern  sucht,  dem  Wandertriebe  der  Berg- 
leute entgegenzutreten  und  ihn  nach  Möglichkeit  einzu- 
dämmen. 

Jedes  Anwachsen  des  Arbeiterwechsels  schadet  nur 
und  zeitigt  in  jeder  Richtung,  sei  es  in  volkswirtschaftlicher, 
sozialer  oder  technischer,  nur  ungünstige  Folgen,  die  un- 
vermeidlich sind,  weil  naturgesetzlich  gegeben.  Daraus 
ergibt  sich  von  selbst,  dass  dem  Bergherrn  daran  gelegen 
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sein  muss,  den  Arbeiterwechsel  auf  das  Mindes.tmass  ein- 
zuschränken. Jede  Einrichtung  und  Massnahme,  die  zu  diesem 
Zweck  getroffen  werden,  sind  ohne  weiteres  anzuerkennen; 
und  wir  wollen  gleich  hierbei  hervorheben,  dass  wir  den 
neugegründeten  Zentralarbeitsnachweis  in  dieser  Hinsicht 
nur  willkommen  heissen  können.  „Denn  man  hat  es  unter 
unseren  Verhältnissen  mit  einer  Klasse  (Arbeiterklasse)  zu 
tun,  in  der  Unverstand,  Rohheit  und  Mangel  an  Ehrgefühl 
noch  in  grosser  Ausdehnung  vorhanden  sind,  gegen  welche 
die  Gesellschaft  und  vor  allem  die  Arbeiter  selbst  nach- 
drücklichst  geschützt  werden  müssen.“1) 

Daraus  ergeben  sich  wichtige  folgen  für  die  Gestaltung 
des  Bergbaues. 

Der  Betrieb  wird  sich  ruhig  und  stetig  fortentwickeln. 
Diese  Entwickelung  hat  zur  Folge  eine  Vermehrung  der 
Produktion  und  damit  eine  Vermehrung  des  Kapitals.  Eine 
unvermeidliche  Folge  davon  ist  eine  Verbesserung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  des  Bergherrn,  des  Bergarbeiters  und 
schließlich  der  wirtschaftlichen  Gesamtlage. 

Sodann  werden  die  Elemente  der  Unsicherheit  vermin- 
dert. Solche  sind  die  Gefährlichkeit  des  unterirdischen 
Grubenbetriebes  an  sich,  ferner  seine  heutige  Ausdehnung 
und  Handhabung,  die  es  mit  sich  gebracht  haben,  dass  jeder 
Arbeiter  und  Steiger  eine  grosse  Selbständigkeit  im  Betriebe 
erlangt  hat.  Um  so  mehr  können  daher  nur  zuverlässige, 
tüchtige,  umsichtige  und  aufrichtige  Arbeiter  und  Beamte 
gefordert  werden.  Was  zuweilen  von  ihrer  Tüchtigkeit, 
Zuverlässigkeit  und  Umsicht  abhängt,  zeigt  sich  bei  jedem 
grösseren  Grubenunglück  und  hat  sich  besonders  bei  den 
größeren,  in  der  Öffentlichkeit  mehr  bekannt  gewordenen 
Grubenunglücken  gezeigt,  wie  Courrieres,  Reden  und  Rad- 
bod,  wo  Hunderte  von  Menschenleben  und  Millionen  von 
Kapitalien  in  wenigen  Minuten  vernichtet  wurden. 

Weiter  gehören  zu  diesen  Elementen  die  Änderungen 
in  der  Konjunktur,  d.  h.  in  der  Gesamtheit  der  von  dem 


1)  Conrad  a.  a.  O.  S.  262. 
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Bergherrn  unabhängigen  Verhältnisse,  welche  auf  die  Pro- 
duktion, den  Absatz  der  Kohlen  Einfluss  gewinnen  können, 
z.  B.  Streiks  *),  Veränderungen  in  den  öffentlichen  Zuständen, 
in  den  Lagerungsverhältnissen  usw. 

Aber  auch  über  die  behandelten  Wirkungen  hinaus 
können  sich  noch  andere  Wirkungen  äussern. 

Das  Streben  des  Steigers  nach  hoher  Prämie  kann 
unter  Umständen  die  Grenze  des  gemeinüblichen  und  zuläs- 
sigen Masses  überschreiten.  Es  können  sich  dabei  Eigen- 
schaften und  Formen  herausbilden,  die  als  ungesund  zu  be- 
zeichnen und  mit  der  Obliegenheit  als  Grubenaufsichts- 
beamter nicht  vereinbar  sind.  Neben  dem  Streben  nach 
eigenem  wirtschaftlichen  Vorteil  können  Furcht  vor  Miss- 
achtung oder  das  Streben  nach  Auszeichnung  und  Anerken- 
nung den  Steiger  bestimmen.  Dadurch  werden  Rücksichten 
auf  die  menschliche  Natur  des  Arbeiters,  seine  Gesundheit, 
sein  Leben  zurückgedrängt.  Besonders  wenn  die  Prämie 
für  hohe  Förderung  oder  gute  Leistung  gewährt  wird,  kann 
der  Steiger  in  seinem  Diensteifer,  dem  ja  ganz  ehrenwerte 
und  anzuerkennende  IVlotive  zugrunde  liegen  mögen,  schliess- 
lich jedes  Verständnis  für  die  aufreibende  und  schwere  Ar- 
beit des  Bergarbeiters  verlieren. 

Dann  „ist  jedem  Prämiensystem  eigentümlich,  eine 
Neigung  zu  oberflächlicher  Arbeit  zu  begünstigen“,  so  Pro- 
fessor der  Staatswissenschaften  an  der  Akademie  Posen, 
Dr.  L.  Bernhard.1 2)  Dies  liegt  besonders  bei  den  Selbst- 
kostenprämien nahe,  wie  wir  vorher  bereits  ausgeführt 
haben. 

Betrachten  wir  mal  die  verschiedenen  Prämien,  so  er- 
kennen wir  zunächst,  dass  ihre  Berechnung  und  Ermittelung 
zuweilen  sehr  kompliziert  und  umständlich  ist. 

Den  Vorzug  vor  allen  zur  Anwendung  kommenden 
Methoden  werden  wir  derjenigen  geben  müssen,  bei  der  der 
Prämienbetrag  von  vornherein  bestimmt  ist,  wie  es  bei  den 
garantierten  Prämien  der  Fall  ist. 

1)  Natorp,  Der  Ausstand  der  Bergarbeiter  im  Niederrhein. 
Westfäl.  Industriebezirk.  Essen  1889. 

2)  Bernhard-Schloss  a.  a.  O.  S.  101. 
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Auch  lässt  sich  nichts  gegen  jene  Methoden  der 
schwankenden  Prämien  einwenden,  die  von  einer  Grund- 
prämie ausgehen  und  den  Beamten  die  Gewähr  bieten,  dass 
der  zur  Auszahlung  kommende  Betrag  nicht  unter  ein  Mini- 
mum sinkt  oder  ein  Maximum  übersteigt,  oder  die  die  Be- 
rechnung nach  einer  allgemein  bekannt  gegebenen  Skala 
ausführen. 

Diese  Methoden  weisen  zweifellos  einen  wesentlichen 
Vorteil  gegenüber  jenen  Verfahren  auf,  die  die  Prämie  er- 
rechnen, ohne  eine  Grundprämie  oder  eine  Maximal-  oder 
Minimalgrenze  anzunehmen.  Wir  müssen  diese  Methoden 
schon  deshalb  für  unzweckmässig  erklären,  weil  es  dem 
Beamten  nicht  möglich  ist,  selbst  festzustellen,  wieviel  er 
am  Schluss  des  Monats  verdient  haben  wird.  Derartige 
Prämien  können  bei  dem  Beamten  nur  zu  leicht  das  un- 
sichere Gefühl  hervorrufen,  dass  er  mit  einem  Teil  seines 
Einkommens  von  der  persönlichen  Gunst  seiner  Vorgesetz- 
ten abhängig  ist.  Sie  sind  somit  geeignet,  im  Verkehr  zwi- 
schen dem  Bergherrn  oder  seinem  Vertreter  und  dem  Be- 
amten einerseits  und  zwischen  den  einzelnen  Beamten 
andererseits  Unzuträglichkeiten,  wie  Misstrauen  und  Erbitte- 
rung, Missgunst  und  Verfeindung  hervorzurufen.  Diese  Mo- 
mente haben  aber  unbedingt  aus  dem  Grubenbetriebe  fern 
zu  bleiben. 

Auch  der  zuweilen  nicht  unerhebliche  Unterschied  in 
der  Höhe  der  zur  Auszahlung  kommenden  Prämien  kann 
zu  Unzuträglichkeiten  erwähnter  Art  Veranlassung  geben. 
Freilich  werden  sich  diese  Unterschiede  niemals  ganz 
umgehen  lassen.  Denn  die  wirtschaftlichen  Ergebnisse 
der  Bergwerke  hängen  nicht  allein  von  der  jeweiligen 
Konjunkturlage  ab,  sondern  auch  und  zum  grössten  Teile 
von  den  jeweiligen  unterirdischen  Verhältnissen.  Sind  diese 
auf  den  einzelnen  Werken  ungünstig,  so  arbeiten  diese 
Werke  selbst  bei  guter  Konjunktur  unwirtschaftlicher  als  der 
Durchschnitt  besser  gestellter  Werke.  Jene  können  dem- 
entsprechend die  anerkennenswerte  Arbeit  ihrer  Betriebs- 
beamten in  materieller  Hinsicht  auch  nicht  so  bewerten,  wie 
die  unter  günstigen  Verhältnissen  bauenden  Werke. 
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Andererseits  ist  es  aber  zu  verurteilen,  wenn  die 
Prämien  auf  einigen  Zechen  fast  die  Höhe  der  vertraglich 
zugesicherten  Bezüge  erreichen.1)  Auf  der  Zeche  Consoli- 
dation  und  den  Zechen  der  Harpener-Bergbau-Aktiengesell- 
schaft  beziehen  die  Reviersteiger  im  Durchschnitt  monatlich 
106  bezw  105  Mark  Prämie.  Das  sind  über  50  Prozent 
des  ausbedungenen  Lohnes,  wenn  wir  den  Durchschnitts- 
monatslohn der  Reviersteiger  mit  200  Mark  annehmen;  für 
die  jüngeren  Hilfssteiger  stellen  sich  diese  Zahlen  noch  un- 
günstiger, da  sie  ein  geringeres  Gehalt  beziehen. 

Derartig  hohe  Prämien  können,  da  sie  vertraglich  nicht 
zugesichert  werden,  selbst  nach  der  ökonomischen  Seite  hin 
nicht  einmal  für  die  Beamten  jener  Zechen,  die  die  Prämie 
innerhalb  eines  Maximums  oder  Minimums  schwanken  las- 
sen, weder  wünschenswert  noch  vorteilhaft  sein,  geschweige 
denn  von  den  Nachteilen,  wenn  den  Schwankungen  keine 
Grenzen  gesetzt  sind.  Sie  erschweren  nur  zu  leicht  die  für 
die  Einzelwirtschaft  so  wünschenswerte  und  notwendige 
Regelmässigkeit  in  der  Lebenshaltung.  Sie  werden  daher 
leicht  jene  Übelstände  im  Gefolge  haben,  die  sich  früher 
oder  später  einzustellen  pflegen,  wenn  eine  geregelte  und 
geordnete  Haushaltung  nicht  recht  geführt  wird. 

Wie  bereits  hervorgehoben,  ist  es  Pflicht  der  Berg- 
herren, die  Gegensätze  im  Bergbaubetriebe  nach  Möglichkeit 
mit  ausgleichen  zu  helfen.  Dazu  gehört  auch,  das  soziale 
und  wirtschaftliche  Leben  in  den  Bergbaukreisen  auch  weiter- 
hin mit  fördern  und  stärken  zu  helfen.  Auf  einen  ganzen 
Erfolg  wird  aber  erst  dann  gerechnet  werden  können,  wenn 
nur  solche  Prämiensysteme  in  der  Praxis  angewendet  werden, 
denen  die  Fehler  und  Mängel  der  in  Anwendung  stehenden 
nicht  anhaften. 

Wenn  heutzutage  der  weitaus  grösste  Teil  der  Be- 
triebsbeamten nicht  die  Beseitigung  der  Prämiensysteme  an 
sich,  sondern  nur  die  Beseitigung  der  Willkür  bei  der  Be- 
rechnung der  Prämien  erstrebt,  was  wir  hiermit  ausdrücklich 
hervorheben  wollen,  so  lässt  sich  daraus  schon  entnehmen, 


1)  Vergleiche  dazu  S.  28  und  52  unserer  Abhandlung. 
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dass  Unzuträglichkeiten  und  Auswüchse  der  oben  erwähnten 
Arten  nicht  ausgeschlossen  sind  und  in  der  Praxis  Vorkom- 
men, von  den  tüchtigen  und  rechtschaffend  denkenden  Be- 
triebsbeamten aber  unliebsam  empfunden  und  verworfen 
werden. 

Die  Prämiensysteme  müssen  so  beschaffen 
sein,  dass  sie  die  öffentlichen  Kritiken  nach  jeder 
Richtung  hin  bestehen,  nur  dann  wird  die  Agi- 
tation gegen  sie  im  S a nd e v e r la u f e n.  Dazu  gehört, 
um  noch  einmal  alles  zu  sammenzu fassen: 

1.  Durchführung  der  Berechnung  der  Prämien 
nach  bestimmten  den  Betriebsbeamten  bekannt 
gegebenen  Grundsätzen,  am  besten  und  zweck- 
mässigsten  nach  einer  Skala.  Diese  Forderung 
müssen  wir  als  selbstverständlich  und  natür- 
lich voraussetzen. 

2.  Festsetzung  einer  den  jeweiligen  Gruben-  und 
Tagesverhältnissen  angepassten  Maximal-  und 
Minimalstufe,  innerhalb  von  welchen  die 
Prämie  nur  schwanken  darf. 

3.  Festsetzung  des  Höchstbetrages  der  zur  Aus- 
zahlung kommenden  Prämien,  welche  zusam- 
men nicht  mehr  als  50  Prozent  des  ausbe- 
dungenen Monatslohnes  ausmachen  dürfen. 

4.  Ausschaltung  des  Grubenholzes  aus  der 
Selbstkostenberechnung. 


V. 


Schlussbemerkungen. 

Zum  Schluss  der  Abhandlungen  wollen  wir  uns  noch 
kurz  der  Frage  über  die  prinzipielle  Anerkennung  der  Prämien- 
systeme in  dem  Bergbaubetriebe  zuwenden,  die  ja  zum  Teil 
ihre  Beantwortung  schon  durch  das  vorher  Gesagte  gefunden 
hat.  Wir  werden  nicht  im  Zweifel  darüber  sein  können,  wie 
die  endgültige  Antwort  darauf  zu  lauten  hat. 

Die  Einrichtung  der  Prämiensysteme  als  solche  wird 
man  schwerlich  verneinen  können.  Dazu  liegt  kein  Grund  vor. 

Damit  kommen  wir  überhaupt  zur  Untersuchung  der 
Rechtsfrage,  die  wir  allerdings  nur  beiläufig  zu  berühren 
brauchen,  da  wir  sie  bereits  im  Teil  I erörtert  haben.  Wir 
resümieren  uns  dahin,  dass  die  Gesetze  keine  Bestimmungen 
enthalten,  gegen  welche  die  Einrichtung  der  Prämiensysteme 
verstösst  oder  gesetzwidrig  wäre. 

Es  bleibt  uns  daher  nur  noch  übrig,  zu  untersuchen, 
ob  etwa  der  Gesichtspunkt  der  Ehrverletzung  vorliegt.  Wollen 
wir  hierbei  zu  einem  objektiven  Urteil  kommen,  werden  wir 
an  die  Beurteilung  dieser  Frage  nicht  vom  Standpunkt  des 
einzelnen,  d.  h.  weder  vom  Standpunkt  des  Ehrgefühls  des 
Bergherrn  noch  von  dem  des  Betriebsbeamten,  herantreten 
dürfen.  Die  Frage  muss  vielmehr  vom  Standpunkt  der  all- 
gemein menschlichen  und  bürgerlichen  Ehre  beurteilt  werden. 

Ehre  im  subjektiven  Sinne  ist  die  sittliche  Würde  einer 
Person,  im  objektiven  Sinne  die  dieser  Würde  entsprechende 
äussere  Achtung,  welche  eine  Person  von  anderen  bean- 
spruchen kann.  Dabei  ist  zwischen  der  allgemein  mensch- 
lichen und  der  bürgerlichen  Ehre  zu  unterscheiden.  Erstere 
ist  diejenige  Würde  und  Achtung,  welche  dem  Menschen 
als  solchem  zukommt  und  nach  den  Grundsätzen  der  Moral 
von  ihm  einerseits  beobachtet  werden  muss  und  anderer- 
seits beansprucht  werden  kann.  Die  bürgerliche  Ehre  da- 
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gegen  ist  die  Anerkennung  und  Achtung,  welche  der  Per- 
sönlichkeit als  solcher,  dem  Rechtssubjekte,  gebührt,  die  wir 
als  rechtsfähige  Wesen  — sei  es  überhaupt  (sogenannte  ge- 
meine Ehre),  sei  es  in  besonderen  Kreisen  und  als  Genossen 
eines  gewissen  Standes  (sogenannte  besondere  oder  Standes- 
ehre) — in  Anspruch  nehmen  können.  Diese  bürgerliche 
Ehre  ist  der  unmittelbare  Ausfluss  der  Rechtsfähigkeit,  und 
darum  muss  ein  totaler  oder  teilweiser  Verlust  der  letzteren 
auch  den  Verlust  oder  die  Minderung  der  bürgerlichen  Ehre 
nach  sich  ziehen;  mit  anderen  Worten : die  Schmälerung  und 
der  Verlust  der  bürgerlichen  Ehre  sind  gleichbedeutend  mit 
Minderung  und  Entziehung  der  Rechtsfähigkeit  selbst1). 

Wir  ersehen  hieraus  ohne  weiteres,  dass  die  Prämien- 
systeme weder  etwas  Ehrunzulässiges  noch  Ehrverletzendes 
darstellen;  denn  die  Würde,  Achtung  und  Anerkennung  der 
Steiger  wird  durch  sie  in  keiner  Weise  irgendwie  berührt. 
Man  kann  deshalb  auch  nicht  davon  sprechen,  „dass  in  den 
Prämiensystemen  eine  Missachtung  des  Steigerstandes  vor- 
liegt, und  dass  derjenige,  der  den  Prämienstandpunkt  vertritt, 
den  ganzen  Steigerstand  beleidigt“.  Und  zwar  um  so 
Weniger,  weil  ähnliche  Einrichtungen  auch  bei  anderen  Unter- 
nehmen bestehen  und  gern  dann  angewendet  werden2),  wenn 
es  darauf  ankommt,  das  Interesse  der  Beamten  an  dem 
Unternehmen  zu  erwecken  und  zu  fördern.  Dass  es  solcher 
Einrichtungen  auch  bei  dem  Bergbaubetriebe  bedarf,  geht  aus 
der  ganzen  Abhandlung  hervor.  Wir  wollen  sie  hier  noch 
durch  einige  interessante  Zahlen  ergänzen. 

Nach  den  Aufstellungen  der  Zechen  betragen  beispiels- 
weise die  sozialen  Lasten  heute  schon  0,75 — 1.00  Mark3) 
auf  die  Tonne  Kohlen. 


1)  Encyklopädie  des  allgem.  Wissens,  Meyer’s  Konversations- 
Lexikon,  Bd.  V,  S.  342;  4.  Auflage,  Leipzig  1890. 

2)  Be  r nhard - S chloss  a.  a.  O.  S.  84,  121  ff.,  S.  133  f. ; hier 
sind  mehrere  andere  Unternehmen  namhaft  gemacht.  Desgl.  bei 
Sidney  & Beat  rice  Webb,  Industrial  Democracy,  Bd.  I,  S. 285  f. 

3)  Sozialpolitische  Verhandlungen  zum  Etat  des  Reichsamtes 
des  Innern,  1908.  Verlag  von  Wilh.  Ernst  & Sohn,  Berlin. 
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Über  den  Anteil,  welchen  die  sozialen  Lasten  in  dem 
Etat  der  Bergwerke  ausmachen,  geben  uns  die  Geschäfts- 
berichte1) verschiedener  Bergwerksunternehmen  Auskunft. 

Beispielsweise  hat  nach  den  letzten  Geschäftsberichten 
die  Zeche  König  Ludwig  bei  Recklinghausen  an  sozialen 
Lasten  764  450  Mark  zu  zahlen  gehabt;  das  sind  0,68  Mark 
auf  die  Tonne  Förderung  oder  4,37  Prozent  vom  Werte  der 
verkauften  Produkte,  23,53  Prozent  von  dem  gesamten  Be- 
triebsgewinn. 

Die  Zeche  Graf  Bismarck  bei  Gelsenkirchen,  eine  unserer 
grössten  und  leistungsfähigsten  Gewerkschaften,  hat  zu  leisten 
1 392  541  Mark  oder  0,94  Mark  auf  die  Tonne  Kohlen;  das 
sind  23,5  Prozent  vom  Gesamtüberschuss  und  38,68  Pro- 
zent von  der  gezahlten  Ausbeute. 

Die  Zeche  Graf  Schwerin  bei  Recklinghausen  hat  be- 
zahlt 259  665  Mark,  gleich  28  Prozent  vom  Gesamtüberschuss, 
gleich  43  Prozent  der  Ausbeute. 

Die  Zeche  Consolidation  bei  Schalke-Gelsenkirchen  hatte 
zu  bezahlen  1 283  715  Mark  oder  0,80  Mark  auf  die  Tonne 
Kohlen  oder  213,95  Mark  auf  den  Kopf  der  Belegschaft  oder 
gleich  8,2  Prozent  des  Aktienkapitals  und  28,65  Prozent  des 
verteilten  Gewinns. 

Die  Zeche  Johann  Deimelsberg  endlich  bezahlte  154  858 
Mark  gleich  151  Mark  auf  den  Kopf  der  Belegschaft  gleich 
27,6  Prozent  des  Überschusses  gleich  44,2  Prozent  der 
Ausbeute. 

Diese  Zahlen  genügen  immerhin,  um  erkennen  zu  können, 
dass  der  Bergwerksunternehmer  mehr  wie  jeder  andere  Unter- 
nehmer darauf  bedacht  sein  muss,  möglichst  haushälterisch 
und  sparsam  zu  wirtschaften. 

In  der  gegenwärtigen  Wirtschaftsperiode  wird  allgemein 
dahin  gestrebt,  möglichst  sparsam  zu  wirtschaften.  Ange- 
sichts dieser  Zeitströmung  würde  es  um  so  sonderbarer 
muten,  wollte  der  Bergwerksunternehmer  sie  sich  nicht  zu 
eigen  machen  und  sollte  er  Einrichtungen  aufzugeben  ge- 


ll Geschäftsberichte  für  das  Jahr  1908. 
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zwungen  werden,  die  im  Gründe  genommen  nichts  Anderes 
sind,  als  jene  Bestrebungen  in  die  Tat  umgesetzt,  und  die 
ausserdem  den  grossen  Vorzug  in  sich  vereinigen,  dass  mit 
der  erhöhten  wirtschaftlichen  Tätigkeit  eines  Beamten,  die 
jede  besonders  anerkennenswerte  Arbeit  von  selbst  mit  sich 
bringt,  auch  die  materielle  Entschädigung  für  dieselbe  in 
Einklang  gebracht  wird. 

Im  ganzen  genommen  sind  die  Prämiensysteme  auch 
noch  ein  gewisser  Ansporn  für  die  Betriebsbeamten,  um 
ihre  Widerstandskraft  gegenüber  dem  stetigen  Drängen  der 
Bergarbeiter  nach  Erhöhung  der  Löhne  und  nach  Herab- 
setzung der  Leistung  in  etwas  zu  stärken.  Dass  es 
solcher  Ansporne  bedarf,  beweisen  die  noch  nicht  allzu 
lange  zurückliegenden  Verhandlungen  vor  dem  Amtsgericht 
in  Saarbrücken  über  Bestechungen  der  Betriebsbeamten 
durch  Bergarbeiter1).  — Diese  hatten  es  nämlich  ver- 
standen, durch  Geldgeschenke  eine  grössere  Anzahl 
von  Betriebsbeamten  der  königlichen  Gruben  bei  Saar- 
brücken sich  gefügig  zu  machen,  um  ihnen  bessere  Arbeits- 
bedingungen einzuräumen.  — Da  die  Betriebsbeamten  auf 
den  Saargruben  keine  Prämien  beziehen,  und  da  andererseits 
auf  den  Gruben  mit  Prämien  derartige  Übelstände  bisher 
noch  nicht  beobachtet  worden  sind,  so  sprechen  jene  Vor- 
kommnisse nur  für  die  Beibehaltung  der  Prämiensysteme. 

Wir  werden  uns  nicht  im  Unklaren  darüber  sein  können, 
dass  die  Abschaffung  der  Prämiensysteme  im  niederrheinisch- 
westfälischen Bergbaubetriebe  in  gleicher  Weise  eine  Ver- 
minderung der  Einwirkung  der  Beamten  auf  die  Berg- 
arbeiter und  der  Zechenvertreter  auf  die  Beamten  zur  Folge 
haben  wird.  Beides  wird  schwere  Folgen  nach  sich  ziehen. 
Es  wird  sich  bald  eine  Abnahme  in  der  gediegenen  Fort- 
entwicklung des  Betriebes,  damit  aber  eine  Erhöhung  der 
Unfallziffer  und  schliesslich  auch  eine  Abschwächung  des 
Gegensatzes  zwischen  Beamten  und  Arbeiter  bemerkbar 
machen.  Letzteres  wird  zweifellos  im  Sinne  der  von  der 


1)  Kölnische  Zeitung,  1909,  Nr.  225,  232,  334.  Ebenso  Tägliche 
Rundschau,  1909,  Nr.  227,  240. 
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Sozialdemokratie  angestrebten  Herbeiführung  einer  Interessen- 
gemeinschaft zwischen  Arbeiter  und  Beamten  wirken.  So- 
lange aber  die  Sozialdemokratie  ihre  gegen  die  allgemeine 
Gesellschaftsordnung  gerichteten  Tendenzen  nicht  ändert, 
muss  jene  Interessengemeinschaft  als  ausgeschlossen  gelten. 

Mögen  sich  auch  bei  den  zur  Anwendung  kommenden 
Prämiensystemen  Unzuträglichkeiten  und  Übelstände  ein- 
stellen, die  der  Abstellung  bedürfen,  so  kann  es  sich  nur 
um  Auswüchse  handeln,  wie  sie  sich  bei  allen  Unternehmen 
von  einer  für  das  Wirtschaftsleben  so  stark  berührenden 
Bedeutung,  wie  der  Bergbau,  einstellen  können.  Es  kann 
sich  daher  auch  nur  um  die  Beseitigung  dieser  Auswüchse 
handeln. 

Über  die  prinzipielle  Anerkennung  der  Prämiensysteme 
für  den  Bergbaubetrieb  dürfte  deshalb  kaum  eine  Meinungs- 
verschiedenheit bestehen.  Lediglich  über  ihre  innere  Organi- 
sation und  deren  Folgen  scheint  man  verschiedener  Meinung 
sein  zu  können. 
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Anlage  I. 


Unfälle  unter  Tage 

I.  Zechen  mit  Prämien: 


Name  Jahr: 

1901 

1902 

1903 

1904  1 

1905 

1906 

1.  Carolus  Magnus: 

°/o 

°/o 

°/o 

o/o 

°/o 

°/o 

a)  überhaupt  unter  Tage 

171 

196 

200 

176 

164 

199 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

45,3 

53,6 

74,8 

31,4 

50,6 

30,8 

2.  Helene  & Amalie: 

a)  überhaupt  unter  Tage 

160 

178 

199 

189 

180 

222 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

30,4 

26,0 

48,1 

32,4 

44 

41,3 

3.  Wolfsbank  & Neuwesel: 

a)  überhaupt  unter  Tage 

201 

188 

229 

255 

211 

209 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

62,4 

31,1 

56,8 

64,3 

62,7 

65,6 

4.  Carolinenglück: 

a)  überhaupt  unter  Tage 

133 

95,9 

104 

97 

135 

105 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

56,5 

39,1 

48 

49 

50,13 

46,57 

5.  Königsgrube: 

a)  überhaupt  unter  Tage 

73,4 

79 

77,9 

76 

86,9 

130 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

50,14 

60,65 

51 

49 

38,75 

52,37 

6.  Hibernia: 

a)  überhaupt  unter  Tage 

132 

134 

150 

132 

107 

138 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

51,57 

41 

47 

46 

32,84 

49,76 

1 
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auf  100  Arbeiter. 

II.  Zechen  ohne  Prämien: 


Name  Jahr: 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1.  Neu-Cöln: 

°/o 

°/o 

°/o 

°/o 

°/o 

o/o 

a)  überhaupt  unter  Tage 

174 

215 

207 

152 

147 

149 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

33,5 

49,1 

47,2 

37,5 

44,3 

42,5 

2.  Prosper: 

a)  überhaupt  unter  Tage 

184 

184 

198 

209 

174 

208 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

30,9 

24,6 

37 

39,8 

40,1 

47 

3.  Neu-Essen : 

a)  überhaupt  unter  Tage 

195 

177 

166 

176 

184 

209 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

53,3 

41,8 

39,2 

51,6 

59,6 

54,9 

4.  Hannover: 

a)  überhaupt  unter  Tage 

91,9 

82,9 

62,9 

100,2 

100,9 

103,3 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

37,4 

31,5 

35,6 

48,9 

43,27 

48,37 

5.  Hannibal: 

a)  überhaupt  unter  Tage 

103 

77,1 

58,7 

82,5 

155 

102,8 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

37 

28,37 

34,2 

32,9 

48,97 

45,9 

6.  Salzer  & Neuack : 

a)  überhaupt  unter  Tage 

103 

171 

172 

172,7 

195,6 

174 

b)  über  4 Wochen  Dauer 

52 

55,7 

50,6 

68,3 

57,0 

43,4 

Wechsel  auf  100  Arbeiter. 
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Lebenslauf. 


Ich,  Fritz  Wiessner,  evangelischer  Konfession,  bin  am 
23.  Oktober  1879  als  Sohn  des  verstorbenen  Königl.  Preuss. 
Oberförsters  Hermann  Wiessner  zu  Heringsdorf,  Kreis 
Usedom-Wollin,  geboren. 

Nach  Absolvierung  des  Realprogymnasiums  zu  Wolgast, 
erhielt  ich  Ostern  1899  das  Zeugnis  der  Reife  auf  dem 
Realgymnasium  „Friedrich  Wilhelm“  zu  Stettin. 

Im  Juni  1899  von  dem  Königl.  Preuss.  Oberbergamt 
Dortmund  als  Bergbaubeflissener  angenommen,  studierte  ich 
während  4 Jahre  in  Berlin  und  München  Berg-,  Rechts- und 
Sozial-Wissenschaften. 

Im  November  1903  bestand  ich  das  erste  Staats- 
examen. Ich  genügte  darauf  zunächst  meiner  Militärpflicht 
und  wurde  alsdann  als  Bergreferendar  bis  November  1908 
in  den  verschiedenen  Bergbaubezirken  Deutschlands  be- 
schäftigt, wobei  ich  mein  Augenmerk  hauptsächlich  auf  die 
sozialen  Verhältnisse  gerichtet  habe. 

Studienhalber  bereiste  ich  auch  die  österreichischen, 
französischen  und  belgischen  Kohlenreviere. 

Nach  Beendigung  meiner  Ausbildung  als  Bergreferen- 
dar bot  sich  mir  Gelegenheit  als  juristischer  Hilfsarbeiter 
bei  der  Wurmknappschaft  zu  Bardenberg-Aachen  einzutreten, 
welchen  Posten  ich  zur  Zeit  als  Justitiar  noch  bekleide. 


